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1. Der Fall Agnes Dürer gegen Sebald Beham 

 

Am 22. Juli 1528 verbot der Nürnberger Rat „bei straff […], die man gegen iren leib vnd gutern 

furnemen wird“ dem Maler Sebald Beham1, der wohl zwischen 1515 und 1520 in der Werkstatt 

Albrecht Dürers ausgebildet worden war, und dem Drucker Hieronymus Andreae etwas „der 

proporcionen halben ausgeen zu laßen, pis das exemplar, vom Durer gemacht, ausgangen vnnd 

gefertigt ist“.2 Dennoch erschien Ende August 1528 Sebald Behams Band Maß und Proportion der 

Ross3, der sich sehr stark an Dürers Proportionslehre orientiert. Nach Aussage von Johannes 

Cammerarius basiert das Werk auf Albrecht Dürers gesammeltem Material zur Proportion des 

Pferdes, die Beham mutmaßlich während seiner Lehrzeit aus der Dürerschen Werkstatt 

entwendet hatte.4 Der Nürnberger Rat beschlagnahmte daraufhin den Druck und versuchte 

Sebald Beham zu verhaften, der sich der Strafverfolgung aber durch Flucht entzog. 

 

Vorausgegangen war eine Anzeige von Agnes Dürer, der Witwe des am 6. April 1528 verstorbenen 

Künstlers. Mit dem Tod ihres Mannes ging sein gesamter künstlerischer Nachlass, inkl. der bereits 

erstellten Druckplatten in den Besitz von Agnes Dürer über. Nachdem sie schon zu seinen 

Lebzeiten quasi als Dürers ‚Managerin‘ tätig gewesen war, mit Geschäftspartnern verhandelt, 

Reisen zu Messen unternommen und während seiner Abwesenheit die Arbeiten in der Werkstatt 

beaufsichtigt hatte, trat sie auch nach dessen Tod als Verlegerin seiner Werke auf. Neben der 

Anzeige Behams beim Nürnberger Rat, bemühte sich Agnes Dürer zudem um ein kaiserliches 

Privileg5, das ihr das Erstveröffentlichungsrecht von Dürers Lehre von der menschlichen 

Proportion6 sichern und sie zehn Jahre vor illegalen Nachdrucken und Verkäufen schützen sollte. 

Karl V. gewährte dieses Privileg, für das basierend auf antiken Traditionen u.a. das ingenium des 

                                                           

1 Zu Werk und Biographie Sebald Behams siehe Alison G. STEWART: Sebald Beham, in: Die gottlosen Maler von 

Nürnberg. Konvention und Subversion in der Druckgraphik der Beham-Brüder, hrsg. von Jürgen MÜLLER und Thomas 

SCHAUERTE, Berlin 2011, S. 13-19. 
2 Erlass des Nürnberger Rats vom 22. Juli 1528, zitiert nach: Leonie VON WILCKENS (Red.): Albrecht Dürer 1471-1971, 

Katalog zur Ausstellung des Germanischen Nationalmuseums Nürnberg, 21. Mai bis 1. August 1971, München 
21971, S. 42. 
3 Sebald BEHAM: Djses buchlein zeyget an vnd lernet ein maß oder proporcion der Ross, nutzlich iungen gesellen, 

malern vnd goltschmide[n], Nürnberg 1528 bei Friedrich Peypus [VD 16 B 1483]. 
4 VON WILCKENS: Albrecht Dürer, S. 262. 
5 Siehe hierzu Danica BRENNER: Agnes Dürers Druckprivileg. Zehn Jahre Schutz der Werkstattrechte Albrechts, in: Der 

Künstler in der Gesellschaft. Einführungen zur Künstlersozialgeschichte des Mittelalters und der Frühen Neuzeit, 

hrsg. von Andreas TACKE und Franz IRSIGLER, Darmstadt 2011, S. 214-230. 
6 Siehe hier Albrecht DÜRER: Vier Bücher von menschlicher Proportion (1528), hrsg. von Berthold HINZ, Altenburg 

2011. Zum Privileg Karls V. siehe ebd. S. 327. 
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Künstlers Voraussetzung war, am 14. August 1528. Es sicherte Agnes Dürers wirtschaftliche 

Ansprüche und gab ihr Rechtsmittel an die Hand um gegen Kopisten vorzugehen: „Das auch die 

obberürte bücher / kunst vnd proporcion / der genanten seiner witwen / so sie die in druck pringen 

last oder gepracht hette / in zehen jaren den negsten nach außgang desselben drucks / nit 

nachdrucke / noch also nachgedruckt verkauffe. […] Vn(d) bey peen zehen marck lötigs golts vns 

halb in vnser Keyerserlich kamer / vnd den andern halben teyl / der obgenanten witwen / 

vnableßlich zubezalen[…].“7 Dürers Proportionslehre erschien, im Auftrag Agnes Dürers, 

schließlich posthum am 31. Oktober 1528 in Nürnberg bei Hieronymus Andreae. 

 

Auch wenn die Frühe Neuzeit noch keinen urheberrechtlichen Schutz nach heutigem Verständnis 

kannte, ist das kaiserliche Privilegienwesen dennoch als früheste Form des Schutzes von Schrift- 

und Kunstwerken zu betrachten.8 Zudem lassen sich am Konflikt um Albrecht Dürers 

künstlerisches Erbe bereits einige Elemente aufzeigen, die bei einer heutigen Beschäftigung mit 

urheberrechtlichen Problematiken gleichermaßen zentral sind und daher stets im Hinterkopf 

behalten werden sollten: Zunächst einmal verlangt auch das frühneuzeitliche Privileg für eine 

Schutzwürdigkeit nach einer gewissen Form von Schöpfungshöhe – hier ausgedrückt durch das 

ingenium, die Begabung des Künstlers. Des Weiteren ist bereits eine Form der Rechtsnachfolge 

erkennbar und es wird deutlich, dass die Frage nach der Rechtesituation häufig durch den Tod des 

Urhebers verunklart (und oft auch massiv verkompliziert) wird. So erscheint es nicht zufällig, dass 

Sebald Beham sowie einige andere, v.a. im oberdeutschen Raum,9 just in dem Moment einen 

Vorstoß wagte, das stark an seinen früheren Lehrer angelehnte Werk auf den Markt zu bringen, 

als dieser verstorben war. Möglicherweise spekulierte er darauf, dass nun, da der Schöpfer selbst 

tot war, niemand mehr Rechte geltend machen würde resp. Agnes Dürer diese nicht würde 

durchsetzen können. Die Privilegien, die sich Dürer selbst von Kaiser Maximilian I. für andere 

Werke u.a. das Marienleben, die Apokalypse und die Große Passion, hatte einräumen lassen, 

erloschen im Übrigen mit dessen Tod nicht,10 sondern gingen mutmaßlich ebenfalls auf seine 

Witwe über. Schließlich wird augenfällig, dass hinter dem urheberrechtlichen Schutz, auch wenn 

                                                           

7 Privileg Karls V. für Agnes Dürer, Speyer 14. August 1528, zitiert nach: BRENNER: Druckprivileg, S. 218. 
8 Vgl. hierzu auch Manfred REHBINDER und Alexander PEUKERT: Urheberrecht und verwandte Schutzrechte, München 
182018, Rn. 129-134. 
9 BRENNER: Druckprivileg, S. 226. 
10 BRENNER: Druckprivileg, S. 224/225 und S. 228. Zu Dürers Privilegien siehe auch Grischka PETRI: Der Fall Dürer vs. 

Raimondi. Vasaris Erfindung, in: Fälschung – Plagiat – Kopie: künstlerische Praktiken in der Vormoderne 

(Kunsthistorisches Forum Irsee, Bd. 1), hrsg. von Brigitte Ulrike MÜNCH, Andreas TACKE, Markwart HERZOG und Sylvia 

HEUDECKER, Petersberg 2014, S. 52-69, v.a. S. 57/58. 
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es sich um den Schutz von Immaterialgütern handelt, meist handfeste materielle Interessen 

stehen. Im Fall Dürer vs. Beham wird offenbar, dass die Kopiertätigkeit nur bis zu einem 

bestimmten Grad geduldet wurde, obwohl das Nachahmen fremder Werke integraler Teil des 

Ausbildungskanons von Malern, Stechern, etc. war. Solange es sich dabei lediglich um 

Ausbildungszwecke handelte, blieb der Vorgang unproblematisch (ähnlich einer Privilegierung 

durch eine Schrankenregelung im heutigen Urheberrecht). In dem Moment aber, in dem im 

großen Stil gefälscht und unautorisierte Kopien veröffentlicht und verkauft wurden, entstand dem 

Schöpfer der Werke ein erheblicher finanzieller Schaden. Diesen wusste Agnes Dürer, ebenso wie 

zuvor ihr Mann, durch die Klage beim Nürnberger Rat sowie auf Reichsebene durch die Privilegien 

der Kaiser Maximilian I. und Karl V. abzuwehren. 

 

500 Jahre später fordert der digitale Wandel das Urheberrecht heraus. Entsprechende Schritte zu 

dessen Anpassung waren und sind die Folge. Die jüngste Novellierung des Urheberrechtsgesetzes 

ist für öffentliche Archive, „die keine unmittelbaren oder mittelbaren kommerziellen Zwecke 

verfolgen“11, von besonderem Interesse, da mit § 60f UrhG erstmals versucht wird, eine 

Schrankenregelung explizit für Archive (daneben auch Museen und ähnliche 

Bildungseinrichtungen) zu schaffen. Zugleich entfallen §§ 52a und 52b UrhG a.F., auf denen die 

bisherige Privilegierung der Arbeit in und von Archiven in erster Linie gründete. Eine 

Neuorientierung der Archive hinsichtlich urheberrechtlich relevanter Handlungen und 

Entscheidungen im Zusammenhang mit dem archivischen Arbeitsalltag ist somit von Nöten. Am 

Beispiel eines konkreten Nutzungsszenarios – der Nutzung von Digitalisaten von urheberrechtlich 

geschütztem, analogem Archivgut im digitalen Lesesaal – sollen im Folgenden die Möglichkeiten 

und Grenzen der aktuellen Regelungen ausgelotet werden. 

 

1.1. Weg zum UrhWissG 

Bereits in den 1990er Jahre wurde auf internationaler Ebene darüber diskutiert, ob „das 

Urheberrecht als Recht des geistigen Eigentums adäquate Regeln für die Wissensproduktions- und 

–verteilungsprozesse im Informationszeitalter bereithalten kann“12 oder ob es an die durch die 

                                                           

11 § 60e (1) UrhG. 
12 Michael GRÜNBERGER: Die Bildungs- und Wissenschaftsschranke – Ein angemessener Interessenausgleich?, in: ZUM 

60 (2016), S. 473/474, hier S. 473. Zur Frage der Adäquatheit der urheberrechtlichen Regelungen im 

Informationszeitalter siehe auch das Grünbuch der EU-Kommission Urheberrechte in der wissensbestimmten 

Wirtschaft vom 16. Juli 2008, KOM(2008) 466, https://eur-lex.europa.eu/legal-

content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52008DC0466&from=DE [zuletzt aufgerufen am 18. August 2020].  

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52008DC0466&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52008DC0466&from=DE
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digitalen Netzwerktechnologien hervorgerufenen technischen Fortentwicklungen angepasst 

werden müsse.13 Der am 20. Dezember 1996 ratifizierte WIPO Copyright Treaty, dessen Intention 

es ist, eine Grundlage zu schaffen, um „das internationale Urheberrecht in das digitale Zeitalter zu 

übertragen“14, legt in seiner Präambel daher auch folgerichtig die Notwendigkeit dar, „to introduce 

new international rules and clarify the interpretation of certain existing rules in order to provide 

adequate solutions to the questions raised by new economic, social, cultural and technological 

developments“.15  

Als besondere Herausforderung, vor allem im Bereich von Wissenschaft und Forschung, erwies es 

sich schon damals, die Ausschließlichkeitsrechte der UrheberInnen und deren 

RechtsnachfolgerInnen sowie die Interessen und Nutzungsfreiheiten anderer AkteurInnen wie 

beispielsweise „Wissenschaftsintermediäre wie Bibliotheken und Archive“16 auszutarieren.17 Eine 

Möglichkeit derartige Wertekollisionen zu bereinigen, besteht in der Schaffung von 

Schrankenregelungen, deren „Aufgabe es ist, das Spannungsverhältnis von 

Ausschließlichkeitsrecht und Zugangskontrolle einerseits und Nutzerfreiheit und Zugangsregeln 

andererseits angemessen aufzulösen.“18 Der WIPO Copyright Treaty greift in Art. 10 diese 

Möglichkeit auf und erklärt Schrankenregelungen unter bestimmten Voraussetzungen – sie 

                                                           

13 Siehe hierzu auch Li LUO: Verwertungsrechte und Verwertungsschutz im Internet nach neuem Urheberrecht. 

Vergleich des internationalen, europäischen, deutschen und US-amerikanischen Rechts (Schriften des 

Rechtszentrums für Europäische und Internationale Zusammenarbeit, Bd. 23), München 2004, S. 1/2, hier S. 1: 

„Letztlich stellt sich die Frage, ob das gegenwärtige Urheberrecht, das auf Basis analoger Verwertungsrechte 
entwickelt worden ist, in der Lage ist, den Herausforderungen des digitalen Zeitalters Rechnung zu tragen.“  
14 REHBINDER und PEUKERT: Urheberrecht, Rn. 1168. Zum WIPO WTC siehe auch LUO: Verwertungsrechte, S. 10-12; 

Matthias PIERSON, Thomas AHRENS und Karsten R. FISCHER: Recht des geistigen Eigentums. Gewerblicher Rechtsschutz, 

Urheberrecht, Wettbewerbsrecht, Tübingen 42018, S. 508. Zur WIPO an sich siehe ebd., S. 62; Ingo NIEMANN: 

Geistiges Eigentum in konkurrierenden völkerrechtlichen Vertragsordnungen. Das Verhältnis zwischen WIPO und 

WTO/TRIPS (Beiträge zum ausländischen öffentlichen Recht und Völkerrecht, Bd. 192), Berlin u.a. 2008, S. 146-177. 

Zum Verhältnis zwischen WIPO WTC und TRIPS (Trade Related Aspects of Intellectual Property Rights), dem 

Abkommen über „handelsbezogene Aspekte der Rechte des geistigen Eigentums“ vom 15. April 1994, siehe ebd., v.a. 

S. 411-413 sowie PIERSON et al.: geistiges Eigentum, S. 63/64, S. 505-508. 
15 Worlds Intellectual Property Organization, WIPO Copyright Treaty (WCT) (1996), englische Fassung 

https://wipolex.wipo.int/en/text/295157 [zuletzt aufgerufen am 3. August 2020]. Der WTC knüpft an die Revidierte 

Berner Übereinkunft (RBÜ), den „ersten und wichtigsten multilaterale[n] völkerrechtliche[n] Vertrag im Bereich des 
Urheberrechts“ an und stellt ein „über diese hinausgehendes Sonderabkommen dar“. Bereits die RBÜ sieht 

verschiedene Schrankenregelunge vor und privilegiert Wissenschaft und Bildung. Siehe hierzu Katharina DE LA 

DURANTAYE: Allgemeine Bildungs- und Wissenschaftsschranke, Münster 2014, S. 42.  
16 GRÜNBERGER: Bildungs- und Wissenschaftsschranke, S. 474. 
17 Vgl. hierzu auch die Präambel des WIPO Copyright Treaty: „The Contracting Parties, […] Recognizing the need to 
maintain a balance between the rights of authors and the larger public interest, particularly education, research and 

access to information,[…]“. 
18 GRÜNBERGER: Bildungs- und Wissenschaftsschranke, S. 474. 

https://wipolex.wipo.int/en/text/295157
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müssen im Einklang mit dem sog. Dreistufentest19 stehen – für zulässig.20 Durch die InfoSocRL 

2001/29/EG21, die u.a. einen abschließenden Katalog von möglichen Schrankenregelungen enthält 

(Art. 5), wurden die Beschlüsse des WCT fünf Jahre später in europäisches Recht überführt22 und 

dadurch die „Vorgaben für die Schaffung nationaler urheberrechtlicher Schranken […] weitgehend 

harmonisiert“.23  

 

Zwar wurde durch das (erste) Gesetz zur Regelung des Urheberrechts in der 

Informationsgesellschaft24 vom 10. September 2003 die europäische Richtlinie in deutsches Recht 

umgesetzt, allerdings gilt das nur für deren fristgebundene, zwingende Aspekte.25 Eine Anpassung 

der deutschen Schrankenregelungen, abgesehen von der obligatorischen bezüglich des 

                                                           

19 Zum Dreistufentest, dem entsprechend „Ausnahmen auf bestimmte Sonderfälle beschränkt sein [müssen] und 
weder die normale Verwertung von Werken beeinträchtigen noch die Interessen von Rechtinhabern unzumutbar 

verletzen [dürfen]“, siehe DE LA DURANTAYE: Bildungs- und Wissenschaftsschranke, S. 43-48 und S. 58/59, Zitat S. 59.  
20 Art. 10 WCT. Der Test ist hier „ein flexibles Instrument, das Schrankenregelungen gleichzeitig ermöglicht und 

begrenzt. […] [Er soll] die Fortentwicklung bestehender sowie die Einführung neuer Schranken im digitalen Umfeld 
ermöglichen“, DE LA DURANTAYE: Bildungs- und Wissenschaftsschranke, S. 45. Vgl. hierzu auch REHBINDER und PEUKERT: 

Urheberrecht, Rn. 1169. 
21 Richtlinie zur Harmonisierung bestimmter Aspekte des Urheberrechts und der verwandten Schutzrechte in der 

Informationsgesellschaft vom 22. Mai 2001. 
22 Die Schrankenregelungen bezüglich Vervielfältigungsrecht, Recht der öffentlichen Wiedergabe und 

Zugänglichmachung sowie zum Verbreitungsrecht u.a. für „öffentlich zugänglich[e] Bibliotheken, 
Bildungseinrichtungen oder Museen oder […] Archive, die keinen unmittelbaren oder mittelbaren wirtschaftlichen 

oder kommerziellen Zweck verfolgen“ finden sich in Artikel 5 Ausnahmen und Beschränkungen. Abgesehen von der 

Schranke bezüglich vorübergehender Vervielfältigungen war die Umsetzung der anderen genannten 

Schrankenregelungen fakultativ für die EU-Mitgliedsländer. Neue, nicht in der Richtlinie aufgeführte Schranken oder 

Schranken mit einem umfassenderen Anwendungsbereich durften hingegen in der jeweiligen nationalen 

Gesetzgebung nicht eingeführt werden. Lediglich bei einigen bestimmten Schranken stand es den Mitgliedsländern 

frei, den Anwendungsbereich weiter einzugrenzen. Vgl. hierzu Text der InfoSocRL 2001/29/EG, Amt für 

Veröffentlichungen der Europäischen Union (The Publications Office of the European Union): Amtsblatt der 

Europäischen Gemeinschaften vom 22. Juni 2001, https://eur-

lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2001:167:0010:0019:DE:PDF [zuletzt aufgerufen am 6. August 

2020]. Siehe auch, insbesondere zu Artikel 5 der InfoSocRL Michel M. WALTER und Silke VON LEWINSKI (Hrsg.): 

European Copyright Law. A Commentary, Oxford 2010, S. 1017-1062. Zur InfoSocRL siehe außerdem Sandra BRÄNDLI: 

Die Flexibilität urheberrechtlicher Schrankensysteme. Eine rechtsvergleichende Untersuchung am Beispiel digitaler 

Herausforderungen (Schriften zum Medien- und Immaterialgüterrecht, Bd. 105), Bern 2017, S. 108-121; Paul W. 

HERTIN und Sandra WAGNER: Urheberrecht, München 32019, S. 19/20; LUO: Verwertungsrechte, S. 13-16; DE LA 

DURANTAYE: Bildungs- und Wissenschaftsschranke, S. 50-58. Zu den Regelungen für Infrastruktureinrichtungen wie 

Archive, Bibliotheken und Museen siehe ebd. v.a. S. 56-58.  
23 DE LA DURANTAYE: Bildungs- und Wissenschaftsschranke, S. 49. Zur Harmonisierung der nationalen Urheberrechte 

innerhalb der EU siehe auch Artur-Axel WANDTKE: Rechtsprechung zum Urheberrecht. Kurzkommentierung der 

wichtigsten BGH-Entscheidungen, Göttingen 2011, S. 3-6; PIERSON et al.: geistiges Eigentum, S. 64-70. 
24 Vgl. hierzu BGH, Gesetzesmaterialien, Gesetz zur Regelung des Urheberrechts in der Informationsgesellschaft vom 

10. September 2003, 

http://www.gesmat.bundesgerichtshof.de/gesetzesmaterialien/15_wp/Urheberrecht2003/Urhr-Infoges-index.htm 

[zuletzt aufgerufen am 6. August 2020]. 
25 Eingeführt wurde das Recht auf öffentliche Zugänglichmachung (§ 19a UrhG) sowie der Schutz von technischen 

Maßnahmen zur Kontrolle von Vervielfältigungen (§ 95a-d UrhG). Darüber hinaus wurde das Vertragsrecht der 

ausübenden Künstler dem der Urheber angenähert.  

https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2001:167:0010:0019:DE:PDF
https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2001:167:0010:0019:DE:PDF
http://www.gesmat.bundesgerichtshof.de/gesetzesmaterialien/15_wp/Urheberrecht2003/Urhr-Infoges-index.htm
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Vervielfältigungsrechts, sollte hingegen erst zum 26. Oktober 2007 (Zweites Gesetz zur Regelung 

des Urheberrechts in der Informationsgesellschaft) im Rahmen des Zweiten Korbs erfolgen.26 

Ergebnis des Zweiten Korbs waren – neben der Aufhebung des Verbots zur Einräumung von 

Nutzungsrechten an unbekannten Nutzungsarten, der Neufassung des Zitatrechts und 

Änderungen bei der Vergütung – zwei neue Schrankenregelungen, nämlich die Wiedergabe von 

Werken an elektronischen Leseplätzen in öffentlichen Bibliotheken, Museen und Archiven (§ 52b 

UrhG) sowie der Kopienversand auf Bestellung (§ 53a UrhG).27 Insgesamt spiegelt sich in den 

„kleinteilig-restriktiven“28 deutschen Regelungen vor allem das Bestreben wider, für die 

RechteinhaberInnen ein möglichst hohes Schutzniveau zu gewährleisten.29 Weniger 

Berücksichtigung fanden hingegen die Erwägungsgründe der Richtlinie hinsichtlich der möglichen 

Ausnahmeregelungen für Wissenschaft, Forschung, Unterricht und Ausbildung sowie „der 

Öffentlichkeit zugängliche Bibliotheken und ähnliche Einrichtungen sowie Archive“.30 Nicht nur 

wurden hier vorhandene Spielräume nicht ausgeschöpft, sondern die besagten 

Gesetzesänderungen haben aus urheberrechtlicher Perspektive die Ausgangslage für die 

betreffenden Forschungs- und Gedächtnisinstitutionen noch verkompliziert: „Die für Bildung und 

Wissenschaft relevanten urheberrechtlichen Schranken erfassen in der Regel nur eng umrissene 

Sachverhalte, sind wenig technologieoffen und nicht allgemein verständlich formuliert. Das führt 

zu großer Rechtsunsicherheit für Forscher, Wissenschaftler und Lehrer, aber auch für 

                                                           

26 Vgl. hierzu BGH, Gesetzesmaterialien, Zweites Gesetz zur Regelung des Urheberrechts in der 

Informationsgesellschaft vom 26. Oktober 2007, 

http://www.gesmat.bundesgerichtshof.de/gesetzesmaterialien/16_wp/urh_infoges_2_korb/urh_info-index.htm 

[zuletzt aufgerufen am 6. August 2020]. Siehe auch Referat Presse- und Öffentlichkeitsarbeit des 

Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz, Pressemitteilung vom 16. September 2003, 

http://www.gesmat.bundesgerichtshof.de/gesetzesmaterialien/15_wp/Urheberrecht2003/pm_bmj_16_09_03.pdf 

[zuletzt aufgerufen am 6. August 2020]; GRÜNBERGER: Bildungs- und Wissenschaftsschranke, S. 473. 
27 Eine tabellarische Übersicht zu den Vorgaben der InfoSocRL und der Umsetzung im UrhG nach dem Zweiten Korb 

siehe hier DE LA DURANTAYE: Bildungs- und Wissenschaftsschranke, S. 283-292.  
28 Thomas PFLÜGER: Die Bildungs- und Wissenschaftsschranke – Reflexionen und Überlegungen aus Sicht der 

Kultusministerkonferenz, in: ZUM 60 (2016), S. 484-488, hier S. 487. 
29 Siehe hierzu beispielsweise Erwägungsgrund (4) („Wahrung eines hohen Schutzniveaus im Bereich des geistigen 
Eigentums“) und (44) (Dreistufentest) sowie Art. 5 (5) der InfoSocRL. Siehe hierzu auch KOM(2008) 466, S. 5; 

BRÄNDLI: Flexibilität, S. 109. 
30 Erwägungsgrund (40), aber auch (14) und (34) der InfoSocRL. Siehe hierzu auch KOM(2008) 466, S. 7; Rainer 

KUHLEN: Wie umfassend soll/darf/muss sie sein, die allgemeine Bildungs- und Wissenschaftsschranke?, in: ZGE 7 

(2015), S. 77-125, hier S. 79; PFLÜGER: Bildungs- und Wissenschaftsschranke, S. 487: „Nimmt man indessen die vom 
Gesetzgeber verfolgten Regelungszwecke in den Blick – Anpassung der Hochschulen, Forschungseinrichtungen, 

Schulen und Kultureinrichtungen an die Anforderungen einer modernen Wissens- und Informationsgesellschaft, 

Vermittlung von Medienkompetenz, Sicherheit und Schnelligkeit der Informationsversorgung, etc. – muss festgestellt 

werden, dass diese Ziele auf normativer Ebene deutlich verfehlt worden sind.“ 

http://www.gesmat.bundesgerichtshof.de/gesetzesmaterialien/16_wp/urh_infoges_2_korb/urh_info-index.htm
http://www.gesmat.bundesgerichtshof.de/gesetzesmaterialien/15_wp/Urheberrecht2003/pm_bmj_16_09_03.pdf
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Infrastruktureinrichtungen […]“.31 Katharina DE LA DURANTAYE attestiert in diesem Zusammenhang 

bei BibliothekarInnen eine gewisse Verunsicherung: „Bibliotheken empfinden das Urheberrecht als 

besondere Hürde für ihre Arbeit: So besteht unter Bibliothekaren erhebliche Rechtsunsicherheit 

hinsichtlich der Auslegung und Anwendung urheberrechtlicher Schrankenvorschriften. Sie führen 

zu erhöhtem Bürokratieaufwand und der Gefahr von Gerichtsprozessen. Bestimmte Services 

würden Bibliotheken aus Angst vor möglicher Haftung nicht mehr anbieten“.32 Dieselben 

Befürchtungen dürften auch unter Archiven und ArchivarInnen weitverbreitet sein, wie sich schon 

aus den Titeln einschlägiger Publikationen33 schließen lässt.  

 

In die auf die Gesetzesänderungen folgende langjährige Diskussion34 um eine (weitere) 

wissenschaftsfreundliche, die technischen Gegebenheiten der Gegenwart ausreichend 

berücksichtigende Reform des Urheberrechts wurden diverse (Norm)Vorschläge eingebracht. Sie 

kamen von verschiedenen Interessenvertretungen35, vor allem aus Bildung und Wissenschaft36, 

                                                           

31 DE LA DURANTAYE: Bildungs- und Wissenschaftsschranke, S. 1. Siehe hierzu auch KUHLEN: Bildungs- und 

Wissenschaftsschranke (2015), S. 79. 
32 DE LA DURANTAYE: Bildungs- und Wissenschaftsschranke, S. 29. 
33 Siehe hierzu z.B. Anke RANNEGGER: Das Gespenst Urheberrecht geht um, in: VKA Mitteilungen (2008), S. 73/74; 

Mark STEINERT: „Urheberrecht? – Da muss ich mich erst einlesen.“ Urheberrecht in der Archivpraxis, in: Archiv-

Nachrichten Niedersachsen. Mitteilungen aus niedersächsischen Archiven 17 (2013), S. 33-43; Jeanette GODAU: 

„…helft den Hütern Eures Archivgutes“ – Urheberrecht und Digitalisierung. Eine Momentaufnahme aus dem 

Archivalltag, in: Archive in Thüringen 2019, S. 7-11. Siehe hierzu auch Thomas KRÄMER und Alexandra ZILLES: 

Urheberrecht als archivische Herausforderung. Zum Umgang mit rechtlichen und technischen Dynamiken, in: 

Archive im Rechtsstaat. Zwischen Rechtssicherheit und Verrechtlichung. 51. Rheinischer Archivtag in Essen, 

Redaktion von: Claudia KAUERTZ (Landschaftsverband Rheinland – LVR-Archivberatungs- und Fortbildungszentrum, 

Archivhefte 49), S. 105-118, hier S. 106: „Der Umgang mit urheberrechtlichen Fragestellungen führt in Archiven oft 
zu Verunsicherung. Dies rührt insbesondere daher, dass die Prüfung juristischer Sachverhalte nicht zum 

Alltagsgeschäft gehört, die rechtlichen Rahmenbedingungen komplex sind und sich die Rechteklärung als äußerst 

personal- und zeitintensiv darstellt.“ 
34 Siehe hierzu sowie insbesondere zum nicht realisierten „Dritten Korb“, Franziska BELABAS: Die Diskussion um eine 

allgemeine urheberrechtliche Bildungs- und Wissenschaftsschranke, ungedruckte Masterarbeit des Studiengangs 

Bibliotheks- und Informationswissenschaft (MA LIS) der Fachhochschule Köln, 2013, S. 36-39, https://d-

nb.info/1074847210/34 [zuletzt aufgerufen am 28. August 2020]. 
35 Für einen Überblick zu den verschiedenen Interessensgruppen und ihren Positionen vgl. BELABAS: Diskussion, S. 40-

68. Zu den Vorschlägen von CDU/CSU, SPD, Bündnis 90/ Die Grünen und DIE LINKE siehe DE LA DURANTAYE: Bildungs- 

und Wissenschaftsschranke, S. 1, Anm. 3. Siehe außerdem die Publikationen von Rainer Kuhlen, Sprecher des 

Aktionsbündnisses Urheberrecht für Bildung und Wissenschaft, der aber auch die Positionen anderer 

Interessengruppen referiert, Rainer KUHLEN: Erfolgreiches Scheitern – eine Götterdämmerung des Urheberrechts? 

(Schriften zur Informationswissenschaft, Bd. 48), Boizenburg 2008, S. 278-292; DERS: Die Bildungs- und 

Wissenschaftsschranke im Urheberrecht rückt näher – Kreativität und Innovation werden die Gewinner sein, in: 

Information. Wissenschaft & Praxis 67 (2016), S. 51-60, hier v.a. S. 57/58. Vgl. des Weiteren die Beiträge von 

Michael GRÜNBERGER, Katharina DE LA DURANTAYE, Ole JANI, Thomas PFLÜGER, Eric W. STEINHAUER, Guido F. HERRMANN, 

Robert STAATS und Sebastian PECH im Rahmen der Arbeitssitzung „Die Bildungs- und Wissenschaftsschranke – Ein 

angemessener Interessenausgleich?“ des Instituts für Urheber- und Medienrecht am 8. April 2016 in München, 

publiziert in:  ZUM 60 (2016), S. 473-507. 
36 Z.B. Aktionsbündnis Urheberrecht für Bildung und Wissenschaft, Allianz der Wissenschaftsorganisationen, 

Deutscher Bibliotheksverband e.V., Deutscher Kulturrat. 

https://d-nb.info/1074847210/34
https://d-nb.info/1074847210/34
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aber auch von Seiten der UrheberInnen37 und VerwerterInnen38 sowie der Politik39. Weitgehender 

Konsens (Ausnahmen sind z.B. der Börsenverein und die VG Wort)40 bestand dabei hinsichtlich der 

Notwendigkeit einer Reform. Bei der konkreten Ausgestaltung einer entsprechenden 

Schrankenregelung standen sich aber zwei Konzepte gegenüber: Die eine Rechtsetzungsvariante 

sah vor, die bestehenden Bildungs- und Wissenschaftsschranken, evtl. unter Einbeziehung von 

Erweiterungen, in einer neuen Norm zusammenzufassen. Die zweite Richtung befürwortete eine 

generalklauselartige Regelung, deren „Konkretisierung den Gerichten unter Mithilfe der 

Rechtswissenschaft überlassen“41 bliebe. In ihrem Koalitionsvertrag bekräftigte die Große 

Koalition im November 2013 schließlich noch einmal das Vorhaben, „das Urheberrecht an die 

Erfordernisse und Herausforderungen des digitalen Zeitalters“ anzupassen und den „wichtigen 

Belangen von Wissenschaft, Forschung und Bildung stärker Rechnung zu tragen und eine Bildungs- 

und Wissenschaftsschranke einführen“ zu wollen.42  

Das schließlich am 1. März 2018 in Kraft getretene Urheberrechts-Wissensgesellschafts-Gesetz 

(UrhWissG)43 soll nun das Urheberrechtsgesetz an die durch Digitalisierung und Vernetzung 

hervorgerufenen, „aktuellen Erfordernisse der Wissensgesellschaft“44 anpassen. Eine zentrale 

Rolle spielte dabei das bereits in der vorangegangenen Diskussion sehr präsente Ziel, „die sehr 

komplexen Schrankenregelungen des Urheberechtsgesetzes für Bildung und Wissenschaft neu zu 

ordnen und verständlicher zu fassen“45 – eine Notwendigkeit, die Bundesjustizminister Heiko MAAS 

im Dezember 2015 anlässlich der Konferenz Die Zukunft des Urheberrechts – 50 Jahre 

                                                           

37 Z.B. Initiative Urheberrecht, ver.di.  
38 Z.B. Börsenverein des deutschen Buchhandels, VG Wort. 
39 Neben den politischen Parteien CDU/CSU, SPD, Bündnis 90/ Die Grünen, FDP und DIE LINKE äußerten sich auch 

die Kultusministerkonferenz sowie die Enquete-Kommission „Internet und digitale Gesellschaft“ und der Bundesrat 
zu dem Thema. 
40 Vgl. hierzu BELABAS: Diskussion, S. 71/72, hier S. 72: „Sowohl der Börsenverein als auch die VG Wort sind der 
Meinung, dass die geltenden Schranken durchaus ausreichend für eine moderne Bildungsarbeit und einen 

innovativen Wissenschaftsbetrieb sind bzw. eher zu weit gehen. Novellierungswünsche werden allenfalls im Hinblick 

auf klare Formulierungen oder inhaltliche Einschränkungen unterstützt, […]“. Siehe auch KUHLEN: Bildungs- und 

Wissenschaftsschranke (2016), S. 58. 
41 DE LA DURANTAYE: Bildungs- und Wissenschaftsschranke, S. 2; BELABAS: Diskussion, S. 74. Zur Funktion von 

Generalklauseln vgl. auch BRÄNDLI: Flexibilität, S. 45/46. 
42 Deutschlands Zukunft gestalten, Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD, 18. Legislaturperiode, S. 93, 

https://www.cdu.de/sites/default/files/media/dokumente/koalitionsvertrag.pdf [zuletzt aufgerufen am 18. August 

2020]. 
43 Gesetz zur Angleichung des Urheberrechts an die aktuellen Erfordernisse der Wissensgesellschaft (Urheberrechts-

Wissensgesellschafts-Gesetz – UrhWissG) vom 1. September 2017, 

https://www.bmjv.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/Dokumente/BGBl-

UrhWissG.pdf?__blob=publicationFile&v=1 [zuletzt aufgerufen am 16. Oktober 2020]. 
44 So der vollständige Titel des Gesetzes: Gesetz zur Angleichung des Urheberrechts an die aktuellen Erfordernisse 

der Wissensgesellschaft (UrhWissG). 
45 Heiko MAAS: Kulturelle Werke – mehr als nur ein Wirtschaftsgut, in: ZUM 60 (2016), S. 207-211, hier S. 209. 

https://www.cdu.de/sites/default/files/media/dokumente/koalitionsvertrag.pdf
https://www.bmjv.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/Dokumente/BGBl-UrhWissG.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bmjv.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/Dokumente/BGBl-UrhWissG.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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Urheberrecht in Deutschland mit dem Satz „unverständlicher geht auch einfach nicht mehr“46 auf 

den Punkt brachte. In Ergänzung der bis dato verstreut vorliegenden und auslegungsbedürftigen 

Bestimmungen sollen nun anhand der in Unterabschnitt 4 Gesetzliche erlaubte Nutzungen für 

Unterricht, Wissenschaft und Institutionen neu hinzugekommenen §§ 60a bis 60h UrhG „die 

Nutzungsbefugnisse für Unterricht, Forschung und Wissensinstitutionen möglichst konkret 

[geregelt werden]“ 47 und Rechtssicherheit für die NutzerInnen geschaffen werden.48 

 

Da das UrhWissG erst seit knapp 30 Monaten in Kraft ist, sind Literatur und Rechtsprechung, die 

zur Auslegung herangezogen werden können, noch nicht sehr umfangreich sowie einzelne 

Aspekte noch nicht höchstrichterlich geklärt.49 Neben den einschlägigen Kommentaren50 und 

Lehrbüchern51 von juristischer Seite, sind vor allem im Umfeld der Bibliotheken Publikationen zur 

Thematik erschienen.52 Explizit mit Bezug auf die Arbeit von und in Archiven haben sich bisher 

                                                           

46 MAAS: Kulturelle Werke, S. 209. An anderer Stelle werden die geltenden Regeln als „Gruselkabinett“ bezeichnet. 

Vgl. hierzu Leonhard DOBUSCH: Raus aus dem Gruselkabinett. Vorschlag für eine neue Wissenschaftsschranke im 

Urheberrecht, Netzpolitik.org, Beitrag vom 31. April 2014, https://netzpolitik.org/2014/raus-aus-dem-

gruselkabinett-vorschlag-fuer-neue-wissenschaftsschranke-im-urheberrecht/ [zuletzt aufgerufen am 17. August 

2020]. 
47 Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz, Gesetzgebungsverfahren, 1. März 2018, 

https://www.bmjv.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/DE/UrhWissG.html [zuletzt aufgerufen am 10. Februar 

2020]. 
48 Vgl. hierzu auch Bundestagsdrucksache 18/13014 vom 28. Juni 2017, Beschlussempfehlung und Bericht des 

Ausschusses für Recht und Verbraucherschutz (6. Ausschuss), a) zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung […], 
Entwurf eines Gesetztes zur Angleichung des Urheberrechts an die aktuellen Erfordernisse der Wissensgesellschaft 

[…], S. 1/2, https://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/130/1813014.pdf [zuletzt aufgerufen am 16. Oktober 2020]. 

Die gegenteilige Auffassung wird indes in der Rechtswissenschaft vertreten: der Gesetzgeber hat „mit Wirkung v. 
1.3.2018 nicht weniger als sechs Unterabschnitte eingeführt, die dem Rechtsanwender jedoch unverändert kaum 

Orientierung bieten“, REHBINDER und PEUKERT: Urheberrecht, Rn. 484. 
49 Weitere Schwierigkeiten ergaben sich aufgrund der aktuellen, durch das Coronavirus bedingten 

Bibliothekssituation, die während der Bearbeitungszeit der Fragestellung teilweise (massive) Einschränkungen 

hinsichtlich Nutzbarkeit der Bibliotheken und ihrer Präsenzbestände, aber auch im Leihverkehr zur Folge hatten. Auf 

manche Literatur (z.B. BeckOK Urheberrecht, hrsg. von Hartwig AHLBERG und Horst-Peter GÖTTING, München 282020), 

deren Berücksichtigung wünschenswert gewesen wäre, musste daher verzichtet werden. 
50 Z.B. Heidelberger Kommentar. Urheberrecht. Urheberechtsgesetz, Verwertungsgesellschaftengesetz, 

Kunsturhebergesetz, hrsg. von Gunda DREYER, Christian-Henner HENTSCH, Jost KOTTKOFF und Astrid MECKEL, Heidelberg 
42018 [zitiert als: HK-UrhR/Bearbeiter § Rn.]; Thomas DREIER und Gernot SCHULZE (Hrsg.): Urheberrechtsgesetz, 

Verwertungsgesellschaftsgesetz, Kunsturhebergesetz, Kommentar, München 62018 [zitiert als: 

Dreier/Schulze/Bearbeiter UrhG (62018) § Rn.]; Ulrich LOEWENHEIM, Matthias LEISTNER und Ansgar OHLY (Hrsg.): 

Urheberrecht. UrhG – KUG – VGG. Kommentar, München 62020 [zitiert als: Schricker/Loewenheim/Bearbeiter UrhG 

(62020) § Rn.]; Artur-Axel WANDTKE und Winfried BULLINGER (Hrsg.): Praxiskommentar Urheberrecht. UrhG, VGG, 

InsO, UklaG, KUG, EVtr, InfoSoc-RL, München 52019 [zitiert als: Wandtke/Bullinger/Bearbeiter UrhG (52019) § Rn.]. 
51 Siehe hierzu z.B. Peter LUTZ: Grundriss des Urheberrechts, Heidelberg 32018, Rn. 439-443; REHBINDER und PEUKERT: 

Urheberrecht, Rn. 543-546; HERTIN und WAGNER: Urheberrecht, Rn. 360-374. 
52 Siehe hierzu z.B. Gabriele BEGER: Urheberrecht für Bibliothekare. Eine Handreichung von A bis Z. Mit einer 

Einführung in das Urheberrechts-Wissensgesellschafts-Gesetz (Berliner Bibliothek zum Urheberrecht, Bd. 3), Passau 

und Wien 32019; Katja BARTLAKOWSKI: Urheberrecht für wissenschaftliche Bibliotheken. Kurzlehrbuch, Bad Honnef 

2019. Siehe hierzu außerdem für Gedächtnisinstitutionen allgemein Paul KLIMPEL, Fabian RACK und John H. 

WEITZMANN (Hrsg.): Handreichung. Neue rechtliche Rahmenbedingungen für Digitalisierungsprojekte von 

https://netzpolitik.org/2014/raus-aus-dem-gruselkabinett-vorschlag-fuer-neue-wissenschaftsschranke-im-urheberrecht/
https://netzpolitik.org/2014/raus-aus-dem-gruselkabinett-vorschlag-fuer-neue-wissenschaftsschranke-im-urheberrecht/
https://www.bmjv.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/DE/UrhWissG.html
https://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/130/1813014.pdf
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hingegen nur wenige mit der Gesetzesnovellierung auseinandergesetzt: Neben Eric W. 

STEINHAUER53 sind hier nur Cindy BRAUN und Jörn BRINKHUS zu nennen, die im Auftrag des 

Ausschusses Archiv und Recht der Konferenz der Leiterinnen und Leiter der Archivverwaltung des 

Bundes und der Länder (KLA) die Novellierung bewertet haben, sich dabei aber vor allem auf die 

Probleme im Zusammenhang mit der Fachaufgabe „Onlinestellung“ konzentriert haben.54 Andrea 

HÄNGERS Beitrag wiederum datiert noch vor dem Inkrafttreten des UrWissG und basiert auf dem 

Referentenentwurf.55 

 

1.2 Vorteile der Nutzung von Digitalisaten analogen Archivguts im Lesesaal – inhaltliche und 

konzeptionelle Überlegungen 

Laut Bundesarchivgesetz gehört es zu den Kernaufgaben öffentlicher Archive, das Archivgut ihres 

jeweiligen Zuständigkeitssprengels „auf Dauer zu sichern, nutzbar zu machen“ sowie „den Zugang 

zum Archivgut [zu gewährleisten]“56. Nur wenn diese Parameter gegeben sind, können Archive 

ihre Funktion als „Orte der Selbstvergewisserung der Gesellschaft“57 erfüllen. Sie spielen somit eine 

wichtige Rolle hinsichtlich Informations- und Wissenschaftsfreiheit. Das Urheberrecht wiederum 

„schützt den Urheber in seinen geistigen und persönlichen Beziehungen zum Werk und in der 

Nutzung des Werkes. Es dient zugleich der Sicherung einer angemessenen Vergütung […].“58 

Vorrangig sind hier also die Eigentumsrechte und wirtschaftlichen Interessen des Urhebers. In 

dem Moment jedoch, in dem ein Objekt zugleich beides ist, Archivgut und urheberrechtlich 

                                                           

Gedächtnisinstitutionen, Berlin 42017, [DOI: http://dx.doi.org/10.12752/2.0.002.3, zuletzt aufgerufen am 16. 

Oktober 2020], v.a. S. 15-28. 
53 Eric W. STEINHAUER: Das Urheberrechts-Wissensgesellschafts-Gesetz (UrhWissG) und die Archive, in: Nicht nur 

Archivgesetze…Archivarinnen und Archivare auf schwankendem rechtlichen Boden? Best Practice – Kollisionen – 

Perspektiven. Beiträge zum 22. Archivwissenschaftlichen Kolloquium der Archivschule Marburg, hrsg. von Irmgard 

Christa BECKER, Clemens REHM und Udo SCHÄFER (Veröffentlichungen der Archivschule Marburg, Nr. 66), Marburg 

2019, S. 221-236.  
54 Cindy BRAUN und Jörn BRINKHUS: Die bisherigen Reformen des Urheberrechts und die Onlinestellung digitalisierten 

oder digitalen Archivguts, https://www.bundesarchiv.de/DE/Content/Downloads/KLA/aur-gutachten-onlinestellung-

digitalisate.pdf?__blob=publicationFile [zuletzt aufgerufen am 22. September 2020]; Jörn BRINKHUS, Zu 

urheberrechtlichen Problemen einer Onlinestellung von Archivgut im Internet, in: Archivar 73 (2020), S. 51-54. 
55 Andrea HÄNGER: Urheberrecht im Archiv. Das Beispiel des Bundesarchivs, in: Mit gutem Recht erinnern. Gedanken 

zur Änderung der rechtlichen Rahmenbedingungen des kulturellen Erbes in der digitalen Welt, hrsg. von Paul 

KLIMPEL, Hamburg 2018, S. 25-35. 
56 § 3 Abs. 1 BArchG. Statt anderer vgl. auch § § 2 Abs. 1 und § 7 Abs. 1 LArchG BW. 
57 Christoph PARTSCH: Bundesarchivgesetz. Handkommentar, Baden-Baden 2019, Einleitung Rn. 9. [zitiert als: 

Partsch/Bearbeiter BArchG § Rn.]. 
58 § 11 UrhG. Siehe hierzu auch Thomas DREIER: Elektronische Leseplätze in Bibliotheken – Ein Urteil zum Nachteil 

von Autoren und Verlagen, in: NJW 68 (2015), S. 1905-1909, hier S. 1909: Das Urheberrecht wird hier „als dem 
Eigentum an körperlichen Sachen nachmodelliertes Immaterialgüterrecht“ beschrieben. Zur ökonomischen 

Dimension des Urheberschutzes siehe auch Marcel BISGES: Ökonomische Analyse des Urheberrechts, in: ZUM 58 

(2014), S. 930-938. 

http://dx.doi.org/10.12752/2.0.002.3
https://www.bundesarchiv.de/DE/Content/Downloads/KLA/aur-gutachten-onlinestellung-digitalisate.pdf?__blob=publicationFile
https://www.bundesarchiv.de/DE/Content/Downloads/KLA/aur-gutachten-onlinestellung-digitalisate.pdf?__blob=publicationFile
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geschütztes Werk, ergibt sich für den archivischen Arbeitsalltag ein nicht geringes Spannungsfeld. 

Schließlich sind einige archivische Arbeitsfelder, in Bezug auf die Nutzungsroutinen, als 

urheberrechtlich relevante Handlungen einzustufen.59 Besonders zum Tragen kommt diese 

Problematik im Bereich der nichtamtlichen Überlieferung sowie der archivischen Sammlungen, da 

hier die Dichte an Werkschöpfungen im urheberrechtlichen Sinn um ein Vielfaches höher sein 

dürfte als im amtlichen Bereich.  

 

Das Stadtarchiv Stuttgart gehört, insbesondere aufgrund seiner ursprünglichen Konzeption als 

Mehrspartenhaus60, zu den Spartenvertretern, die über einen sehr umfangreichen und vielfältigen 

Bestand an Sammlungsgut verfügen. Hervorzuheben sind hier vor allem die Gemälde- und 

Graphiksammlung, die Fotosammlung, die Plakat- sowie die Autographensammlung, daneben 

aber auch die Karten und Pläne sowie die Zeitungsausschnittsammlung. Neben ihrem jeweiligen 

beträchtlichen Umfang ist diesen Beständen gemeinsam, dass sie von einer Vielzahl von 

Einzelstücken durchsetzt sind, bei denen (noch) von bestehenden Urheberrechten auszugehen ist, 

deren InhaberInnen aber nur teilweise bekannt sind. Zusätzlich ist es aufgrund der Größe der 

Objekte oder aufgrund ihres Erhaltungszustands bisweilen nicht möglich, diese den NutzerInnen 

im Lesesaal im Original vorzulegen. Die hier aktuell angewandte ‚Behelfspraxis‘61 ist sowohl unter 

bestandserhalterischen Aspekten als auch hinsichtlich eines modern archivischen 

Dienstleistungsanspruches nicht mehr gangbar. Daneben scheint das de facto im Depot 

Unterverschlusshalten weiter Teile einzelner Sammlungen (v.a. im Bereich von Gemälde und 

Graphik sowie den Plakaten) nur bedingt mit den archivrechtlich geregelten Aufgaben eines 

Kommunalarchivs vereinbar. 

                                                           

59 Siehe hierzu auch GODAU: Hüter, v.a. S. 10; KRÄMER und ZILLES: Urheberrecht, v.a. S. 107. 
60 Zwar sind keine konzeptionellen Unterlagen zur Gründung (1. Oktober 1928) des Stadtarchivs Stuttgart mehr 

erhalten, mittels der noch vorhandenen Altregistratur sowie insbesondere anhand der Verwaltungsberichte lassen 

sich dessen Anfangsjahre aber rekonstruieren und dadurch Rückschlüsse auf die ursprüngliche Konzeption des 

Hauses ziehen. Vgl. hierzu StadtA Stuttgart 140/2 (vorläufig), v.a. Nrn. 13, 88 und 91. Außerdem Katharina 

BEIERGRÖßLEIN: „Archiv ohne Schriftgut?“ – Sammlungsgut als Kompensationsgut?, unveröffentlichte Seminararbeit 

im Modul A03 im Rahmen des Masterstudiengangs Archivwissenschaft (MA05) an der FH Potsdam, Juli 2018, v.a. S. 

6-8. 
61 So steht beispielsweise im Bereich der Gemälde- und Graphiksammlung den NutzerInnen nur ein kleiner Teil der 

topographischen Motive sowie einige wenige Portraits in Form von Schwarzweißfotografien zur Verfügung. 

Ausgehoben und im Lesesaal vorgelegt werden im Regelfall nur kleinformatige Graphiken. Die Autographen sind in 

Form von Xerokopien bzw. bereits schwer beanspruchten Mikrofilmen zugänglich, die Plakate – ebenfalls nur in 

Auswahl – auf (Farb-)Microfiches. Die Zeitungsausschnittsammlung ist nach Betreffmappen geordnet und kann von 

den NutzerInnen selbstständig im Lesesaal eingesehen werden, wird dadurch aber stark in Mitleidenschaft gezogen. 

Fotoabzüge werden ebenfalls in Betreffmappen vorgelegt und ggfs. Xerokopien als Arbeitskopien für die 

NutzerInnnen angefertigt. Bei AV-Medien wiederum fehlen häufig die entsprechenden Abspielgeräte, um die Stücke 

überhaupt den NutzerInnen zugänglich machen zu können. 
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Anzustreben wäre daher, Digitalisate der genannten Kulturgüter aber auch der amtlichen und 

nichtamtlichen Schriftgutbestände, den NutzerInnen im digitalen Lesesaal zur Verfügung zu 

stellen. Unter digitalem Lesesaal werden hierbei die „digitalen Einsichtsmöglichkeiten in Findmittel 

und Archivgut vor Ort“ verstanden. Der digitale Lesesaal ist folglich nicht zu verwechseln mit dem 

zeit- und ortsunabhängigen virtuellen Lesesaal.62 Stattdessen soll der physische Lesesaal auch im 

digitalen Zeitalter als Kommunikationsort, als Dritter Ort63, erhalten bleiben. Digitalisat wiederum 

meint „die üblicherweise per Scan vorgenommene Umwandlung eigentlich analogen Schriftguts 

[oder anderen Archivguts, A.d.V.] in eine digitale Form“64. Bei Gemälde ist hiermit die Herstellung 

von digitalen Reprofotos gemeint. Bei den Überlegungen ausgeklammert werden hingegen digital-

born Archivalien sowie die Bestände der Archivbibliothek65 und etwaige in amtlichen und 

nichtamtlichen Beständen vorhandene Verlagswerke. 

 

Ausgelotet werden müssen folglich zunächst zwei grundlegenden Fragen: Erstens, wo und in 

welcher Form sich typischerweise urheberrechtlich geschütztes Material im Archivgut befindet. 

Und zweitens, ob und wenn ja, welche urheberrechtlichen Bestimmungen von dem 

Nutzungsszenario betroffen sind. Dann soll geprüft werden, ob ggfs. Schrankenregelungen zu 

Gunsten des Archivs angewandt werden können. In diesem Kontext soll ebenfalls geklärt werden, 

ob das Archiv im digitalen Lesesaal mehreren NutzerInnen gleichzeitig die selbe Einheit zugänglich 

machen darf, obwohl in realiter jedes Stück nur einmal vorhanden ist. Sowie, ob es den 

NutzerInnen erlaubt werden kann, Ausdrucke von den Digitalisaten anzufertigen oder diese auf 

einem USB-Stick abzuspeichern, um auch außerhalb des Archivs weiter mit den für sie relevanten 

Archivalien arbeiten zu können. 

 

Die Umsetzung eines entsprechenden Konzepts zu einer umfassenden Inhouse-Präsentation von 

Digitalisaten analogen Archivguts würde nicht nur, wie bereits angesprochen, Vorteile in 

konservatorischer Hinsicht haben und den archivischen Kernaufgaben Rechnung tragen, sondern 

                                                           

62 Zur Begriffsdefinition siehe Gerald MAIER, Clemens REHM und Julia KATHKE: Nutzung digital. Konzepte, Angebote 

und Perspektiven eines „virtuellen Lesesaals“ im Landesarchiv Baden-Württemberg, in: Archivar 69 (2016), S. 237-

248, hier S. 238. Siehe außerdem Christian REINICKE: Arbeiten im Digitalen Lesesaal, in: Archivar 61 (2008), S. 76-80. 
63 Das Konzept des Dritten Ortes geht auf den US-amerikanischen Soziologen Ray Oldenburg zurück. Zur 

Übertragung auf Kulturinstitutionen vgl. z.B. Robert BARTH: Die Bibliothek als Dritter Ort, in: BUB 67 (2015), S. 426-

429. 
64 BRAUN und BRINKHUS: Reformen, S. 2. 
65 Zu den Auswirkungen, die das UrhWissG möglicherweise auf die Befugnisse der Archivbibliotheken hat, da das 

Gesetz „Bibliothek“ nicht funktional, sondern institutionell definiert vgl. STEINHAUER: Urheberrechts-

Wissensgesellschafts-Gesetz, S. 230-233. 
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auch den BenutzerInnenkomfort sowie das Recherchetempo erhöhen: NutzerInnen könnten sich 

schneller einen Überblick über den Gesamtbestand verschaffen, etwaige Wartezeiten durch 

Aushebezeiten oder weil das betreffende Objekt bzw. die betreffende Einheit gerade von einem 

anderen NutzerIn eingesehen wird, würden entfallen. Gleiches würde gelten, falls einzelne 

Objekte im Original gerade nicht zugänglich wären, da sie für eine Ausstellung entliehen sind. Des 

Weiteren wäre das so mögliche selbstständigere Arbeiten der NutzerInnen auch unter 

betriebswirtschaftlichen Aspekten interessant: Die vor allem im Sammlungsbereich häufig sehr 

aufwändigen Bestell-, Aushebe- und Reponiervorgänge würden entfallen ebenso wie eine Vielzahl 

von Kopieraufträgen, was auf lange Sicht (dringend benötigte) Kapazitäten für die 

Erschließungsarbeit freisetzen würde. 

 

 

2. Urheberrechtlich geschützte Werke in Archiven66 

 

Damit Urheberrechte geltend gemacht werden können, müssen die entsprechenden Archivalien 

Schöpfungshöhe erreichen, d.h. sie müssen Werkcharakter haben. Werke67 im Sinne von § 2 Abs. 

2 UrhG „sind nur persönliche geistige Schöpfungen“. Das setzt voraus, dass es sich dabei um die 

gestalterische Tätigkeit eines Menschen handelt, in der zudem „der menschliche Geist […] zum 

Ausdruck [kommt]; das Werk muss einen kommunikativen Gehalt haben, ein Gedanken- oder 

Gefühlsinhalt muss […] mitgeteilt werden“.68 Gleichzeitig schließt es aus, von Maschinen, 

Computern oder auch Tieren69 geschaffene Stücke als Werke im urheberrechtlichen Sinne zu 

                                                           

66 Generell siehe hierzu Mark STEINERT: Urheberrechtliche Probleme bei der Zugänglichmachung und Benutzung von 

Archivgut, in: Archive in Bayern 8 (2014), S. 231-247; DERS.: Urheberrecht?, S. 33-43; DERS.: Urheber- und 

Nutzungsrechte in der Archivpraxis, in: Archivrecht für die Praxis. Ein Handbuch, hrsg. von Irmgard Christa BECKER 

und Clemens REHM (Berliner Bibliothek zum Urheberrecht, Bd. 10), München 2017, S. 188-203; Reinhard 

HEYDENREUTER: Urheberrecht und Archivwesen, in: Archivar 41 (1988), S. 398-407; HÄNGER: Urheberrecht, v.a. S. 28-

33. 
67 Zum Werkbegriff siehe auch Lisa SOMMER: Die Geschichte des Werkbegriffs im deutschen Urheberrecht (Geistiges 

Eigentum und Wettbewerbsrecht, Bd. 130), Tübingen 2017, v.a. S. 1-10 und S. 269-272; Eva-Irina VON GAMM: Die 

Problematik der Gestaltungshöhe im deutschen Urheberrecht. Unter besonderer Berücksichtigung 

europarechtlicher Vorgaben und der Überschneidung mit dem deutschen Geschmacksmuster-, Wettbewerbs- und 

Kennzeichnungsrecht (UFITA, Bd. 216), Baden-Baden 2004, S. 26-37. 
68 Ulrich LOEWENHEIM, Matthias LEISTNER und Ansgar OHLY: Urheberrecht. Kommentar, München 52017 [zitiert als 

Schricker/Loewenheim/Bearbeiter UrhG (52017) § Rn], hier: Schricker/Loewenheim/Loewenheim/Leistner UrhG 

(52017) § 2 Rn 45. 
69 Vgl. hierzu auch Dominik KÖNIG und Benjamin BECK: Die immaterialgüterrechtliche Schutzfähigkeit von 

>>Affenselfies<<, in: ZUM 60 (2016), S. 34-38, v.a. S. 36: „Tiere werden unabhängig von den im Einzelfall und je nach 
Spezies vorhandenen intellektuellen Kapazitäten nicht als fähig erachtet, die für eine Werkschöpfung nötigen, 

kognitiven wie kreativ-schöpferischen Leistungen zu erbringen.“ 
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qualifizieren. Des Weiteren erhalten „lediglich vorgefundene Objekte (objets trouvés)“, die als 

Kunstwerke präsentiert werden, dadurch keine Schöpfungshöhe.70 Dennoch ist davon – der im 

Gesetz aufgeführte Katalog ist nicht abschließend – eine Vielzahl von Objektgattungen abgedeckt, 

darunter Sprachwerke, Werke der Musik, Werke der bildenden Kunst, einschließlich der 

Architektur, Lichtbilder, Filme sowie Darstellungen wissenschaftlicher oder technischer Art wie 

beispielsweise Pläne, Karten oder Skizzen.71 Da es sich dabei um einen „normative[n] und keine[n] 

kunst- oder literaturwissenschaftlichen Begriff“72 handelt, legt der Werkbegriff des UrhG jedoch 

nicht fest, was unter Kunst, Literatur oder auch Wissenschaft zu verstehen ist und beurteilt auch 

die Wertigkeit des jeweiligen Objekts nicht. Er muss schon alleine deshalb ohne eine solche 

Definition auskommen, da der Kunstbegriff Moden unterworfen ist und sich mitunter stark 

wandelt. Mit Bezug auf Archivgut bedeutet dies, dass urheberrechtlich geschützte Werke in erster 

Linie im nichtamtlichen Bereich sowie dem Sammlungsgut zu erwarten sind.73 Dennoch ist nicht 

davon auszugehen, dass amtliches Schriftgut nicht auch urheberrechtsbewehrte Stücke enthalten 

kann74 (siehe hierzu unten 2.1). 

 

Gemäß § 64 UrhG erlöschen die Urheberrechte 70 Jahre nach dem Tod des Urhebers. Bei 

mehreren UrheberInnen ist der Tod des zuletzt verstorbenen Urhebers für die Berechnung der 

Schutzfrist maßgeblich.75 Wurde ein Werk anonym oder pseudonym veröffentlicht, so endet die 

Schutzfrist 70 Jahre nach dessen Veröffentlichung, bei einer Nichtveröffentlichung jedoch schon 

70 Jahre nach der Entstehung.76 Gesondert beachtet werden muss hier jedoch, dass die Schutzfrist 

nach § 64 UrhG anzuwenden ist, falls es sich um ein bekanntes Pseudonym handelt (z.B. Loriot für 

Vicco von Bülow oder Friedensreich Hundertwasser Regentag Dunkelbunt für Friedrich Stowasser) 

oder sich der Urheber selbst (oder durch seine RechtsnachfolgerInnen) vor Ablauf der 70-

                                                           

70 Schricker/Loewenheim/Loewenheim/Leistner UrhG (62020) § 2 Rn 38. 
71 § 2 Abs. 1 UrhG. 
72 Schricker/Loewenheim/Loewenheim/Leistner UrhG (52017) § 2 Rn 2. 
73 Siehe hierzu auch Katrin BEYER: Urheberrechtliche Fragestellungen bei der Erschließung, Benutzung und 

Präsentation am Beispiel von Nachlässen im Geheimen Staatsarchiv Preußischer Kulturbesitz, in: Archivisches 

Handeln. Strategien und Perspektiven unter dem Einfluss neuer Technologien. Ausgewählte Transferarbeiten des 

47. und 48. wissenschaftlichen Lehrgangs an der Archivschule Marburg (Veröffentlichungen der Archivschule 

Marburg, Bd. 62), hrsg. von Irmgard Christa BECKER und Valeska KOAL, Marburg 2017, S. 11-42, hier S. 12. 
74 „Als zumeist klare Fälle erweisen sich Bestände wie Plakat- oder Fotosammlungen: der Werkcharakter und damit 

die Anwendung des UrhG sind unbestritten; […] Ganz anders ist die Ausgangslage bei dem amtlichen Schriftgut des 
20. Jahrhunderts, das durchsetzt sein kann mit ephemeren, eingestreuten Gestaltungen, die – jede für sich – 

urheberrechtliche Einzelfragen aufwerfen“, BRINKHUS: Probleme, S. 51.  
75 § 65 Abs. 1 UrhG. 
76 § 66 Abs. 1 UrhG. 
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Jahresfrist zu erkennen gibt.77 Nach Ablauf der Schutzfrist sind die Werke gemeinfrei und können 

ohne Einschränkungen von Dritten genutzt werden. 

 

Ebenso unproblematisch gestaltet sich die Nutzung, wenn sich die betreffende Institution von den 

jeweiligen UrheberInnen oder RechtsnachfolgerInnen entsprechende Nutzungsrechte78 hat 

einräumen lassen. Das UrhG schafft hier sowohl den Rahmen für die vertragliche Ausgestaltung, 

als auch die Grundsätze, die gelten, wenn keine, oder unzulässige vertragliche Vereinbarungen 

getroffen wurden.79 Im vorliegenden Fall geschieht die Einräumung von Nutzungsrechten 

idealerweise bei der Übergabe des Archivguts an das Archiv im Rahmen eines Schenkungs- oder 

Kaufvertrags. Zwar ist das Urheberrecht als solches nicht übertragbar, eine Ausnahme ist der Tod 

des Urhebers, da das Urheberrecht dann auf dessen Rechtsnachfolger übergeht,80 allerdings 

können Nutzungsrechte an den Werken eingeräumt werden.81 Grundsätzlich ist das formlos 

möglich, d.h. es kann auch in mündlicher Form oder sogar stillschweigend geschehen82. Eine 

Ausnahme hiervon betrifft die Einräumung unbekannter Nutzungsarten, hier ist Schriftform 

erforderlich (vgl. unten 2.5.2). Es kann sich dabei entweder um ausschließliche oder einfache 

Nutzungsrechte handeln. „Ausschließlich“ bedeutet in diesem Fall, dass andere (inkl. des 

Urhebers) von der Nutzung ausgeschossen werden können, „einfach“ hingegen, dass auch andere 

Parteien Nutzungsrechte haben können. Des Weiteren können die Nutzungsrechte räumlich, 

zeitlich, inhaltlich oder quantitativ eingeschränkt werden. Es empfiehlt sich, bei der Einräumung 

der Nutzungsrechte diese möglichst genau zu definieren und festzulegen, welche Nutzungsarten 

davon abgedeckt sein sollen bzw. wie weit die eingeräumten Nutzungsrechte reichen sollen. 

Relevant wird dies im Falle von Uneindeutigkeiten oder Zweifeln, da dann der sog. 

Übertragungszweckgedanke (früher: Zweckübertragungstheorie)83 angewandt wird. Dieser 

                                                           

77 § 66 Abs. 2 und 3 UrhG. Siehe hierzu auch Schricker/Loewenheim/Katzenberger/Metzger UrhG (62020) § 66 Rn. 9-

11 sowie § 10 Rn. 5 und 6. 
78 Zu Nutzungsrechten generell siehe auch Patrick ZURTH: Rechtsgeschäftliche und gesetzliche Nutzungsrechte im 

Urheberrecht. Eine dogmatische Analyse der Rechtsnatur und der vertraglichen Gestaltungsmöglichkeiten (Studien 

zum Privatrecht, Bd. 54), Tübingen 2016, S. 9-13. 
79 ZURTH: Nutzungsrechte, S. 197. 
80 §§ 28 Abs. 1 und 29 Abs. 1 UrhG. 
81 § 31 UrhG. 
82 Alexandra Maria ZILLES: Urheberrecht in Archiven und anderen Kultureinrichtungen (Archivistik digital, Bd. 1), LVR 

2018, S. 31 https://afz.lvr.de/media/archive_im_rheinland/publikationen/achivistik_digital/2018-02-

15_Zilles_Urheberrecht_final.pdf [zuletzt aufgerufen am 16. Oktober 2020]. 
83 § 31 Abs. 5 UrhG. Siehe hierzu auch Schricker/Loewenheim/Ohly UrhG (62020) § 31 Rn. 52-76. „In der neueren 
Rechtsprechung hat mittlerweile der Begriff ‚Übertragungszweckgedanke‘ denjenigen der ‚Zweckübertragungsregel‘ 
abgelöst. In der Tat ist die neue Terminologie genauer, weil es um den Zweck der Übertragung, nicht etwa um eine 

https://afz.lvr.de/media/archive_im_rheinland/publikationen/achivistik_digital/2018-02-15_Zilles_Urheberrecht_final.pdf
https://afz.lvr.de/media/archive_im_rheinland/publikationen/achivistik_digital/2018-02-15_Zilles_Urheberrecht_final.pdf
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besagt, dass sich die Reichweite der eingeräumten Rechte „nach dem von beiden Parteien 

zugrunde gelegten Vertragszweck“ richten und diese „im Zweifel so weit wie möglich beim Urheber 

verbleiben“ sollen.84 Ferner ist zu beachten, dass Nutzungsrechte von Eigentum und Besitz 

unabhängig sind, 85 also das Eigentum an einem Werkstück nicht notwendigerweise mit den 

Nutzungsrechten daran einhergeht; eine Ausnahme davon ist das Ausstellungsrecht nach § 44 

Abs. 2 UrhG.86 Ebenso ist hinsichtlich der Nutzungsrechte ein gutgläubiger Erwerb 

ausgeschlossen.87 Des Weiteren können sie nicht ersessen werden.88 Auch sei noch daraufhin 

gewiesen, dass ein Deponent z.B. eines Vor-/Nachlasses zwar über seine eigenen Werke 

urheberrechtliche Verfügungen treffen kann, nicht jedoch über die von Dritten wie z.B. seiner 

Briefpartner.89 

 

2.1 Schriftgut90 

Mit Blick auf das in Archiven verwahrte Schriftgut ist davon auszugehen, dass gleichförmige 

Massenakten im Regelfall keine Schöpfungshöhe erreichen, da sie nicht in hinreichendem Maße 

individuell gestaltet sind; sie sind daher auch nicht urheberrechtsbewehrt. Gleiches gilt für sog. 

amtliche Werke sowie dann, wenn das Werk nur als unwesentliches Beiwerk anzusehen ist. 

 

Unter amtlichen Werken91 nach § 5 Abs. 1 UrhG sind „Gesetze, Verordnungen, amtliche Erlasse 

und Bekanntmachungen sowie Entscheidungen und amtlich verfasste Leitsätze zu Entscheidungen“ 

zu verstehen. Ebenso keinen urheberrechtlichen Schutz genießen „Werke, die im amtlichen 

                                                           

Übertragung des Zwecks geht“, Schricker/Loewenheim/Ohly UrhG (62020) § 31 Rn. 55. Siehe hierzu auch ZURTH: 

Nutzungsrechte, S. 197-199. 
84 ZILLES: Urheberrechte, S. 31. 
85 ZILLES: Urheberrecht, S. 32; Eric W. STEINHAUER: Informationskompetenz und Recht, in: Handbuch 

Informationskompetenz, hrsg. von Wilfried SÜHL-STROHMENGER, Berlin und Boston 2012, S. 67-81 hier S. 72/73; 

KLIMPEL, RASCH und WEITZMANN: Handreichung, S. 25/26. 
86 „Der Eigentümer des Originals eines Werkes der bildenden Künste oder eines Lichtbildwerkes ist berechtigt, das 
Werk öffentlich auszustellen, auch wenn es noch nicht veröffentlicht ist, es sei denn, daß der Urheber dies bei der 

Veräußerung des Originals ausdrücklich ausgeschlossen hat.“ 
87 Schricker/Loewenheim/Ohly UrhG (62020) § 31 Rn. 25. 
88 Da ein Nutzungsrecht keine Sache ist, dürften die Regelungen der §§ 937 ff. BGB nicht greifen. Siehe hierzu auch 

Paul KLIMPEL: Urheberrecht, Praxis und Fiktion. Rechteklärung beim kulturellen Erbe im Zeitalter der Digitalisierung, 

in: Paul KLIMPEL und Ellen EULER (Hrsg.), Der Vergangenheit eine Zukunft. Kulturelles Erbe in der digitalen Welt, Berlin 

2015, S. 168-188, hier S. 172/173. 
89 Rainer POLLEY: Archiv- und urheberrechtliche Aspekte der Anfertigung von Reproduktionen und der Digitalisierung, 

in: Archive in Bayern 6 (2010), S. 361-392, hier S. 381. 
90 Hierzu generell BRAUN und BRINKHUS: Reformen, S. 27-32; Alexander F.J. FREYS: Das Recht der Nutzung und der 

Unterhalt von Archiven (UFITA, Bd. 85), Baden-Baden 1989, S. 108-118; POLLEY: Aspekte, S. 380-382. 
91 Vgl. hierzu auch Sascha T. SCHACHT: Die Einschränkung des Urheberpersönlichkeitsrechts im Arbeitsverhältnis 

(Schriften zum deutschen Persönlichkeits- und Immaterialgüterrecht, Bd. 7), Göttingen 2004, S. 41-43. 
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Interesse zur allgemeinen Kenntnisnahme veröffentlicht“92 wurden. Gemäß § 57 ist es zudem 

erlaubt, „geschützte Werke gleich welcher Art ohne Zustimmung des Urhebers zu nutzen, wenn sie 

[…] mehr oder weniger zufällig und als Nebensächlichkeit in ein anderes Werk hineingeraten und 

daher als unwesentliches Beiwerk neben dem eigentlichen Gegenstand der Vervielfältigung, 

Verbreitung oder öffentlichen Wiedergabe anzusehen sind.“93 Was im konkreten Fall jedoch unter 

unwesentlichem Beiwerk zu verstehen ist, ist nicht einfach zu beurteilen. Auch innerhalb der 

Rechtsprechung zeichnet sich kein eindeutiges Bild ab.94 Generell wird darauf abgehoben, dass 

ein Objekt dann als unwesentliches Beiwerk interpretiert werden kann, wenn es so nebensächlich 

oder bedeutungslos ist, dass es keinen Einfluss auf die Wirkung oder das Erscheinungsbild des 

Hauptgegenstandes hat sowie wenn es unbemerkt ausgetauscht werden könnte.95 Aus 

archivischer Sicht könnte es als ein Hinweis auf eine Qualifizierung als unwesentliches Beiwerk 

gewertet werden, wenn das Werk in der Verzeichnung nicht im Enthält-Vermerk aufgeführt ist 

bzw. als nicht wichtig genug erscheint, um in den Enthält-Vermerk aufgenommen zu werden. In 

letzter Konsequenz wird hier aber trotz allem eine Einzelfallprüfung erfolgen müssen. 

 

Schwieriger gestaltet sich der Sachverhalt bei den Sachakten der politischen und planenden 

Verwaltungen sowie im Zusammenhang mit Nachlässen und Familienarchiven. Hier können in 

größerem Umfang Werke enthalten sein, z.B. in Form von Gutachten, Karten, Briefen, 

Bürgereingaben, Tagebüchern, Manuskripten, Noten sowie Zeitungs- und Zeitschriftenbeiträgen 

(hierzu siehe auch unten 2.4). Da sich bei den genannten Sprachwerken keine pauschale Grenze 

zwischen schutzwürdigen und nicht schutzwürdigen Inhalten und Formen ziehen lässt, wird auch 

hier im Zweifelsfall eine Einzelfallprüfung nötig sein. So sind einerseits Briefe, in denen es sich „um 

bloße Allerweltsmitteilungen“96 handelt, nicht schutzfähig (sonst aber schon). Auch eine rein 

routinemäßige Leistung fällt nicht unter den urheberrechtlichen Schutz97, ebenso soll laut BGH 

                                                           

92 § 5 Abs. 2 UrhG. 
93 Schricker/Loewenheim/Vogel UrhG (62020) § 57 Rn. 1. 
94 Zur ebenfalls nicht eindeutigen Rechtsprechung siehe Dreier/Schulze/Dreier UrhG (62018) § 57 Rn. 2 
95 Siehe hierzu ZURTH: Nutzungsrechte, S. 144/145; Schricker/Loewenheim/Vogel UrhG (62020) § 57 Rn. 8-9. Siehe 

außerdem BGH, Urteil vom 17. November 2014 – Az. I ZR 177/13 – Möbelkatalog, , 

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-

bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=46c8c1bc8a0bb54f1459b55af6cb99b9&nr=71060&po

s=4&anz=6 [zuletzt aufgerufen am 20. Oktober 2020]. 
96 Henrik A. BERGEMANN: Rechte an Briefen (UFITA, Band 193), Baden-Baden 2001, S. 25. Zum Problem der 

Abgrenzung zwischen schutzwürdigen und nicht schutzwürdigen Briefen siehe dort außerdem S. 17-30. 
97 Schricker/Loewenheim/Loewenheim/Leistner UrhG (62020) § 2 Rn. 53. 

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=46c8c1bc8a0bb54f1459b55af6cb99b9&nr=71060&pos=4&anz=6
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=46c8c1bc8a0bb54f1459b55af6cb99b9&nr=71060&pos=4&anz=6
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=46c8c1bc8a0bb54f1459b55af6cb99b9&nr=71060&pos=4&anz=6


 

- 18 - 

„das rein Handwerksmäßige, Alltägliche und Banale außerhalb jeder Schutzfähigkeit liegen“98. 

Andererseits kennt das deutsche Urheberrecht die Figur der ‚kleinen Münze‘99, bei der nur ein 

Minimum an Gestaltungshöhe vorausgesetzt wird.100 Der Begriff wurde in den 1920er Jahren von 

Alexander ELSTER geprägt. ELSTER wollte damit ausdrücken, dass der Urheber für Objekte „an der 

unteren Grenze der urheberrechtlichen Schutzfähigkeit […] im Verkehr meist nur einen geringen 

Beitrag, also ‚Kleine Münze‘ als Gegenwert“101 erhielt. Hauptanwendungsgebiete der kleinen 

Münze sind zwar die Musik, Computerprogramme, Lichtbildwerke und Datenbankwerke, aber 

auch im Bereich der Schriftwerke ist ihre Anwendung weitgehend anerkannt. Hierunter fallen 

dann z.B. Preislisten, Kataloge, Bedienungsanleitungen oder Sammlungen von Kochrezepten.102 

Auch wenn der BGH bisher die Schutzuntergrenze für Schriftwerke, die nicht zur Literatur zu 

zählen sind, im Regelfall höher angesetzt hat als bei anderen Werkgattungen103, ist im 

Zusammenhang mit der europarechtlichen Entwicklung und der damit verbundenen Etablierung 

eines homogenen europäischen Werkbegriffs vielmehr von einer einheitlichen Schutzuntergrenze 

auszugehen. Diese dürfte dann „eher niedrig anzusetzen“104 sein, was mit Blick auf 

urheberrechtsbewehrte Stücke im Archivgut bedeutet, dass besser von mehr als von weniger 

Werken ausgegangen werden sollte. 

 

Aus archivischer Sicht von besonderem Interesse ist zudem das Arbeitnehmerurheberrecht105. Da 

Archive im Regelfall für das Schriftgut zuständig sind, das bei der Verwaltung ‚ihres‘ Sprengels (z.B. 

Kommune, Land) anfällt, ist davon auszugehen, dass das amtlichen Schriftgut mit einer Vielzahl 

von Werken durchsetzt ist, die von ArbeitnehmerInnen ebenjener Verwaltungseinheiten 

                                                           

98 Schricker/Loewenheim/Loewenheim/Leistner UrhG (62020) § 2 Rn. 59. 
99 Siehe hierzu auch SOMMER: Werkbegriff, S. 120-122 und S. 263-269; Ulrich LOEWENHEIM: Der Schutz der kleinen 

Münze im Urheberrecht, in: GRUR 89 (1987), S. 761-768; Gernot SCHULZE: Der Schutz der kleinen Münze im 

Urheberrecht, in: GRUR 89 (1987), S. 769-778. Zur kleinen Münze als „Perpetuierung eines Notbehelfs“ siehe auch 

Frank THOMS: Der urheberrechtliche Schutz der kleinen Münze. Historische Entwicklung – Rechtsvergleichung – 

Rechtspolitische Wertung (Rechtswissenschaftliche Forschung und Entwicklung, Bd. 11), München 1980, S. 268/269. 
100 „Die Anforderungen an die Individualität sind heute im Allgemeinen nicht sehr hoch anzusetzen. Es reicht schon 
ein geringer Schöpfungsgrad, ein Mindestmaß an individueller Prägung“, SCHACHT: Urheberpersönlichkeitsrecht, S. 

41. Siehe auch Schricker/Loewenheim/Loewenheim UrhG (52017) § 2 Rn. 51. 
101 SOMMER: Werkbegriff, S. 120. 
102 Schricker/Loewenheim/Loewenheim/Leistner UrhG (62020) § 2 Rn. 61. 
103 LOEWENHEIM: Schutz, S. 762; BGH, Urteil vom 15. September 1999 – I ZR 57/97 – Comic-Übersetzungen II, in: 

GRUR 102 (2000), S. 144/145, hier S. 145. Siehe hierzu außerdem Schricker/Loewenheim/Loewenheim/Leistner 

UrhG (62020) § 2 Rn. 59, dort auch Verweise auf weitere einschlägige Urteile. 
104 Schricker/Loewenheim/Loewenheim UrhG (52017) § 2 Rn. 60. 
105 Siehe hierzu generell SCHACHT: Urheberpersönlichkeitsrecht, v.a. S. 16-23, 39-64, 149-155; ZILLES: Urheberrecht, S. 

49; Rainer POLLEY: Rechtsfragen bei der Präsentation und Benutzung digitaler Publikationen im archivischen Kontext, 

in: Archivpflege in Westfalen-Lippe 63 (2005), S. 33-39, hier S. 35. 
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geschaffen wurden. Denn auch die Bestimmungen zu amtlichen Werken nach § 5 UrhG stehen der 

„Schaffung urheberrechtlich geschützter Werke in einem öffentlichen Dienst106- oder 

Beamtenverhältnis“107 nicht entgegen. Im Zusammenhang mit im Arbeitsverhältnis geschaffenen 

Werken ergibt sich ein gewisses Spannungsverhältnis zwischen Urheber- und Arbeitsrecht: 

Während das Urheberrecht dem Schöpferprinzip folgt – „Urheber [und damit auch Inhaber der 

entsprechenden Rechte, A.d.V] ist der Schöpfer des Werkes“108 – basiert das Arbeitsrecht auf der 

Vorstellung, „dass das Recht am Arbeitsergebnis dem Arbeitgeber und nicht dem Arbeitnehmer 

gebührt“109. Daraus resultiert auch, dass die beiden Rechtskreise die wirtschaftliche Verwertung 

unterschiedlich, einmal beim Arbeitnehmer, einmal beim Arbeitgeber verorten. Das Urheberrecht 

versucht dem Problem mit drei generalklauselartigen Normen zu begegnen. Im konkreten Fall ist 

aber nur § 43 UrhG (Urheber in Arbeits- und Dienstverhältnissen) von Interesse.110 Demnach ist 

der Arbeitnehmer zwar grundsätzlich der Urheber der von ihm „in Erfüllung seiner Verpflichtungen 

aus einem Arbeits- oder Dienstverhältnis“111 geschaffenen Werke, muss sich aber unter 

Umständen „Einschränkungen seiner urheberrechtlichen Befugnisse gefallen lassen“.112 Die 

Änderung seiner Rechtsposition wird mit seiner Beziehung zum Arbeitgeber begründet. Da der 

Arbeitnehmerurheber von seinem Arbeitgeber ein festes Gehalt erhält, trägt er bei der 

Werkschaffung ein geringeres Risiko und ist weniger auf die wirtschaftliche Verwertung seines 

Werkes angewiesen, als ein freier Werkschaffender.113 Der Arbeitnehmer ist daher verpflichtet, 

dem Arbeitgeber vertraglich Nutzungsrechte an den von ihm geschaffenen Werken einzuräumen. 

Gleiches gilt für Beamte im Rahmen ihrer Dienstpflicht.114 Entsprechend der 

Übertragungszwecklehre folgt dies aber dem Grundsatz, dass der Arbeitgeber nur die Rechte 

eingeräumt bekommt, die für die Erfüllung der betrieblichen Aufgaben nötig sind. Geschehen kann 

                                                           

106 Unter dem Dienstverhältnis wird in § 43 UrhG „nur das öffentlich-rechtliche Dienst- und Treueverhältnis der 

Beamten und sonstigen Angestellten und Arbeiter im öffentlichen Dienst verstanden“, Wandtke/Bullinger/Wandtke 

UrhG (52019) § 43 Rn. 14.  
107 SCHACHT: Urheberpersönlichkeitsrecht, S. 42. 
108 § 7 UrhG. 
109 SCHACHT: Urheberpersönlichkeitsrecht, S.16. 
110 § 79 Abs. 2 S. 2 UrhG bezieht sich auf ausübende Künstler, während § 69 UrhG Regelungen für im 

Dienstverhältnis geschaffene Computerprogramme enthält. Beide können hier also vernachlässigt werden. 
111 § 43 UrhG. 
112 SCHACHT: Urheberpersönlichkeitsrecht, S. 43. 
113 Vgl. hierzu die Gesetzesbegründung: „Diese Bestimmungen sind in erster Linie zum Schutze des freischaffenden 

Urhebers gedacht, der kein festes Gehalt bezieht, sondern auf die Erträgnisse aus der Verwertung seiner Werke 

angewiesen ist. Der wirtschaftlich gesicherte Arbeitnehmer oder Beamte, der kein Risiko für sein Schaffen trägt, 

bedarf der Schutzbestimmungen in der Regel nicht, […],“ Bundestagsdrucksache IV/270 vom 23. März 1962, Entwurf 

eines Gesetzes über Urheberrecht und verwandte Schutzrechte, S. 62 

http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/04/002/0400270.pdf [zuletzt aufgerufen am 06. Oktober 2020]. 
114 Siehe hierzu auch Helmut BICKELHAUPT: Urheberrecht und Archivwesen, in: Archivar 22 (1969), Sp. 49-52. 

http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/04/002/0400270.pdf
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die Rechteübertragung entweder im Rahmen des Arbeits-, Dienst-, oder Tarifvertrags oder durch 

eine stillschweigende Einräumung115. Im Zweifel „werden spätestens mit Ablieferung des Werkes 

an den Arbeitgeber diesem die Nutzungsrechte eingeräumt“116, und zwar die ausschließlichen 

Nutzungsrechte, „beschränkt auf den Zweck seines Betriebes“117. Nicht erfasst von § 43 UrhG sind 

freie Mitarbeiter und mitarbeiterähnliche Personen118. Keinen Einfluss auf die Anwendung von § 

43 hat eine Befristung des Arbeitsverhältnisses. Auch die Beendigung des Arbeitsverhältnisses hat 

unabhängig vom Grund (Kündigung oder Auslaufen des Vertrags) – ohne anderslautende 

Vereinbarungen – auf bereits abgelieferte Werke keinen Einfluss. Eine besondere 

Herausforderung hinsichtlich des Arbeitnehmerurheberrechts besteht zudem mit Bezug auf die 

Einräumung von Nutzungsrechten an bisher unbekannten Nutzungsarten nach § 31a UrhG (siehe 

hierzu unten 2.5.2). Der Vollständigkeit halber sei erwähnt, dass sich die Bestimmungen von § 43 

UrhG nicht nur auf im Dienstverhältnis entstandene Schriftwerke, sondern auch andere 

Werkgattungen wie Fotos, Skizzen sowie Karten und Pläne bezieht.119 

Insgesamt betrachtet kann somit davon ausgegangen werden, dass der jeweilige Archivträger 

über die Nutzungsrechte an den im amtlichen Schriftgut vorhandenen Werken, mit Ausnahmen 

derjenigen „im eingehenden Schriftverkehr“120, verfügt.121 Uneindeutig bleibt aber trotzdem, ob 

diese Nutzungsrechte bei der Übergabe des Schriftguts an das Archiv „auch stillschweigend und 

damit automatisch“ 122 an dieses übergehen. Alexander FREYS sowie Stephan DUSIL gehen 

beispielsweise davon aus, dass dem so ist. Sie nehmen beide an, dass mit der Rechteübertragung 

an den Arbeitgeber auch konkludent das disponible Recht der Weiterübertragung abgetreten 

wird, „da eine Archivierung von Verwaltungsunterlagen, […] der normale Weg ist“. Somit sei 

absehbar, dass die entsprechenden Werke früher oder später ihren Weg in das zuständige Archiv 

                                                           

115 „Durch diese Regelung wird ermöglicht, daß namentlich im Falle öffentlich-rechtlicher Dienstverhältnisse wie im 

geltenden Recht ein unbeschränkter Erwerb der Nutzungsrechte durch den Dienstherrn als stillschweigend vereinbart 

aus dem Dienstverhältnis abgeleitet werden kann“, Bundestagsdrucksache IV/270, S. 62. 
116 SCHACHT: Urheberpersönlichkeitsrecht, S. 51. 
117 Wandtke/Bullinger/Wandtke UrhG (52019) § 43 Rn. 73. 
118 Wandtke/Bullinger/Wandtke UrhG (52019) § 43 Rn. 9 und 12. Siehe hierzu auch Albrecht GÖTZ VON OLENHUSEN: 

Der Urheber- und Leistungsrechtsschutz der arbeitnehmerähnlichen Personen, in: GRUR 104 (2002), S. 11-18, v.a. S. 

12-15. 
119 Siehe hierzu – mit einem thematischen Schwerpunkt auf Fotografien – Stephan DUSIL: Zwischen Benutzung und 

Nutzungssperre. Zum urheberrechtlichen Schutz von archivierten Fotografien, in: Archivar 61 (2008), S. 124-132, 

hier S. 130-132. 
120 BRAUN und BRINKHUS: Reformen, S. 29. 
121 Vgl. hierzu auch STEINHAUER: Urheberrechts-Wissensgesellschafts-Gesetz, S. 224: „Archive haben es, sofern es um 

Unterlagen der tragenden Institutionen geht, insoweit einfacher, als hier im Rahmen des Dienstverhältnisses 

regelmäßig auch für die Archivierung ausreichende Nutzungsrechte vorhanden sind.“ 
122 BRAUN und BRINKHUS: Reformen, S. 28.  
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finden würden. Folglich lägen die „Rechte an urheberrechtlich schutzfähigem [amtlichen, A.d.V.] 

Schriftgut sowie das Recht zur Weiterübertragung dieser Nutzungsrechte zunächst bei der 

verwaltenden Behörde und [werden] mit der Aussonderung der betreffenden Unterlagen an das 

Archiv abgetreten“123. 

 

2.2 Bildquellen – Fotos124, Gemälde und Graphik, Plakate, Karten und Pläne 

Bildquellen können sowohl Teil von Akten- bzw. Nachlassablieferungen als auch Einzelstücke sein, 

wobei letztere in der Regel nach Objektgruppen geordneten archivischen Sammlungen 

zugerechnet werden. Aus urheberrechtlicher Perspektive macht das jedoch keinen Unterschied. 

Hier ist lediglich von Relevanz, ob die Schutzfrist bereits abgelaufen ist, Nutzungsrechte 

eingeräumt wurden oder die Stücke im Rahmen eines Dienstverhältnisses bei der 

ablieferungspflichtigen Behörde entstanden sind. Falls nichts davon zutreffend ist, so müssen auch 

für die Nutzung der Bildquellen entsprechende Nutzungsrechte beschafft werden. Für die 

Ermittlung der Rechteinhaber sei im Bereich der bildenden Künste auf die VG Bildkunst125 

verwiesen, von der sich eine Vielzahl der bildenden KünstlerInnen vertreten lässt. Da insbesondere 

im Bereich Gemälde und Graphik, bisweilen aber auch bei Fotos und Plakaten, viele Objekte auf 

dem Kunstmarkt oder von Privatleuten erworben werden, ist hier besonders darauf zu achten, 

dass das Eigentum nicht automatisch auch Nutzungsrechte nach sich zieht. 

 

Neben der Einholung von Nutzungsrechten sind bei Bildquellen je nach Sujet für eine 

urheberrechtskonforme Verwendung noch weitere Regelungen zu beachten. Gemäß § 22 des 

1907 eingeführten Kunsturhebergesetzes (KUG) verfügt jede Person über das Recht am eigenen 

Bild126. Somit darf er oder sie selbst bestimmen, ob und wenn ja, wie Bilder von ihm oder ihr 

                                                           

123 FREYS: Nutzung, S. 114. Siehe hierzu auch DUSIL: Benutzung, S. 130-132, hier S. 132: „[…] sie [die Nutzungsrechte] 
gehen von der jeweils abliefernden Behörde auf das Archiv über, sofern die Übergabe der Akten als konkludente 

Einigung zu verstehen ist. Dies wird immer dann der Fall sein, wenn ausschließliche Nutzungsrechte der Behörde 

bestehen und eine konkludente Zustimmung des Urhebers zur Übertragung vorliegt. Nutzungsrechte von Lichtbildern 

/ Lichtbildwerken, die von Mitarbeitern einer Behörde im Rahmen ihrer Arbeits- oder Dienstverträge gefertigt 

wurden, werden damit auf das Archiv übertragen.“ Siehe hierzu auch Dreier/Schulze/Dreier UrhG (62018) § 43 Rn. 

20/21. 
124 POLLEY: Aspekte, S. 382-384; DUSIL: Benutzung, S. 124-132. 
125 https://www.bildkunst.de/homepage [zuletzt aufgerufen am 8. Oktober 2020]. 
126 „Das Recht am eigenen Bild ist eine besondere Ausprägung des von der Rechtsprechung entwickelten, aber nicht 
normierten allgemeinen Persönlichkeitsrechts, das in der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts im 

Volkszählungsurteil seine archivrechtlich besonders relevante Ausprägung im grundrechtsgleichen Recht auf 

informationelle Selbstbestimmung erfahren hat“, Jost HAUSMANN: Wiedergabe des Archivguts, in: Archivrecht für die 

Praxis. Ein Handbuch, hrsg. von Irmgard Christa BECKER und Clemens REHM (Berliner Bibliothek zum Urheberrecht, 

Bd. 10), München 2017, S. 204-223, hier S. 215. Siehe auch BEYER: Fragen, S. 20/21. 

https://www.bildkunst.de/homepage
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verbreitet werden. Das Recht am eigenen Bild steht jeder natürlichen Person vom Moment der 

Geburt bis zehn Jahre nach dem Tod zu. Innerhalb der 10-Jahresfrist nach dem Tod „bedarf es […] 

der Einwilligung der Angehörigen [hier explizit genannt: Ehe- oder Lebenspartner, Kinder und 

Eltern, A.d.V.] des Abgebildeten.“ Im Falle einer Geschäftsunfähigkeit des Abgebildeten braucht es 

die Einwilligung des gesetzlichen Vertreters, bei „beschränkt Geschäftsfähigen, insb. bei 

einsichtsfähigen Minderjährigen [(im Regelfall ab 14 Jahren), A.d.V.], wird als Ausfluss des 

Selbstbestimmungsrechts des Minderjährigen eine ‚Doppelzuständigkeit‘ angenommen“127, d.h. es 

muss sowohl der gesetzliche Vertreter, als auch der Minderjährige selbst zustimmen. Die 

Einwilligung gilt im Zweifel als erteilt, wenn die betreffende Person entlohnt wurde128. Allerdings 

handelt es sich hier um einen Umstand, der sich bei Archivgut im Nachhinein kaum mehr ermitteln 

lassen wird.129 

 

Unter einem Bild im Sinne von § 22 KUG ist „die erkennbare Wiedergabe des äußeren 

Erscheinungsbildes einer Person“ zu verstehen. Dabei ist es unerheblich, in welcher Form und in 

welchem Medium die Wiedergabe erfolgt, „sei es als Fotografie, Gemälde […], Grafik, Karikatur 

[…], Comic-Figur […], Schattenriss […] [oder auch als, A.d.V.] Münzprägung […].“130 Ausnahmen zu 

§ 22 KUG gelten für Personen des öffentlichen Interesses resp. der Zeitgeschichte und Amtsträger 

bei der Ausübung ihres Amtes,131 für Personen als Beiwerk „neben einer Landschaft oder sonstigen 

Örtlichkeit“132 sowie für Bilder von Versammlungen und anderen Menschenmengen. Als Personen 

des öffentlichen Interesses gelten all diejenigen Zeitgenossen, „die von der Öffentlichkeit ‚beachtet 

werden, bei (ihr) Aufmerksamkeit finden und Gegenstand der Teilnahme oder Wissbegier weiter 

Kreise sind‘ […].“133 Hierzu zählen beispielsweise PolitikerInnen, Angehörige regierender Fürsten- 

und Königshäuser, SchauspielerInnen, MusikerInnen, RepräsentantInnen der Wirtschaft, 

WissenschaftlerInnen und SportlerInnen.134 Die Zeitgeschichte umfasst dabei sowohl 

tagesaktuelle als auch historische Ereignisse – eine entsprechender Zeitraum, der noch als 

zeithistorisch anzusehen ist, wird im Gesetz aber nicht definiert – und kann im Lokalen und 

                                                           

127 Wandtke/Bullinger/Fricke UrhG (52019) § 22 KUG Rn. 14. 
128 HAUSMANN: Wiedergabe S. 216. 
129 Vgl. auch KRÄMER/ZILLES: Herausforderung, S. 113. 
130 Wandtke/Bullinger/Fricke UrhG (52019) § 22 KUG Rn. 5. 
131 HAUSMANN: Wiedergabe S. 216-218. 
132 § 23 Abs. 1 S. 2 KUG. Siehe auch Wandtke/Bullinger/Fricke UrhG (52019) § 23 KUG Rn. 24. 
133 Wandtke/Bullinger/Fricke UrhG (52019) § 23 KUG Rn. 3. 
134 Wandtke/Bullinger/Fricke UrhG (52019) § 23 KUG Rn. 8. 
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Überregionalen angesiedelt sein.135 Als generelle Richtschnur kann davon ausgegangen werden, 

dass „eine Person [je mehr sie] im öffentlichen Interesse steht, desto eher eine Berichterstattung 

mit Bildern dulden [muss]“.136 Dennoch sind auch im Falle dieser Personengruppe deren Privat- 

und Intimsphäre geschützt. 

Ebenfalls kein Recht am eigenen Bild kann geltend gemacht werden, wenn die betreffenden 

Personen nicht im Fokus des Bildes stehen, sondern nur als Beiwerk einzustufen sind. Die 

Beurteilung, ob es sich dabei um Beiwerk handelt folgt semantisch und rechtlich der Definition 

von unwesentlichem Beiwerk im Schriftgut (siehe oben 2.1). Auch hier gilt, „[k]önnen die Personen 

auf einem Foto hinweg gedacht werden, ohne dass sich sein Charakter ändert, handelt es sich um 

erlaubtes Beiwerk“.137 Des Weiteren sind Bilder, auf denen der Einzelne in der Masse 

verschwindet, z.B. bei Versammlungen, Prozessionen, Umzügen, Festveranstaltungen oder 

Demonstrationen, nicht unter § 22 KUG zu rechnen. Allerdings gilt auch hier, ähnlich wie beim 

unwesentlichen Beiwerk, dass „nach dem Gesamteindruck der Abbildung die 

Menschenansammlung im Vordergrund stehen [muss]“138. 

 

Besondere Regelungen gelten nicht nur für Personen, sondern auch für Bildnisse aus dem Umfeld 

der Architektur. Hier sind nur Aufnahmen des Interieurs geschützt, doch muss in diesem Fall nicht 

nur der Werkschöpfer, sondern auch der für die Innenansicht Verantwortliche seine Zustimmung 

erteilen. Außenansichten und Fassaden hingegen, insofern sie von öffentlichen Wegen und 

Plätzen einsehbar sind, dürfen abgebildet und die Abbildungen vervielfältigt und verbreitet 

werden.139 Gleiches gilt für Kunst, die bleibend im öffentlichen Raum installiert ist,140 wie 

beispielsweise Kunst am Bau. Sie fallen unter die Panoramafreiheit nach § 59 UrhG. In beiden 

Fällen sind also nur die Nutzungsrechte vom Bildschaffenden, nicht jedoch vom Schöpfer der 

Vorlage einzuholen. 

 

2.2.1 Fotos: Lichtbildwerk vs. Lichtbild 

Im Bereich der Fotografie ist es für die Nutzungsmöglichkeiten zusätzlich nicht unerheblich, ob es 

sich beim konkreten Stück um ein Lichtbildwerk oder ein Lichtbild handelt. Zwar ist das Foto in 

                                                           

135 Wandtke/Bullinger/Fricke UrhG (52019) § 23 KUG Rn. 3. 
136 HAUSMANN: Wiedergabe S. 218. 
137 HAUSMANN: Wiedergabe S. 219. 
138 Wandtke/Bullinger/Fricke UrhG (52019) § 23 KUG Rn. 25. 
139 Wandtke/Bullinger/Fricke UrhG (52019) § 22 KUG Rn. 21. 
140 BEYER: Fragen, S. 20. 
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beiden Fällen urheberrechtlich geschützt, aber die Kategorisierung hat Auswirkungen auf die 

Schutzdauer. Für Lichtbildwerke gilt der allgemeine urheberrechtliche Schutz von 70 Jahren ab 

dem Zeitpunkt des Todes des Urhebers. Lichtbilder hingegen fallen aufgrund ihrer geringeren 

Schöpfungshöhe aus dem Schutzbereich von § 2 Abs. 1 Nr. 5 UrhG. Für sie gilt ‚nur‘ ein 

Leistungsschutz nach § 72 UrhG. Dieser sieht eine Schutzdauer von 50 Jahren nach dem 

Erscheinen oder falls das Lichtbild nicht erschienen ist, von 50 Jahren nach der Herstellung vor.141 

Die Abgrenzung von Lichtbildwerken und Lichtbildern kann im Einzelfall jedoch uneindeutig sein 

und Schwierigkeiten bereiten. Als Orientierung kann gelten, dass spontane und ungeplante 

Schnappschüsse im Regelfall ohne spezielle Vorbereitungen und ohne „gezielten Einsatz von 

Belichtung, Brennweite oder Schärfentiefe“142, entstehen und daher als Lichtbilder zu betrachten 

sind. Bilder, die „jenseits der herkömmlichen Fotografiertechnik erzeugt [werden]“, wie 

Satellitenaufnahmen, Luftbilder, Röntgenbilder oder Automatenpassfotos, lassen sich keiner der 

beiden Kategorien zurechnen und sind daher wie Lichtbilder zu behandeln.143 Unklar ist die 

Situation hingegen bei von einem Fotografen angefertigten Passbildern. Vermutlich fallen aber 

auch diese unter § 72, da der Lichtbildschutz „jedes Ergebnis eines von einer natürlichen Person (§ 

7) verantworteten fotografischen oder fotografieähnlichen Aufnahmeprozesses“144 umfasst. Da 

bei der Aufnahme eines amtlichen Passfotos der Fotograf keine individuellen 

Gestaltungsmöglichkeiten hat, dürfte ein Schutz als Lichtbildwerk auszuschließen sein.145 

 

2.2.2 Gemälde und Graphik, Plakate 

Bei Gemälden nur sehr selten der Fall, kommt es bei Druckgraphik, obwohl die jüngere 

Druckgraphik seit etwa 1900 weitgehend vom Künstler in Eigenregie produziert wird, bisweilen 

vor, dass das Werk nicht nur einen, sondern mehrere Urheber (z.B. Entwerfer, Stecher und 

Drucker) hat. Die Berechnung der Schutzfrist richtet sich in diesem Fall nach dem Tod des zuletzt 

verstorbenen Urhebers (siehe hierzu oben 2.). Ebenfalls zu beachten ist, dass auch die Vorstufen 

eines Werkes wie Skizzen oder Entwürfe bereits Werkcharakter haben; dies gilt auch für 

unvollendete Werke sowie Fragmente: „Eine Vollendung des Werks ist für den Rechtsschutz nicht 

erforderlich.“146. 

                                                           

141 KÖNIG und BERG: Affenselfies, S. 35/36. 
142 KÖNIG und BERG: Affenselfies, S. 35. 
143 STEINERT: Probleme, S. 245. Siehe auch Wandtke/Bullinger/Thum UrhG (52019) § 72 Rn. 52-55. 
144 Wandtke/Bullinger/Thum UrhG (52019) § 72 Rn. 21. 
145 Wandtke/Bullinger/Thum UrhG (52019) § 72 Rn. 16. 
146 Schricker/Loewenheim/Loewenheim/Leistner UrhG (62020) § 2 Rn. 49. 
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Im Kontext des oben erläuterten Nutzungsszenarios, das ja die Anfertigung von Digitalisaten des 

Archivguts voraussetzt, ist noch mit einzukalkulieren, dass bei der Erstellung von Reprofotografien 

ein Leistungsschutz für den Fotografen entstehen kann. Anders als bei der rein technischen 

Reproduktion von zweidimensionalen Vorlagen (‚Flachware‘), z.B. mittels Scanners oder bei der 

Microverfilmung, bei der kein Leistungsschutz nach § 72 entsteht,147 ist dies bei der 

Reprofotografie, insbesondere im Fall von Gemälden durchaus der Fall.148 Ein Rechtsstreit 

zwischen den Reiss-Engelhorn-Museen Mannheim und der Wikimedia Foundation Inc. sowie der 

Wikimedia Deutschland – Gesellschaft zur Förderung Freien Wissens e.V. lieferte jüngst die 

Begründung, dass „eine farb- und kontrastgetreue, nicht verzerrte Wiedergabe eines Gemäldes […] 

nicht durch spontanes Abknipsen erzielt werden kann. Im Gegenteil erfordere es erheblichen 

Aufwand, die Ausleuchtung, Ausrichtung und Belichtung des Motivs so zu justieren, dass ein 

möglichst naturgetreues, detailliertes Foto des Gemäldes mit Tiefe in Details, Farben und 

Schattierungen, aber ohne störende Spiegelungen und Verzerrungen entsteht.“149
 

 

Einen Sonderfall stellen außerdem noch Gebrauchs- und Werbegraphiken dar. Sie sind der 

angewandten Kunst zuzurechnen und sind im archivischen Kontext meist in Plakatsammlungen zu 

finden. Prinzipiell kann Werbegraphik unter den Urheberrechtsschutz fallen, es muss aber nicht 

so sein. Ebenso wie in der Rechtsprechung150 wird es hier auf eine Einzelfallprüfung ankommen. 

 

2.2.3 Karten und Pläne151 

Ebenfalls gesondert betrachtet werden müssen Karten und Pläne. Prinzipiell sind diese nach § 2 

Abs. 1 Nr. 7 schutzfähig: „Zu den geschützten Werken […] gehören insbesondere: […] 7. 

Darstellungen wissenschaftlicher oder technischer Art, wie Zeichnungen, Pläne, Karten, Skizzen, 

                                                           

147 BGH, Urteil vom 8. November 1989 – Az. I ZR 14/88 – Bibelreproduktion, in: GRUR 82 (1990), S. 669-674, hier S. 

673/374; POLLEY: Rechtsfragen, S. 36; STEINERT: Urheberrecht?, S. 37. Auch Wandtke/Bullinger/Thum UrhG (52019) § 

72 Rn. 56; KLIMPEL, RASCH und WEITZMANN: Handreichung, S. 38/39. 
148 BGH, Urteil vom 20. Dezember 2018 – Az. I ZR 104/17 (OLG Stuttgart) – Lichtbildschutz für Fotografien von 

gemeinfreien Gemälden – Museumsfotos, in: GRUR 121 (2019), S. 284-292, hier Rn. 27. „Damit erreicht die 
Fertigung einer Fotografie eines Gemäldes regelmäßig – so auch im Streitfall – das für den Schutz nach § 72 UrhG 

erforderliche Mindestmaß an persönlicher geistiger Leistung.“ Siehe hierzu auch Wandtke/Bullinger/Thum UrhG 

(52019) § 72 Rn. 34-42, wo die Entscheidung kritisch gesehen wird. 
149 Presseinformation der Reiss-Engelhorn-Museen vom 22. Juni 2016, S. 2 https://www.rem-

mannheim.de/fileadmin/redakteure/Presse/Pressemeldungen-pdf/2016-06-22_Stellungnahme-Urheberrechte-LG-

Berlin-Urteil.pdf [zuletzt aufgerufen am 11. Oktober 2020]. 
150 Schricker/Loewenheim/Loewenheim/Leistner UrhG (62020) § 2 Rn. 204; Wandtke/Bullinger/Bullinger UrhG 

(52019) § 2 Rn. 102. 
151 VON GAMM: Gestaltungshöhe, S. 55-59. Dort auch Diskussion einiger grundlegender Gerichtsentscheidungen. 

https://www.rem-mannheim.de/fileadmin/redakteure/Presse/Pressemeldungen-pdf/2016-06-22_Stellungnahme-Urheberrechte-LG-Berlin-Urteil.pdf
https://www.rem-mannheim.de/fileadmin/redakteure/Presse/Pressemeldungen-pdf/2016-06-22_Stellungnahme-Urheberrechte-LG-Berlin-Urteil.pdf
https://www.rem-mannheim.de/fileadmin/redakteure/Presse/Pressemeldungen-pdf/2016-06-22_Stellungnahme-Urheberrechte-LG-Berlin-Urteil.pdf
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Tabellen und plastische Darstellungen.“ Aber auch hier lässt sich keine generalisierende Aussage 

treffen, sondern es muss von Fall zu Fall entschieden werden, ob der jeweilige Plan 

Schöpfungshöhe erreicht. Die Schwierigkeit besteht darin, dass sich diese nicht aus dem Inhalt, 

sondern lediglich aus der Gestaltung ergeben kann: „Der Raum für die Entfaltung einer 

schöpferischen Leistung ist bei Kartenwerken insofern eingeschränkt, als die Darstellung durch die 

topographischen Gegebenheiten […] bereits weitgehend festgelegt ist. Soweit die Darstellung in 

einer Karte sich auf deren Wiedergabe beschränkt, also unmittelbar auf der Bodenvermessung und 

den Ergebnissen daraus beruht und sich auf die bloße Aussage über geographische Tatsachen 

beschränkt, ist sie nicht schutzfähig.“152 Bei der darüber hinausgehenden Gestaltung sind die 

Anforderungen an die Gestaltungshöhe allerdings gering. Häufig ergibt sie sich bereits durch die 

Konzeption und Darstellung für einen bestimmten Benutzungszweck oder Adressatenkreis. Hierzu 

dürften z.B. ein Stadtplan explizit für Kinder, der entsprechend aufbereitet und an deren 

Bedürfnisse ausgerichtet ist153 oder die bildliche Darstellung von Sehenswürdigkeiten auf einem 

Stadtplan für ein eher touristisches Publikum gehören. Nicht erreicht wird Schöpfungshöhe aber 

durch allgemein übliche Darstellungsweisen, wie die blaue Darstellung von Gewässern oder die 

Wiedergabe von Waldgebieten in der Farbe Grün. Gleiches gilt im Fall von Bau- und 

Bebauungsplänen.154 

 

2.3 AV-Medien155 

Im Bereich der AV-Medien kommen einige der vorher bereits ausgeführten Besonderheiten 

zusammen: Zum einen gilt auch hier die kleine Münze, es werden im Zweifelsfall also keine sehr 

hohen Anforderungen an die Schöpfungshöhe gestellt. Zum anderen hat man es in diesem Bereich 

im Regelfall mit mehreren Urhebern nach § 8 UrhG (Miturheber) zu tun. Schließlich wird, analog 

zur Unterscheidung zwischen Lichtbildwerk und Lichtbild im Fotobereich, auch bei Filmaufnahmen 

differenziert zwischen Filmwerken gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 6 UrhG („Filmwerke, einschließlich der 

Werke, die ähnlich wie Filmwerke geschaffen werden“) und denjenigen Aufnahmen, denen nur ein 

Leistungsschutzrecht nach § 95 UrhG erwächst. Abweichend von den Lichtbildwerken und 

Lichtbildern, bezieht sich § 95 UrhG jedoch nicht auf eine entsprechende Anwendung der 

                                                           

152 Schricker/Loewenheim/Loewenheim/Leistner UrhG (62020) § 2 Rn. 240. 
153 Vgl. hierzu z.B. den Kinderstadtplan der Stadt Bayreuth https://kinderplan.net/wp-

content/uploads/2019/08/2019_Bayreuth.pdf [zuletzt aufgerufen am 10. Oktober 2020]. 
154 Schricker/Loewenheim/Loewenheim/Leistner UrhG (62020) § 2 Rn. 234. 
155 Allgemein hierzu HERTIN und WAGNER: Urheberrecht, Rn. 136-139 und 151/152; VON GAMM: Gestaltungshöhe, S. 

64/65 und S. 67-69. 

https://kinderplan.net/wp-content/uploads/2019/08/2019_Bayreuth.pdf
https://kinderplan.net/wp-content/uploads/2019/08/2019_Bayreuth.pdf
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allgemeinen Regelungen des Urheberrechts, die im Endeffekt nur in einer kürzeren Schutzdauer 

nicht aber in einem prinzipiell anderen Schutzumfang resultiert. Sondern § 95 bezieht sich nur auf 

die in Teil 3 des UrhG aufgeführten Besondere[n] Bestimmungen für Filme, namentlich §§ 88 

(Recht zur Verfilmung), 89 Abs. 4 (Rechte am Filmwerk), 90 (Einschränkung der Rechte), 93 (Schutz 

gegen Entstellung; Namensnennung) und 94 (Schutz des Filmherstellers). Diese „gewähren den 

Laufbildern als solchen jedoch keinen besonderen Schutz. Bezweckt ist vielmehr eine Stärkung des 

Filmherstellers. Diesem soll, unabhängig davon, ob die Filme, Filmwerkqualität erreichen oder als 

bloße Laufbilder anzusehen sind, die wirtschaftliche Verwertung seiner Filme erleichtert 

werden“.156 

 

Ebenso wie bei der Unterscheidung zwischen Lichtbildwerk und Lichtbild gestaltet sich die 

Abgrenzung zwischen Filmwerk und Laufbild mitunter schwierig und muss oftmals in eine 

Einzelfallprüfung münden. Als generelle Orientierung kann eine Abgrenzung aber anhand von 

folgendem von Robert STRAßER aufgestellten Fragenkatalog erfolgen: „Handelt es sich bei dem zu 

betrachtenden Film um einen Spielfilm157? Liegt die Inszenierung einer gestellten und gespielten 

Handlung mittels Führung von Darstellern vor? Wurde anhand eines Drehbuchs gearbeitet? Liegt 

eine urheberschutzbegründete Einzelleistung vor? Kann die Filmwerkshöhe aus der Sammlung, 

Auswahl und Anordnung des Filminhalts begründet werden? Sind alle diese Fragen mit Nein zu 

beantworten, so handelt es sich um ein Laufbild i.S.v. § 95 UrhG“.158 Letzteres soll in erster Linie 

„das authentisch beobachtende Auge des Zuschauers [ersetzen]“159, wofür keine 

filmgestalterischen Mittel benötigt werden, sondern filmtechnische Mittel ausreichen. Möglich 

sind indes auch Mischformen, nämlich dann, wenn Laufbilder in ein Filmwerk integriert werden. 

Urheberrechtlich wird der Laufbildhersteller dann unabhängig von den anderen Filmschaffenden 

des Werkes beurteilt: Jeder der beteiligten Filmschaffenden erhält ein Urheberrecht am gesamten 

Filmwerk, im vorliegenden Fall aber nicht an den Laufbildern. Der Laufbildhersteller wiederum hat 

nur Rechte an seinen Laufbildern, da sie „ihr eigens Dasein innerhalb des Films [führen]“.160 Das 

                                                           

156 VON GAMM: Gestaltungshöhe, S. 68. 
157 Hierzu ist zu ergänzen, dass auch Stummfilme und Zeichentrickfilme unter das Rubrum Filmwerk fallen. Siehe 

hierzu Schricker/Loewenheim/Loewenheim/Leistner UrhG (62020) § 2 Rn. 215. 
158 Robert STRAßER: Die Abgrenzung der Laufbilder vom Filmwerk. Unter besonderer Berücksichtigung des 

urheberrechtlichen Werkbegriffs (UFITA, Bd. 126), Baden-Baden 1995, S. 135. Für weitere Details zur Ausgestaltung 

des Fragenkatalogs siehe S. 131-135. 
159 STRAßER: Abgrenzung, S. 81. 
160 STRAßER: Abgrenzung, S. 137/138, hier S. 137. 
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bedeutet, dass die Laufbilder des Filmes bereits nach 50 Jahren, das Filmwerk im Gesamten aber 

erst 70 Jahre nach dem Tod des letzten Miturhebers gemeinfrei würde (siehe hierzu weiter unten). 

 

Bei den in Archivbeständen vorhanden Filmaufnahmen dürfte es sich im Regelfall um Laufbilder 

handeln, da Dokumentarfilme, Aufnahmen von naturwissenschaftlichen oder technischen 

Vorgängen, Fernsehinterviews, Live-Berichterstattungen, Tagesberichterstattungen für das 

Fernsehen, und Tages- und Wochenschauen161 meist als Laufbilder einzustufen sind.162 Gleiches 

gilt für „Aufnahmen von Amateuren, die Familien- und Urlaubserinnerungen mit dem Handy oder 

der Kamera festhalten“163, wie sie eventuell in Nachlässen und Familienarchiven zu finden sind. 

Insbesondere bei Filmaufnahmen aus dem privaten Bereich kommt erschwerend aber wieder das 

Recht am eigenen Bild der Aufgenommenen hinzu. 

 

Komplizierter wird die Sachlage noch dadurch, dass im AV-Bereich zwischen dem Film- bzw. 

Musikwerk einerseits und dem Film- bzw. Tonträger andererseits unterschieden werden muss. 

Auch bei Film- und Musikwerken erlischt das Urheberrecht 70 Jahre nach dem Tod des Urhebers. 

Da es sich hier meist um ein Urheberrecht mit mehreren Miturhebern gemäß § 8 UrhG handelt, 

erlischt das Urheberrecht an einem Filmwerk „siebzig Jahre nach dem Tod des Längstlebenden der 

folgenden Personen: Hauptregisseur, Urheber des Drehbuchs, Urheber der Dialoge, Komponist der 

für das betreffende Filmwerk komponierten Musik.“164 Da diese Aufzählung abschließend ist, sind 

andere Personen, die unter Umständen ebenfalls einen schöpferischen Beitrag zur Entstehung des 

Filmwerks geleistet haben „von der Mitentscheidung über die Schutzdauer des Films 

ausgeschlossen“165. Das verwundert insofern, als nach deutschem Recht als Filmmiturheber auch 

Kameraleute, CutterInnen, TonmeisterInnen, DarstellerInnen, FilmarchitektInnen sowie Szenen- 

                                                           

161 Eine Ausnahme hiervon bilden allerdings die zwischen 1940 und 1945 entstandenen deutschen 

Kriegswochenschauen, die „dramaturgisch homogene Gebilde [waren], deren Montage in vielerlei Hinsicht perfekt 
koordiniert war. […] Aus urheberrechtlicher Sicht ist dieses traurige Kapitel deutscher Filmgeschichte vor allem 
deswegen interessant, weil es innerhalb der Kriegswochenschauen gelungen ist, durch die Kombination des 

Sammlungs-, Auswahl- und Anordnungsgedankens mit filmgestalterischen Mitteln selbsterklärende 

Tagesgeschehnisse, die ursprünglich in Form von Laufbildmaterial festgehalten waren, auf Filmwerkshöhe zu 

verdichten. Wegen des beschriebenen strengen Korsetts und der schablonenhaften Art ihrer Fertigung sind die 

Kriegswochenschauen allerdings nur unter der Kategorie ‚kleine Münze‘ einzuordnen“. Siehe hierzu STRAßER: 

Abgrenzung, S. 109-117, hier S. 112 und S. 116/117. 
162 STRAßER: Abgrenzung, S. 98/99 und S. 136. Zu den einzelnen Filmformen siehe auch S. 102-131. Siehe auch 

Schricker/Loewenheim/Loewenheim/Leistner UrhG (62020) § 2 Rn. 221; Schricker/Loewenheim/Katzenberger/N. 

Reber (62020) § 95 Rn. 9-12. 
163 HERTIN und WAGNER: Urheberrecht, Rn. 152. 
164 § 65 Abs. 2 UrhG. 
165 Schricker/Loewenheim/Katzenberger/Metzger UrhG (52017) § 65 Rn. 6. 
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und KostümbildnerInnen in Betracht kommen.166 Ihre Ursache hat diese Einschränkung in der sog. 

Schutzdauer-RL 93/95/EWG vom 30. Oktober 1993 zur Harmonisierung der Schutzdauer des 

Urheberrechts und bestimmter verwandter Schutzrechte.167 

 

Analog verhält es sich bei Musikkompositionen mit Text. Hier richtet sich die Schutzfrist nach den 

Sterbedaten des Komponisten oder Verfassers des Textes, je nachdem, wer später verstorben ist. 

Dabei ist es unerheblich, ob die betreffenden Personen explizit als Miturheber ausgewiesen 

werden.168 Zu beachten ist aber „dass sowohl die Musik als auch der Text ‚eigens für die 

betreffende Musikkomposition mit Text geschaffen wurden‘“.169 Wenn das nicht der Fall ist, ein 

Text also erst im Nachhinein vertont wurde oder für eine bereits bestehende Komposition später 

ein Text verfasst wurde, kommt nicht § 65 Abs. 2 UrhG zur Anwendung, sondern die Schutzfristen 

laufen unabhängig voneinander und die beiden Komponenten werden getrennt voneinander 

verwertet. 

 

Einzelbilder eines Filmwerks (stills) fallen nicht unter § 2 Abs. 1 Nr. 6, sie können aber als 

Lichtbildwerke nach § 2 Abs. 1 Nr. 5 oder Lichtbilder gemäß § 72 UrhG gelten.170 

§ 95 UrhG für Laufbilder verweist hinsichtlich der Schutzdauer auf § 94 UrhG, d.h. die Rechte an 

Laufbildern erlöschen 50 Jahre nach ihrem Erscheinen bzw. 50 Jahre nach der Herstellung, wenn 

sie weder erschienen, noch in erlaubter Weise öffentlich wiedergegeben wurden.171  

 

Wie bereits erwähnt, müssen von den Rechten an den Film- und Musikwerken die Rechte an den 

Film- und Tonträgern unterschieden werden. An ihnen erwächst dem Filmhersteller bzw. dem 

Tonträgerhersteller ein Leistungsschutzrecht nach § 94 UrhG (Filmhersteller) bzw. § 85 

(Tonträgerhersteller). Im Falle des Filmherstellers ist es dabei unerheblich, ob es sich um ein 

Filmwerk oder Laufbilder handelt. Gemäß § 16 Abs. 2 sind unter Film- bzw. Tonträgern 

„Vorrichtungen zur wiederholbaren Wiedergabe von Bild- oder Tonfolgen zu verstehen.“ Hersteller 

sind natürliche oder juristische Personen172, bei denen aufgrund des „Abschluss der erforderlichen 

                                                           

166 Schricker/Loewenheim/Loewenheim/Leistner UrhG (62020) § 2 Rn. 224. 
167 Siehe hierzu HERTIN und WAGNER: Urheberrecht, Rn. 50-52. 
168 § 65 Abs. 3 UrhG. 
169 Schricker/Loewenheim/Katzenberger/Metzger UrhG (52017) § 65 Rn. 12b. 
170 Schricker/Loewenheim/Loewenheim/Leistner UrhG (62020) § 2 Rn. 215. 
171 § 94 Abs. 3. 
172 Schricker/Loewenheim/Vogel UrhG (62020) § 85 Rn. 34. 
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Verträge und in der organisatorischen Vorbereitung und Durchführung“173 der Aufnahmen die 

wirtschaftliche Verantwortung liegt. Die Hersteller erwerben die (übertragbaren) Nutzungsrechte 

an den Film- oder Tonträgern. Die Rechte erlöschen auch hier 70 Jahre nach dem Erscheinen oder 

der ersten erlaubten Wiedergabe bzw. 50 Jahre nach der Herstellung, wenn es weder zum 

Erscheinen noch zur Wiedergabe gekommen ist. 

Hinsichtlich der Herstellung von Filmen ist zu beachten, dass derjenige, der sich „zur Mitwirkung 

bei der Herstellung eines Filmes verpflichtet, damit für den Fall, daß er ein Urheberrecht am 

Filmwerk erwirbt, dem Filmhersteller im Zweifel das ausschließliche Recht [einräumt], das Filmwerk 

sowie Übersetzungen und andere filmische Bearbeitungen oder Umgestaltungen des Filmwerkes 

auf alle Nutzungsarten zu nutzen.“174 Nicht betroffen von dieser Regelung sind jedoch die 

Urheberrechte an den Filmvorlagen wie z.B. dem verfilmten Roman, dem Drehbuch, etc. Bei TV-

Live-Sendungen ist, unabhängig davon, ob es sich um Laufbilder oder Filmwerke handelt, zu 

berücksichtigen „dass mangels Aufzeichnung auf einen Filmträger ein Schutz aus § 94 ausscheidet. 

Der Schutz des Sendeunternehmens ist hier auf das Schutzrecht des § 87 beschränkt“175 (siehe 

hierzu unten). 

Das Recht des Tonträgerherstellers wiederum entsteht „unbeschadet etwaiger bei der Herstellung 

zu berücksichtigender Rechte der Urheber, ausübenden Künstler und Sendeunternehmen“176, 

bezieht sich aber nur auf den sog. Master. Davon abgeleitete Schallplatten, CDs, etc. sind nur 

Vervielfältigungsstücke nach §§ 85 Abs. 1 S. 3 und 16 Abs. 2.177. Inhaltlich beschränkt sich § 85 

nicht auf künstlerische Darbietungen, sondern es werden davon Tonaufnahmen aller Art und 

„gleich welcher […] Aufnahmetechnik“ 178 erfasst. Es kann sich folglich beispielsweise auch um 

Sprachdarbietungen, Tierlaute, Naturgeräusche, Glockengeläut, etc. handeln. 

Bei Funksendungen liegt gemäß § 87 das ausschließlich Leistungsschutzrecht beim jeweiligen 

Sendeunternehmen. Nur dieses ist berechtigt, die Sendungen auf Bild- und Tonträger 

aufzunehmen. Auch hier sind die Nutzungsrechte übertragbar. Die Rechte an den Funksendungen 

erlöschen 50 Jahre nach der Erstsendung. Ein Sendeunternehmen im Sinne des Gesetzes ist „jedes 

Unternehmen, das mit Hilfe von Funk […] oder durch Satellitensendung […] Funksendungen 

veranstaltet, die zum unmittelbaren zeitgleichen Empfang durch die Öffentlichkeit bestimmt 

                                                           

173 Schricker/Loewenheim/Vogel UrhG (62020) § 85 Rn. 37. 
174 § 89 Abs. 1 UrhG. 
175 Schricker/Loewenheim/Katzenberger/N. Reber UrhG (62020) § 95 Rn. 20. 
176 Schricker/Loewenheim/Vogel UrhG (62020) § 85 Rn. 23. 
177 Schricker/Loewenheim/Vogel UrhG (62020) § 85 Rn. 30. 
178 Schricker/Loewenheim/Vogel UrhG (62020) § 85 Rn. 21. 
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sind“179. Die Funksendung muss dabei einen bestimmten Umfang haben, um schutzfähig zu sein. 

Einzelne Lichtbilder oder Töne sind daher nicht ausreichend180. Allerdings ist hier der Schutz 

ebenfalls unabhängig vom Inhalt, d.h. auch der Wetterbericht oder die Verkündung der 

Lottozahlen fallen darunter.181 

 

2.4 Zeitungen und Zeitungsausschnittsammlungen 

Ebenso wie bei den Film- und Musikwerken muss auch bei Presseerzeugnissen zwischen dem 

Leistungsschutz für die Herstellung des Presseerzeugnisses nach § 87f UrhG und den „darin 

enthaltenen geistigen Schöpfungen“182, also den journalistischen Beiträgen, unterschieden 

werden. Was unter einem Presseerzeugnis zu verstehen ist, wird in § 87f Abs. 2 legaldefiniert.183 

Es handelt sich demnach um „die redaktionell-technische Festlegung journalistischer Beiträge im 

Rahmen einer unter einem Titel auf beliebigen Trägern periodisch veröffentlichte[n] Sammlung“. 

Journalistische Beiträge wiederum sind „insbesondere Artikel und Abbildungen, die der 

Informationsvermittlung, Meinungsbildung und Unterhaltung dienen.“ 

 

Im Gegensatz zu den oben diskutierten Leistungsschutzrechten ist das Recht zum Schutz des 

Presseverlegers ein junges Recht, das erst am 1. August 2013 in Kraft getreten ist.184 Auf 

Presseerzeugnisse die vor August 2013 verlegt wurden, findet es daher keine Anwendung.185 

Hinsichtlich seines Schutzumfangs bleibt es zudem deutlich hinter den anderen Schutzrechten für 

Werkvermittler zurück.186 Inhaber des Leistungsschutzrechts ist der Presseverleger als Hersteller 

des Presseerzeugnisses. Es ist erneut diejenige natürliche oder juristische Person, die das 

wirtschaftliche Risiko bei der Herstellung trägt.187 Das Recht ist übertragbar und erlischt ein Jahr 

nach der Veröffentlichung des Presseerzeugnisses.188 Des Weiteren umfasst die Bestimmung nur 

„einen Schutz gegenüber gewerblichen Anbietern und Suchmaschinen und Diensten, die Inhalte 

entsprechend aufbereiten und wird daher treffend als ‚Lex Google‘ bezeichnet.“189 Für alle anderen 

                                                           

179 Schricker/Loewenheim/v. Ungern-Sternberg UrhG (52017) § 87 Rn. 50. 
180 Schricker/Loewenheim/v. Ungern-Sternberg UrhG (52017) § 87 Rn. 64. 
181 Schricker/Loewenheim/v. Ungern-Sternberg UrhG (52017) § 87 Rn. 71. 
182 Schricker/Loewenheim/Stieper UrhG (52017) Vor §§ 87f ff. Rn. 15. 
183 Zur Schwammigkeit der verwendeten Begriffe vgl. Schricker/Loewenheim/Stieper UrhG (52017) § 87f Rn. 7-23. 
184 Schricker/Loewenheim/Stieper UrhG (52017) §§ 87f ff. Rn. 9. 
185 Schricker/Loewenheim/Stieper UrhG (52017) §§ 87f ff. Rn. 4. 
186 Schricker/Loewenheim/Stieper UrhG (52017) § 87f Rn. 3. 
187 Schricker/Loewenheim/Stieper UrhG (52017) § 87f Rn. 24/25. 
188 § 87g Abs. 1 und 2 UrhG. 
189 Schricker/Loewenheim/Stieper UrhG (52017) § 87f Rn. 28. 
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ist nach § 87f Abs. die öffentliche Zugänglichmachung von Presseerzeugnissen oder auch Teilen 

davon (was im Fall von Zeitungsausschnittsammlungen von Bedeutung ist) zulässig. Das wiederum 

bedeutet, dass das Recht zum Schutz des Presseverlegers aus archivischer Sicht zu vernachlässigen 

ist. Für die Nutzung im Archiv einschlägig sind folglich die Inhalte der Presseerzeugnisse und für 

diese gelten die Schutzfristen für Sprachwerke und Lichtbildwerke nach § 2 UrhG sowie Lichtbilder 

nach § 72. 

 

2.5 Sonderfälle 

Besondere Schwierigkeiten und somit einen stark erhöhten Rechercheaufwand bei der Klärung 

der Nutzungsrechte und des Umfangs derselben bereiten zum einen verwaiste Werke, nach Rainer 

KUHLEN „latente Urheberrechts-Landminen“190 sowie die sog. unbekannten Nutzungsarten. Bei 

Letzterem handelt es sich um einen Sammelbegriff für Objekte, deren avisierte Nutzungsart zum 

Zeitpunkt des Vertragsabschlusses noch unbekannt war. Im Fall eines Archivs könnte es also 

beispielsweise um die Problematik gehen, ob ein Bestand, an dem das Archiv die Nutzungsrechte 

hat, digitalisiert und im Internet präsentiert werden darf, obwohl zum Zeitpunkt, als der 

Archivierungsvertrag geschlossen wurde, die Technik der Digitalisierung sowie das Internet noch 

unbekannt waren und folglich auch nicht im Vertrag unter erlaubten Nutzungen aufgeführt sein 

können. 

 

2.5.1 Verwaiste Werke191 

Es ist davon auszugehen, dass sich unter den urheberrechtsbewehrten Stücken in den Beständen 

eines Archivs auch das eine oder andere verwaiste Werk befindet. Unter dem Begriff zu verstehen 

sind urheberrechtlich geschützte Objekte, deren RechteinhaberInnen unbekannt oder nicht 

(mehr) ermittelbar sind.192 Verursacht wird dieser Zustand u.a. auch durch die Länge der 

Schutzfristen, „insbesondere aber das zeitlich oftmals erheblich kürzere Interesse der 

                                                           

190 KUHLEN: Erfolgreiches Scheitern, S. 316.  
191 Siehe hierzu generell ZURTH: Nutzungsrechte, S. 145; BEYER: Fragen, S. 40-42. 
192 Schricker/Loewenheim/Spindler UrhG (52017) § 61 Rn. 2. Vgl. hierzu auch Oliver TALHOFF: Die Nutzung verwaister 

und vergriffener Werke im Urheberrecht (Düsseldorfer Rechtswissenschaftliche Schriften, Bd. 144), Baden-Baden 

2016, S. 28, der den Begriff als irreführend einstuft: „Denn die Werke, die unter dem Begriff der verwaisten Werke 
gefasst werden sollen, sind gerade keine ‚Waisen‘ […]. Die Werke, um die es geht, habe allesamt Rechteinhaber, die 

lediglich unbekannt oder nicht auffindbar sind. Es gibt zwar tatsächlich Werke, für die es keine Rechteinhaber mehr 

gibt und die man deshalb zu Recht als verwaist bezeichnen könnte. Allerdings handelt es sich dabei ausschließlich um 

gemeinfreie Werke, die wegen des Ablaufs der Schutzfrist keinen Urheberrechtsschutz mehr genießen.“ 
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Rechteinhaber an der Verwertung der Werke“.193 Es handelt sich dabei um ein durch alle 

Werkgattungen hindurch „real existierendes, substantielles Problemfeld.“194 

 

Ohne den in § 61a UrhG195 vorgesehenen Rechercheaufwand zur „sorgfältigen Suche und 

Dokumentationspflicht“ zu betreiben (in der Anlage zu § 61 a befindet sich eine Auflistung von 26 

Quellen, darunter Bestandsverzeichnisse von Museen oder Findbücher der nationalen Archive, die 

je nach Werkart mindestens herangezogen werden müssen), hat das Archiv mit Bezug auf 

urheberrechtlich relevante Nutzungshandlungen eigentlich keine andere Möglichkeit, als zu 

warten, bis die Schutzfrist abgelaufen ist.196 Eine Ausnahme hiervon bilden die bereits vor dem 29. 

Oktober 2014 dem Archiv überlassenen Werke. Sie dürfen, „sofern nach Treu und Glauben 

anzunehmen ist, dass der Rechtsinhaber in die Nutzung nach Absatz 1 einwilligen würde“197 

öffentlich zugänglich gemacht und vervielfältigt werden. Alle nach diesem Stichtag in die 

Archivbestände übernommenen Werke müssen bereits veröffentlicht worden sein, damit § 61 

UrhG zur Anwendung kommt.198 Wenn die Suche nach den RechteinhaberInnen den Vorgaben 

von § 61a entsprechend durchgeführt wurde und dennoch erfolglos war oder das Werk bereits 

beim Harmonisierungsamt für den Binnenmarkt (HABM), das eine EU-weite Datenbank betreibt, 

als verwaist registriert ist199, dann kann das Archiv diese Stücke ebenfalls digitalisieren und 

zugänglich machen.200 

Nicht erfasst von der Norm werden allerdings „Kunstwerke in Skulpturform oder Gemälde“201. 

Gleiches gilt für „isolierte Sammlungen von Lichtbildern und Lichtbildwerken, die nicht in ein 

genanntes Trägermedium202 eingebettet sind“203. Das bedeutet, dass die Regelung für archivische 

Fotosammlungen im Regelfall nicht anwendbar ist. Ein weiterer Pferdefuß besteht darin, dass 

                                                           

193 TALHOFF: Nutzung, S. 81. 
194 TALHOFF: Nutzung, S. 69. Zu konkreten Studien und Zahlen vgl. dort S. 46-69. 
195 Die EU-Richtlinie 2012/28/EU vom 25. Oktober 2012 über bestimmte zulässige Formen der Nutzung verwaister 

Werke (Verwaiste Werke-RL) wurde zum 1. Januar 2014 mit der Einführung der §§ 61 und 61a bis 61c UrhG 

umgesetzt. Siehe hierzu auch HERTIN und WAGNER: Urheberrecht, Rn. 66/67 und 375-377. 
196 STEINERT: Urheberrecht?, S. 40. 
197 § 61 Abs. 4 UrhG. Für den Stichtag 29. Oktober 2014 siehe § 137n UrhG Übergangsregelung aus Anlass der 

Umsetzung der Richtlinie 2012/28/EU. 
198 Schricker/Loewenheim/Spindler UrhG (52017) § 61 Rn 18. 
199 § 61a Abs. 5 UrhG. 
200 Schricker/Loewenheim/Spindler UrhG (52017) § 61 Rn 8/9. Siehe auch STEINHAUER: Urheberrechts-

Wissensgesellschafts-Gesetz, S. 222. 
201 Schricker/Loewenheim/Spindler UrhG (52017) § 61 Rn. 11. 
202 Die Trägermedien, die hier gemeint sind, sind „Bücher, Fachzeitschriften, Zeitungen, Zeitschriften oder andere 

Schriften“ (§ 61 Abs. 2 Nr. 1). 
203 ZILLES: Urheberrecht, S. 59. 
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RechteinhaberInnen die Möglichkeit haben, den Status als verwaistes Werk zu beenden. In diesem 

Fall „erwächst dem aufgetauchten Rechteinhaber ein Anspruch auf angemessene Vergütung für 

die erfolgte Nutzung“.204 Die Nutzung verwaister Werke wäre also aus archivischer Sicht mit 

einigen Unwägbarkeiten und ggfs. finanziellen Risiken verbunden. 

 

2.5.2 Unbekannte Nutzungsarten205 

Der Umgang mit den sog. unbekannten Nutzungsarten ist nicht zuletzt deshalb kompliziert, weil 

sich die Rechtslage mehrfach verändert hat. Daher ist bei der Prüfung, ob unbekannte 

Nutzungsarten wirksam eingeräumt wurden, zwischen drei Vertragszeiträumen zu unterscheiden: 

Der erste Zeitraum umfasst Verträge, die vor dem Inkrafttreten des UrhG, also bis zum 31. 

Dezember 1965 geschlossen wurden. Der zweite Zeitraum bezieht sich auf die Jahre zwischen dem 

1. Januar 1966 und dem 31. Dezember 2007. Der dritte Zeitraum schließlich beginnt mit dem 

Inkrafttreten des Zweiten Korbs zum 1. Januar 2008. Weitere Schlüsseldaten in diesem 

Zusammenhang, diesmal aber von technischer Seite, sind die Jahre 1988 und 1995. Seit 1988 ist 

die Technik des Digitalisierens206 als bekannt vorauszusetzen und seit 1995 ist das Internet „als 

[weltweite] Plattform für den Austausch, die Nutzung und die Zugänglichmachung von Daten“ 

allgemein verfügbar.207
  

Unter einer Nutzungsart zu verstehen ist „jede konkrete technisch und wirtschaftlich eigenständige 

Verwertungsform“208 eines Werkes. Als Nichteigenständig gelten sog. technische Substitutionen, 

wie beispielsweise das Ersetzten von VHS-Kassetten durch DVDs. Neu bzw. unbekannt ist eine 

Nutzungsart, wenn sich durch sie „neue Märkte und Erwerbsmöglichkeiten“ erschließen.209 

 

                                                           

204 HERTIN und WAGNER: Urheberrecht, Rn. 377; § 61b UrhG. 
205 Siehe hierzu generell HERTIN und WAGNER: Urheberrecht, Rn. 496-554; REHBINDER und PEUKERT: Urheberrecht, Rn. 

859-867; ZILLES: Urheberrecht, S. 34-39; KRÄMER und ZILLES: Herausforderung, S. 110-112. 
206 Wobei hier unsicher ist, ob die wirtschaftliche Verwertbarkeit auch schon als bekannt vorauszusetzten ist. Im 

Zweifelsfall bedarf es noch einer gesonderten Überprüfung. Siehe hierzu ZILLES: Urheberrecht, S. 35. 
207 Mark STEINERT: Digitalisierung und Digitalisate im Lesesaal – urheberrechtliche Fragestellungen, in: „Im (virtuellen) 
Lesessal ist für Sie ein Platz reserviert…“. Archivbenutzung heute – Perspektiven für morgen, Beiträge des 21. 

Fortbildungsseminars der Bundeskonferenz der Kommunalarchive (BKK) in Kassel vom 14. - 16. November 2012, 

hrsg. von Marcus STUMPF und Katharina TIEMANN (Texte und Forschungen zur Archivpflege, Bd. 27), Münster 2013, S. 

65-74, hier S. 69. Eine Tabelle mit den Daten des Bekanntwerdens der wichtigsten Nutzungsarten siehe bei ZILLES: 

Urheberrecht, S. 35. 
208 REHBINDER und PEUKERT: Urheberrecht, Rn. 860. 
209 Schricker/Loewenheim/Spindler UrhG (52017) § 31a Rn. 34. Siehe auch ZILLES: Urheberrecht, S. 34/35. 
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Seit dem 1. Januar 2008 ist es gemäß § 31a Abs. 1 UrhG (wieder) möglich, Verträge zu schließen, 

durch die UrheberInnen210 Rechte für unbekannte Nutzungsarten einräumen. Die Verträge 

bedürfen der Schriftform und müssen eigenhändig unterzeichnet sein. In dem Moment, in dem 

derjenige, dem die Rechte eingeräumt wurden, im vorliegende Fall also das Archiv, diese nutzen 

möchte, muss der Urheber, damit er die Chance hat, von seinem Widerrufsrecht Gebrauch zu 

machen, davon in Kenntnis gesetzt werden. Dies muss durch Mitteilung an die „zuletzt bekannte 

Anschrift“ des Urhebers geschehen. Umstritten ist, wie zu verfahren ist, wenn die Mitteilung als 

unzustellbar zurückkommt.211 Inhaltlich muss die Mitteilung an den Urheber so konkret und 

detailliert sein, dass dieser abschätzen kann, welche Auswirkungen dies auf ihn hat,212 d.h. 

insbesondere „Beginn, Umfang und Intensität der Nutzung“213 müssen ersichtlich sein. Die 

Widerspruchsfrist erlischt drei Monate nach dem Absenden der Mitteilung. Des Weiteren besteht 

keine Widerspruchsmöglichkeit (mehr), wenn der Urheber verstorben ist214 oder sich Urheber und 

Verwerter auf eine Vergütung nach § 32c Abs. 1 verständigt haben.215 Die Verjährungsfrist für den 

Vergütungsanspruch beträgt drei Jahre, sie beginnt mit dem Ende des Jahres, „in dem der Urheber 

Kenntnis von der Entstehung des Vergütungsanspruchs erlangt“.216 Sollte der Urheber die 

Rechteeinräumung widerrufen, so kann er dies entweder pauschal für alle bei Vertragsschluss 

unbekannten Nutzungsarten tun oder für die konkret zur Debatte stehende Nutzungsart.217 

 

Für die im Zeitraum zwischen 1966 und 2007, in dem gemäß § 31a Abs. 4 UrhG a.F. nicht über die 

unbekannten Nutzungsarten disponiert werden durfte, geschlossenen Altverträge enthält § 137l 

UrhG eine Übergangsregel. Diese ist explizit dazu gedacht, „alte Archivbestände […] modernen 

digitalen Nutzungsformen zu eröffnen“218. Die Übergangsregel arbeitet mit einer Lizenzierungs- 

oder Übertragungsfiktion, die vorsieht, dass falls ein Urheber „einem anderen alle wesentlichen 

Nutzungsrechte ausschließlich sowie räumlich und zeitlich unbegrenzt eingeräumt [hat], die zum 

                                                           

210 § 31a UrhG gilt nur eingeschränkt für die verwandten Schutzrechte. Er ist nur anwendbar auf Verfasser 

wissenschaftlicher Ausgaben (§ 70 Abs. 1 UrhG) und Lichtbildner (§ 72 Abs. 1 UrhG), nicht jedoch für Veranstalter (§ 

81 UrhG), Tonträgerhersteller (§ 85 UrhG), Sendeunternehmen (§ 87 UrhG), Datenbank- (§ 87a UrhG) und 

Filmhersteller (§ 94 UrhG). Vgl. hierzu Schricker/Loewenheim/Spindler UrhG (52017) § 31a Rn. 17. 
211 ZILLES: Urheberrecht, S. 38. 
212 Schricker/Loewenheim/Spindler UrhG (52017) § 31a Rn. 91. 
213 ZILLES: Urheberrecht, S. 39. 
214 § 31a Abs. 2 S. 3 UrhG. 
215 § 31a Abs. 2 S. 1-2 UrhG. 
216 Schricker/Loewenheim/Spindler UrhG (52017) § 32c Rn. 13. 
217 Schricker/Loewenheim/Spindler UrhG (52017) § 31a Rn. 75. 
218 REHBINDER und PEUKERT: Urheberrecht, Rn. 867. Siehe hierzu auch Schricker/Loewenheim/Katzenberger/Spindler 

UrhG (52017) § 137l Rn. 6/7. 
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Zeitpunkt des Vertragsschlusses unbekannten Nutzungsrechte als dem anderen ebenfalls 

eingeräumt [gelten], sofern der Urheber nicht dem anderen gegenüber der Nutzung 

widerspricht.“219 Voraussetzungen für die Anwendung der Übertragungsfiktion ist, dass der 

Begünstigte – hier also das Archiv – bereits Nutzungsrechte besitzt, der Urheber nicht widerspricht 

sowie der Urheber das Nutzungsrecht für unterdessen bekannt gewordene Nutzungsrechte nicht 

schon anderen eingeräumt hat.220 Problematisch an dieser Regelung ist, dass sie eben nur dann 

zur Anwendung kommt, wenn im ursprünglichen Vertrag „alle wesentlichen Nutzungsrechte 

ausschließlich sowie räumlich und zeitlich unbegrenzt“ eingeräumt wurden. Das dürfte bei 

Archivierungsverträgen im Regelfall aber nicht gegeben sein, was den Paragraphen für die meisten 

Archive unbrauchbar machen dürfte. Es müsste also für Verträge aus diesem Zeitraum 

nachrecheriert und ggfs. Rechte nacherworben werden. Abschließend sei noch darauf 

hingewiesen, dass § 137l auch auf im Arbeits- oder Dienstverhältnis geschaffene Werke 

Anwendung findet, sofern § 31 Abs. 4 UrhG a.F. – „Die Einräumung von Nutzungsrechten für noch 

nicht bekannte Nutzungsarten sowie Verpflichtungen hierzu sind unwirksam“ – nicht ohnehin 

durch gesonderte Vereinbarungen außer Kraft gesetzt wurde.221  

 

Für alle Verträge wiederum, die vor dem 31. Dezember 1965 geschlossen wurden, gelten die 

Regelung aus §§ 31a und 137l UrhG nicht. Bis zu diesem Zeitpunkt war die Einräumung 

unbekannter Nutzungsarten prinzipiell zulässig und an keine bestimmte Form gebunden. Wenn 

dies geschehen sein sollte, dann „ergeben sich für die Nutzung von Digitalisaten oder die Nutzung 

im Internet keine Probleme.“222 Allerdings dürfte, falls überhaupt Verträge vorhanden sind, in den 

meisten Fällen davon kein Gebrauch gemacht worden sein. Das wiederum bedeutet, dass gemäß 

der Übertragungszweckregel die Rechte an künftigen, noch unbekannten Nutzungsarten bei 

diesen Verträgen nicht übertragen wurden, sondern bei den jeweiligen UrheberInnen verblieben 

sind: „Daher kommt man bei den Altverträgen aus der Zeit vor dem 1.1.1966 [meist ebenfalls, 

A.d.V.] nicht um eine aufwendige nachträgliche Rechteklärung herum, die einer sinnvollen 

Archivnutzung erfahrungsgemäß entgegensteht.“223 

 

                                                           

219 § 137l Abs. 1 UrhG. 
220 Schricker/Loewenheim/Katzenberger/Spindler UrhG (52017) § 137l Rn. 29. 
221 ZILLES: Urheberrecht, S. 49; Schricker/Loewenheim/Katzenberger/Spindler UrhG (52017) § 137l Rn. 19. 

Schricker/Loewenheim/Spindler UrhG (52017) § 31a Rn. 19; SCHACHT: Urheberpersönlichkeitsrecht, S. 46. 
222 STEINERT: Digitalisierung, S. 69. 
223 REHBINDER und PEUKERT: Urheberrecht, Rn. 867. 
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2.6 Zwischenfazit I 

Urheberrechtsbewehrte Stücke können in allen Archivaliengattungen und über fast alle Bestände 

hinweg im Archivgut vorhanden sein. Wenn die urheberrechtlichen Schutzfristen noch nicht 

abgelaufen sind und keine Verträge zur Einräumung (ausreichender) Nutzungsrechte vorhanden 

sind (was vor allem bei Altbeständen meist der Fall sein dürfte), besteht je nach Nutzungsszenario 

die Notwendigkeit zum Nacherwerb von Rechten. Das wiederum dürfte sich sehr oft, vor allem, 

wenn es sich bei den UrheberInnen um lokale und regionale, nicht aber überregionale 

Persönlichkeiten handelt, sehr aufwendig und mühsam gestalten. Meist wird das von den 

betroffenen Archiven nicht auf den ganzen Bestand bezogen geleistet werden können. Das ist 

unter anderem auch deshalb so, weil vielfach keine klaren Grenzen hinsichtlich der 

Schöpfungshöhe existieren und somit auch keine generellen Regeln zur Orientierung aufgestellt 

werden können. Vielmehr wird es, wie häufig auch in der Rechtsprechung, auf eine 

Einzelfallprüfung hinauslaufen müssen. 

 

 

3. Im archivischen Kontext relevante urheberrechtliche Bestimmungen – Rechte des Urhebers 

Auf den ersten Blick könnte davon ausgegangen werden, dass eine Inhouse-Nutzung von 

Digitalisaten der jeweiligen analogen Bestände eines Archivs in urheberrechtlicher Hinsicht 

genauso zu behandeln sei, wie die Nutzung der analogen Originale. Schließlich unterscheidet sich 

der Personenkreis, dem die Digitalisate zur Nutzung angeboten werden, nicht von dem, dem 

bisher das analoge Archivgut zugänglich gemacht wird. Des Weiteren sind auch auf Digitalisate 

anlogen Schriftguts die archivischen Schutzfristen anzuwenden, d.h. alle Archivalien, die (noch) 

einer Schutzfrist224 unterliegen, dürfen auch nicht als Digitalisate an den Terminals zur Verfügung 

gestellt werden. Es wäre folglich kein Archivgut abrufbar, das nicht auch in analoger Form im 

Lesesaal vorgelegt werden würde. Bei genauerer Betrachtung verhält sich oben beschriebenes 

Nutzungsszenario aus urheberrechtlicher Perspektive jedoch nicht kongruent zur Nutzung der 

analogen Originale. Der Grund hierfür ist in erster Linie darin zu suchen, dass es sich dann bei dem 

vorgelegten resp. eingesehenen Archivale nicht um das originale Werkstück, sondern um eine 

digitale Reproduktion des Originals handelt; vergleichbar etwa den unterschiedlichen 

                                                           

224 Vgl. hierzu § 11 BArchG. Siehe hierzu auch Partsch/Partsch BArchG § 11, Rn. 1-46. Als Beispiel für die 

Landesgesetzgebung siehe §§ 6 Abs. 2 und 7 Abs. 3 S. 4 LArch BW. 
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urheberrechtlichen Implikationen bei der Lektüre eines Romans in Form eines gedruckten Buches 

oder eines E-Books.225 

 

Die Systematik des Urheberrechts teilt die dem Urheber aus seiner Urheberschaft erwachsenden 

Rechte in Urheberpersönlichkeitsrechte (§§ 12-14 UrhG), Verwertungsrechte (§§ 15-24 UrhG) 

sowie sonstige Rechte des Urhebers (§§ 25-27 UrhG) ein. Die unter §§ 12 bis 14 UrhG aufgeführten 

Urheberpersönlichkeitsrechte „im engeren Sinn“226 sind weder übertrag- noch verzichtbar, aber 

erblich.227 Ebenso wie bei der Vorlage der analogen Originale im Lesesaal ist im beschriebenen Fall 

vor allem das Veröffentlichungsrecht nach § 12 UrhG, daneben aber auch § 13 UrhG (Anerkennung 

der Urheberschaft) einschlägig. Hingegen ist § 14 UrhG (Entstellung des Werkes) nicht relevant, 

da die Herstellung originalgetreuer Vervielfältigungsstücke nicht unter den Tatbestand der 

Beeinträchtigung oder Entstellung eines Werkes fällt.228 Gemäß der Generalklausel in § 15 UrhG 

sind die ab § 16 ff. UrhG konkretisierten Verwertungsrechte ausschließliche Rechte des Urhebers, 

können aber nach § 31 Abs. 1 UrhG vom Urheber als Nutzungsrechte229 Dritten eingeräumt 

werden. Aus dem Bereich der Verwertungsrechte sind im konkreten Fall das Vervielfältigungsrecht 

nach § 16 UrhG sowie das Verbreitungsrecht nach § 17 UrhG zu beachten. Anders als landläufig 

häufig angenommen, ist § 19a (Recht der öffentlichen Zugänglichmachung) hier nicht berührt, da 

es sich darauf bezieht, dass das Werk den NutzerInnen an einem Ort und zu einer Zeit ihrer Wahl 

zugänglich ist. Der Paragraph wäre folglich z.B. im Falle einer Ausspielung der Digitalisate ins 

Internet anzuwenden,230 nicht jedoch bei Terminals, deren Nutzung an den physischen Lesesaal 

und dessen Öffnungszeiten gebunden und somit nicht orts- und zeitunabhängig ist (vgl. hierzu 

unter 3.5). Auch das für die Bereitstellung der Scans auf Terminals ggfs. „erforderliche Ablegen des 

geschützten Werkes auf einem Server“ fällt nicht unter § 19a UrhG, sondern „ist ein der 

                                                           

225 Vgl. hierzu MAAS: Kulturelle Werke, S. 211: „Die Lektüre eines gedruckten Romans ist im Hinblick auf 
urheberrechtliche Verwertungsrechte irrelevant. Lese ich aber denselben Text als E-Book, ist das urheberrechtlich 

relevant: Denn ohne lokale Kopie oder einen Internetzugang geht es nicht.“ 
226 Wandtke/Bullinger/Bullinger UrhG (52019) Vor §§ 12 ff. Rn. 4. 
227 HERTIN und WAGNER: Urheberrecht, Rn. 196. Schricker/Loewenheim/Peukert UrhG (62020) Vor §§ 12 ff. Rn. 14; 

Dreier/Schulze/Schulze UrhG (62018) Vor § 12 Rn. 10 und 11. 
228 Schricker/Loewenheim/Peukert UrhG (62020) § 14 Rn. 16. 
229 Die Nutzungsrechte können ausschließlich (andere können von der Nutzung ausgeschlossen werden) oder 

einfach (das Nutzungsrecht kann auch weiteren Parteien eingeräumt werden) sein sowie räumlich, zeitlich, inhaltlich 

oder quantitativ beschränkt sein. Vgl. hierzu ZILLES: Urheberrecht, S. 30/31. 
230 Vgl. hierzu DE LA DURANTAYE: Bildungs- und Wissenschaftsschranke, S. 63: „Das Recht zur öffentlichen 

Zugänglichmachung ist im Bildungs- und Wissenschaftsbereich oftmals betroffen, wenn das Internet zum Einsatz 

kommt, um urheberrechtlich geschützte Inhalte verfügbar zu machen – etwa bei E-Learning-Plattformen wie 

beispielsweise Moodle.“ 
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öffentlichen Zugänglichmachung vorgelagerter Akt der Vervielfältigung gem. § 16 UrhG.“231 

Weitere Verwertungsrechte können im archivischen Kontext generell durchaus relevant sein, zu 

denken ist hier beispielsweise an das Ausstellungsrecht (§ 18 UrhG) sowie das Vortragsrecht (§ 19 

Abs. 1 UrhG), sind aber im vorliegenden konkreten Fall zu vernachlässigen. Gleiches gilt für die 

sog. sonstigen Rechte des Urhebers. § 25, wonach der Urheber vom Besitzer eines Werkstücks 

Zugang zu diesem verlangen kann, „soweit dies zur Herstellung von Vervielfältigungsstücken oder 

Bearbeitung des Werkes erforderlich ist“232, könnte vor allem mit Bezug auf archivische Gemälde- 

und Graphiksammlung bisweilen zur Anwendung kommen. Das Folgerecht nach § 26 ist hingegen 

im archivischen Zusammenhang auszuschließen, da Archivgut unveräußerlich ist.233 

 

3.1 Veröffentlichungsrecht (§ 12 UrhG)234 

Ein Charakteristikum von Archivgut ist, dass es in weiten Teilen aus unveröffentlichtem Material 

besteht, folglich auch eine große Anzahl unveröffentlichter Werke umfasst. Das 

Veröffentlichungsrecht nach § 12 UrhG wiederum räumt dem Urheber das Recht ein, zu 

entscheiden, ob, wie, wann und wo sein Werk veröffentlicht wird: „Die Ausübung des 

Veröffentlichungsrechts durch den Urheber selbst oder mit seiner Zustimmung führt zur Entlassung 

des Werkes aus seiner Geheimsphäre oder jedenfalls seiner Privatsphäre. Das spezifisch 

persönlichkeitsrechtliche Element […] liegt in der mit der Erstveröffentlichung verbundenen 

Offenlegung seiner geistigen, ästhetischen, künstlerischen, wissenschaftlichen, politischen usw. 

Anschauungen und Fähigkeiten; der Urheber setzt diese und damit sich selbst als Person der 

öffentlichen Kenntnisnahme und Kritik aus. Erst durch die Veröffentlichung tritt das Werk in den 

kulturellen Kommunikationskreislauf ein.“235 Daneben geht mit der Erstveröffentlichung einher, 

dass der Urheber künftig auch Einschränkungen des urheberrechtlichen Schutzes durch etwaige 

Schrankenregelungen (§§ 44a ff UrhG) akzeptieren muss.236 Mit der Erstveröffentlichung des 

Werks durch den Urheber oder mit seiner Zustimmung erlischt das Veröffentlichungsrecht237 und 

kann deshalb in der Folge nicht mehr verletzt werden. 

                                                           

231 ZILLES: Urheberrecht, S. 28. 
232 § 25 Abs. 1 UrhG. 
233 § 9 BArchG. Auch in elf Bundesländern ist die Unveräußerlichkeit von Archivgut im jeweiligen Landesarchivgesetz 

geregelt. Ausnahmen sind Bayern, Baden-Württemberg, Hamburg, Niedersachsen und Schleswig-Holstein. Siehe 

hierzu Partsch/Mütze BArchG § 9 Rn. 1-4. 
234 Siehe hierzu auch ZILLES: Urheberrecht, S. 23-25; HERTIN und WAGNER: Urheberrecht, Rn. 201-206; SCHACHT: 

Urheberpersönlichkeitsrecht, S. 162/163. 
235 Schricker/Loewenheim/Peukert UrhG (62020) § 12 Rn. 1. Auch Dreier/Schulze/Schulze UrhG (62018) § 12 Rn. 1. 
236 HK-UrhG/Dreyer § 12 Rn. 4. 
237 Schricker/Loewenheim/Peukert UrhG (62020) § 12 Rn. 12. 
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Es stellt sich daher die Frage, ob die Vorlage unveröffentlichten Materials im Lesesaal bzw. die 

Anzeige entsprechender Scans an Terminals als Verstoß gegen das Veröffentlichungsrecht des 

Urhebers zu werten ist. Da es „aus urheberrechtlicher Sicht keine Aussage über die Vorlage 

unveröffentlichter Werke im Archiv“238 gibt, gehen hier die Meinungen stark auseinander: So 

gehen beispielweise Reinhard HEYDENREUTER239 und Marc STEINERT240 davon aus, dass eine Vorlage 

unveröffentlichten Materials ohne Zustimmung des Urhebers nicht zulässig ist. Im Gegensatz dazu 

wurde 2016 beim Workshop Juristische Kollisionen bei der Archivnutzung? Urheberrecht und 

Nutzerverhalten im Wissenschaftsarchiv die Ansicht (z.B. von Michael GRÜNBERGER und Andreas 

NESTL) vertreten, dass „die Vorlage von Archivgut im eigenen Lesesaal niemals ein 

urheberrechtlicher Tatbestand sei, und dass es sich dabei auch nicht um eine Erstveröffentlichung 

handle, die dem Urheber zustehe.“241  

 

Als veröffentlicht gilt ein Werk laut § 6 Abs. 1 UrhG, „wenn es mit Zustimmung des Berechtigten 

der Öffentlichkeit zugänglich gemacht worden ist“.242 Was genau unter „der Öffentlichkeit 

zugänglich gemacht“ zu verstehen ist, bleibt jedoch insofern uneindeutig, als in § 6 UrhG 

„Öffentlichkeit“ bzw. „öffentlich“ nicht näher bestimmt werden. Eine Legaldefinition findet sich 

jedoch in § 15 Abs. 3 UrhG. Demnach ist etwas öffentlich, „wenn [es] für eine Mehrzahl von 

Mitgliedern der Öffentlichkeit bestimmt ist.“ Zur Öffentlichkeit gehört wiederum „jeder, der nicht 

mit demjenigen, der das Werk verwertet, oder mit den anderen Personen, denen das Werk in 

unkörperlicher Form wahrnehmbar oder zugänglich gemacht wird, durch persönliche Beziehung 

verbunden ist.“ In diesem Fall wäre davon auszugehen, dass die NutzerInnen eines Archivs, 

jedenfalls seit das Jedermannrecht an die Stelle des berechtigten Interesses getreten ist,243 als 

Öffentlichkeit anzusehen sind. Eine Vorlage von Werken im Lesesaal würde somit eine 

                                                           

238 STEINHAUER: Urheberrechts-Wissensgesellschafts-Gesetz, S. 224. 
239 HEYDENREUTER: Urheberrecht, S. 404.  
240 STEINERT: Urheberrecht?, S. 38; DERS.: Probleme, S. 239; DERS.: Urheber- und Nutzungsrechte, S. 195/196. 
241 Karsten KÜHNEL und Kristina STARKLOFF: Juristische Kollisionen bei der Archivnutzung? Urheberrecht und 

Nutzerverhalten im Wissenschaftsarchiv. Workshop an der Universität Bayreuth, in: Archivar 69 (2016), S. 391-393, 

hier S. 391. 
242 Als erschienen gilt ein Werk gemäß § 6 Abs. 2 UrhG, wenn eine ausreichend große Anzahl von 

Vervielfältigungsstücken der Öffentlichkeit angeboten worden ist. Ein erschienenes Werk ist zugleich auch 

veröffentlicht, nicht jedoch notwendigerweise auch umgekehrt. Vgl. ZILLES: Urheberrecht, S. 23. 
243 „Jeder Person steht nach Maßgabe dieses Gesetzes auf Antrag das Recht zu, Archivgut des Bundes zu nutzen“, § 

10 Abs. 1 S. 1 BArchG. Siehe hierzu auch Partsch/Partsch BArchG § 10 Rn. 1. Siehe hierzu statt anderer auch § 6 Abs. 

1 LArch BW: „Jedermann hat nach Maßgabe der Benutzungsordnung das Recht das Archivgut nach Ablauf der 

Sperrfristen zu nutzen, soweit sich aus den Rechtsvorschriften oder Vereinbarungen mit derzeitigen oder früheren 

Eigentümern des Archivguts nichts anderes ergibt.“ 
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Veröffentlichung darstellen, zumal der EuGH 2006 entschieden hat, dass Öffentlichkeit auch 

sukzessive hergestellt werden kann,244 also dadurch, dass „mehrere Personen zeitversetzt Zugang 

zu einem Werk haben.“245 Allerdings ist umstritten, ob die Definition aus § 15 Abs. 3 UrhG auch 

auf § 6 Abs. 1 UrhG angewendet werden kann. Die herrschende Meinung in der Literatur geht 

davon aus, dass der Urheber „sein Erstveröffentlichungsrecht naturgemäß möglichst lange 

behalten möchte“246, man den Begriff Öffentlichkeit nach § 6 Abs. 1 UrhG daher enger auslegen 

könne, als nach § 15 Abs. 3 UrhG247. Dafür, §§ 6 Abs. 1 und 15 Abs. 3 UrhG unabhängig 

voneinander zu betrachten, spricht deren jeweilige Position innerhalb der Gesetzessystematik: § 

15 UrhG Abs. 3 würde sich demnach nur auf unkörperliche Verwertungshandlungen beziehen. 

Eine Vorlage unveröffentlichten Materials im Lesesaal würde somit keinen Eingriff in das 

Veröffentlichungsrecht des Urhebers darstellen. Die Rechtsprechung wiederum nimmt eine 

einheitliche Definition von Öffentlichkeit in beiden Paragraphen an,248 so dass der 

Öffentlichkeitsbegriff in § 6 Abs. 1 UrhG dem in § 15 Abs. 3 UrhG entspricht. Unter dieser 

Voraussetzung einer weiteren Öffentlichkeit249 wäre eher davon auszugehen, dass die Vorlage des 

unveröffentlichten Materials das Veröffentlichungsrecht berührt. In letzter Konsequenz würde 

diese Sichtweise aber zur Folge haben, „dass die Vorlage eines nichtveröffentlichten Werkes im 

Archiv vor Ablauf der siebzigjährigen Schutzfrist nach § 64 i.V.m. §§ 30 und 31 UrhG nur mit 

Zustimmung des Urhebers oder dessen Rechtsnachfolgern möglich wäre“250. Das wiederum würde 

Archive massiv in der Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgaben behindern: Die Einholung der 

                                                           

244 EuGH C-306/05, Sociedad General de Autores y Editores de España (SGAE) gegen Rafael Hotels SL vom 7. 

Dezember 2006, 

http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=66355&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&

dir=&occ=first&part=1 [zuletzt aufgerufen am 27. September 2020]. Siehe hierzu auch Friedrich SCHOCH: 

Informationsfreiheitsgesetz. Kommentar, München 22016 [zitiert als Schoch IFG § Rn.], hier § 6 Rn. 13. 
245 Schricker/Loewenheim/Katzenberger/Metzger UrhG (62020) § 6 Rn. 11. 
246 ZILLES: Urheberrecht, S. 24.  
247 „Da es mit der Erstveröffentlichung verbraucht ist […], ist der Urheber hier daran interessiert, die Veröffentlichung 
eher etwas hinauszuschieben und nicht schon jeden Schritt hierfür genügen zu lassen. Deshalb sind dort tendenziell 

strenge Anforderungen an das Vorliegen der Veröffentlichung zu stellen“, Dreier/Schulze/Schulze UrhG (62018) § 12 

Rn. 5. 
248 Schricker/Loewenheim/Katzenberger/Metzger UrhG (62020) § 6 Rn. 9. 
249 Zur entgegengesetzten Position, dass der enge Öffentlichkeitsbegriff aus § 6 nicht nur auf § 12, sondern auch die 

Verwertungsrechte in §§ 15 ff anzuwenden sei, vgl. HK-UrhG/Dreyer § 12 Rn. 6: „Der Begriff der Veröffentlichung ist 
im Urheberrecht einheitlich und kohärent auszulegen, der Veröffentlichungsbegriff aus § 6 Abs. 1 gilt nicht nur für § 

12, sondern auch für die Verwertungsrechte […] und deren Schranken einheitlich.“ 
250 Thomas NOTTHOFF: Urheberrecht und Archivbenutzung am Beispiel der Examensarbeit der Ersten Staatsprüfung 

für Lehrämter an Schulen im Landesarchiv NRW, Archivschule Marburg, Transferarbeit im Rahmen des 

Vorbereitungsdienstes zum höheren Archivdienst, 2011, S. 17. 

https://www.archive.nrw.de/lav/abteilungen/fachbereich_grundsaetze/BilderKartenLogosDateien/Transferarbeiten

/Notthoff_Transferarbeit.pdf [zuletzt aufgerufen am 27. September 2020]. 

http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=66355&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=66355&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1
https://www.archive.nrw.de/lav/abteilungen/fachbereich_grundsaetze/BilderKartenLogosDateien/Transferarbeiten/Notthoff_Transferarbeit.pdf
https://www.archive.nrw.de/lav/abteilungen/fachbereich_grundsaetze/BilderKartenLogosDateien/Transferarbeiten/Notthoff_Transferarbeit.pdf
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Zustimmung aller UrheberInnen ist realistischerweise nicht leistbar, was dann in der Sperrung 

eines großen Teil desjenigen Archivguts resultieren müsste, das jünger als 170 Jahre251 ist. 

 

Ein Urteil des OLG Zweibrücken, auf das in dieser Frage häufig Bezug genommen wird und das mit 

einer Vorlage im Lesesaal keine Veröffentlichungshandlung verbunden sieht,252 hilft insofern nur 

bedingt weiter, da hier von einer Benutzung nur bei Geltendmachung eines berechtigten 

Interesses ausgegangen wird.253 Bei Geltung des Jedermannrechts und dem darin formulierten 

Zugangsanspruch, ist es indes fraglich, ob diese Interpretation noch anwendbar ist.254 In der Lesart 

von Michael GRÜNBERGER ist der Wegfall des berechtigten Interesses aus archivischer Sicht indes 

sogar von Vorteil, da somit die öffentliche Zugänglichkeit der Archive in jedem Fall gewährleistet 

ist und daher unter Berufung auf § 61 Abs. 4 UrhG255 „was bis Oktober 2014256 an nicht 

organischem Zufluss an ein Archiv übergeben worden sei, allein durch die Übergabe an ein Archiv 

als dadurch der Öffentlichkeit zugänglich gemacht angesehen werden [dürfe]“257. Die Frage nach 

                                                           

251 „Stellt man allerdings die Erkenntnisse der historischen Demographie in Rechnung, so sprechen keine vernünftigen 
Zweifel gegen eine ausnahmslose Gemeinfreiheit von Archivgut, das älter als 170 Jahre ist. Bei Archivgut, das nicht 

jünger als 150 Jahre ist, mögen urheberrechtliche Probleme aus archivpraktischer Sicht als vernachlässigbar 

erscheinen – ein (vielleicht nur theoretisches) juristisches Restrisiko bleibt indes vorhanden“, BRAUN und BRINKHUS: 

Reformen, S. 26. Siehe hierzu auch Oliver TALHOFF, der 150 Jahre als gangbare Grenze annimmt und dabei auf das 

unbefriedigende Ergebnis verweist, das solche ‚Sicherheitsvorkehrungen‘ nach sich ziehen: „Eine solche 

Vorgehensweisen ist allerdings vor allem deshalb unbefriedigend, weil es sich bei einer solchen extrem langen 

Schutzdauer nicht um die Regel handelt. Man nimmt bei diesem Ansatz deshalb unbestreitbar in Kauf, einen 

erheblichen Anteil von an sich bereits gemeinfreien Werken nicht zu nutzen, weil eben nicht sicher ist, dass die 

Schutzfrist abgelaufen ist. Dennoch ist dies, will man sich nicht in den Bereich des Risikomanagements vorwagen, die 

sicherste Möglichkeit,“ TALHOFF: Nutzung, S. 78. Zu den Tücken bei der Berechnung der Schutzfristen siehe auch 

STEINERT: Probleme, S. 233. STEINERT führt hier das Beispiel eines 1884 entstandenen Jugendwerks von Richard Strauß 

an, dass aufgrund des Todes von Strauß im Jahr 1949 erst zum 1. Januar 2020 gemeinfrei wurde. 
252 OLG Zweibrücken, Urteil vom 21. Februar 1997 – 2 U 30/96 – Jüdische Friedhöfe, in: GRUR 99 (1997), S. 363/364. 
253 Siehe hierzu auch unter Verweis auf das Urteil des OLG Zweibrücken, HK-UrhG/Dreyer § 12 Rn. 13: „Keine 
Zustimmung zur Veröffentlichung liegt in dem Einverständnis des Urhebers mit der Verwahrung seines Schriftwerks in 

einem Archiv, welches Dritten nur bei Nachweis eines bes Interesses zugänglich ist“. Siehe auch BERGEMANN: Rechte, 

S. 48/49. 
254 Vgl. hierzu auch die Ausführungen von Thomas NOTTHOFF unter Bezug auf das ArchG NRW, NOTTHOFF: 

Urheberecht, S. 15-21. 
255 „Bestandsinhalte, die nicht erschienen sind oder nicht gesendet wurden, dürfen durch die jeweilige in Absatz 2 

genannte Institution [d.s. u.a. öffentlich zugängliche Bibliotheken, Bildungseinrichtungen, Museen und Archive] 

genutzt werden, wenn die Bestandsinhalte von ihr bereits mit Erlaubnis des Rechtsinhabers der Öffentlichkeit 

zugänglich gemacht wurden und sofern nach Treu und Glauben anzunehmen ist, dass der Rechtsinhaber in die 

Nutzung nach Absatz 1 einwilligen würde“. 
256 Michael GRÜNBERGER bezieht sich herbei auf §§ 61 Abs. 4 und 137n UrhG. Die Übergangsregelung ermöglicht es, 

privilegierten Einrichtungen, darunter Archive, nicht erschienene und nicht gesendete Werke, die ihnen vor dem 29. 

Oktober 2014 überlassen wurden, zu digitalisieren und öffentlich zugänglich zu machen. Vgl. hierzu auch ZURTH: 

Nutzungsrechte, S. 145/146; Artur-Axel WANDTKE und Winfried BULLINGER (Hrsg.): Praxiskommentar zum 

Urheberrecht, München 42014 [zitiert als: Wandtke/Bullinger/Bearbeiter UrhG (42014) § Rn.], hier 

Wandtke/Bullinger/Jani/Staats UrhG (42014) § 137n R. 1. 
257 KÜHNEL und STARKLOFF: Urheberrecht, S. 391. Hier fälschlich Verweis auf § 64 Abs. 4 UrhG. 
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einem Eingriff in das Veröffentlichungsrecht würde sich dementsprechend nur noch für Archivgut 

stellen, dass seit Ende 2014 akzessioniert wurde. 

Neben dem Wegfall des berechtigten Interesses haben sich seit dem Urteil des OLG Zweibrücken 

im Jahr 1997 die Rahmenbedingungen auch durch das Inkrafttreten des 

Informationsfreiheitsgesetzes (IFG) am 1. Januar 2006 verändert; das 

Urheberpersönlichkeitsrecht und damit § 12 stehen nun verstärkt in einer Wechselwirkung mit 

den in den Informationsfreiheitsgesetzen des Bundes und der Länder sowie den jeweiligen 

Archivgesetzen getroffenen Regelungen bezüglich Zugang zu Informationen. Insbesondere die 

Informationsfreiheitsgesetze betonen jedoch den Vorrang des Urheberrechts, was bedeutet, dass 

die Vorlage unveröffentlichten Materials im Lesesaal dennoch ein urheberechtliches Problem 

darstellen könnte: „Der Anspruch auf Informationszugang besteht nicht, soweit der Schutz 

geistigen Eigentums entgegensteht.“258 Selbst wenn man nun davon ausgeht, dass mit der 

Übergabe von Schriftgut, etc. an ein Archiv noch keine Veröffentlichung verbunden ist,259 

bedeutet die Vorlage von (dann nach wie vor) unveröffentlichtem Material im Lesesaal laut 

Friedrich SCHOCH insofern ohnehin keinen Eingriff in das Veröffentlichungsrecht des Urhebers, da 

die bloße „Akteneinsicht und die Auskunft als überkommene Arten des Informationszugangs (§ 1 

Abs. 2) schon deshalb nicht mit § 12 UrhG in Kollision geraten [können], weil sie keine 

Veröffentlichung des Werkes (also der Form, Gestaltung des Werkstückes) bewirken, sondern 

dessen urheberrechtlich nicht geschützten Inhalt (d.h. die Information) betreffen“260. Begründet 

wird diese Ansicht unter anderem damit, dass der reine Informationszugang keine wirtschaftlichen 

Auswirkungen für den Urheber habe.261 Eric W. STEINHAUER hingegen weist auf die allerdings nicht 

unumstrittene Interpretation des IFG hin, dass Schriftstücke u.ä., wenn sie Teile von 

Behördenakten werden, „nunmehr zu allgemein zugänglichen Quellen [werden]: Mit der Einfügung 

in die Verwaltungsunterlagen wird das Werk für jedermann zugänglich und ist damit auch im Sinne 

von § 12 UrhG veröffentlicht“.262 Die Frage nach dem Veröffentlichungsrecht würde sich unter 

                                                           

258 § 6 Satz 1 IFG. Siehe hierzu auch Schoch IFG § 6 Rn. 1. Generell zur Thematik siehe auch Christoph SCHNABEL: 

Geistiges Eigentum als Grenze der Informationsfreiheit, in: Kommunikation & Recht 14 (2011), S. 626-631. 
259 Laut HK-UrhR/Hentsch § 60f Rn 6. stellt die Angabe von Schriftgut an ein Archiv keine urheberrechtlich relevante 

Handlung dar. Die entgegengesetzte Position vertritt Alexander FREYS. Siehe hierzu FREYS: Nutzung, S. 116: „In der 
Ablieferung liegt also die Nutzungsrechtsübertragung und damit zugleich eine Veröffentlichung“. Allerdings bezieht 

sich diese Aussage lediglich auf amtliches Archivgut. 
260 Schoch IFG § 6 Rn. 46. 
261 Schoch IFG § 6 Rn. 28 und 48. 
262 STEINHAUER: Informationskompetenz, S. 72. 
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dieser Prämisse nur für nichtamtliches Schriftgut sowie Sammlungsgut, nicht aber für amtliches 

Schriftgut stellen. 

 

Die skizzierte Gemengelage macht deutlich, dass sich die Frage, ob die Präsentation von 

unveröffentlichtem Archivgut nun als Eingriff in das Veröffentlichungsrecht des Urhebers zu 

werten ist, (bisher) nicht eindeutig beantworten lässt. Möglicherweise könnte von Archivseite 

nämlich auch dahingehend argumentiert werden, dass es sich bei dem entsprechenden 

Nutzungsszenario insofern um keine Urheberrechtsverletzung handle (auch im nichtamtlichen 

Bereich sowie beim Sammlungsgut), da bei der Übergabe des unveröffentlichten Materials an ein 

Archiv ja dessen „öffentliche[r] Auftrag – de[n] Zugang zum kulturellen Erbe“263 zu ermöglichen, 

als bekannt vorausgesetzt werden dürfe. Es könnte also auch angenommen werden, dass die 

Übergabe an ein Archiv als konkludentes Verhalten des Urhebers bezüglich einer Veröffentlichung 

angesehen werden kann.264 Zu bedenken ist dabei aber, dass nicht jedes unveröffentlichte Werk, 

das sich in den Beständen eines Archivs befindet, notwendigerweise mit Kenntnis des Urhebers 

oder seiner RechtsnachfolgerInnen dorthin gelangte. Summa summarum müsste, wer hinsichtlich 

des Veröffentlichungsrechts, jedwedes Risiko vermeiden möchte, trotz allem von einer Vorlage 

absehen und die künftige Entwicklung der Rechtsprechung abwarten.265 

 

In archivpraktischer Hinsicht sind ergänzend noch folgende Aspekte von § 12 UrhG von 

besonderem Interesse: So erstreckt sich der Paragraph auch auf die schutzwürdigen Vorstufen 

eines Werkes wie beispielsweise Skizzen und Entwürfe.266 Bei Werken hingegen, die Angestellte 

oder Beamte im Rahmen ihrer dienstlichen Aufgaben geschaffen haben, gilt das 

Veröffentlichungsrecht mit der Zuverfügungstellung des Werkes für den Dienstherrn als 

ausgeübt.267  

 

                                                           

263 KLIMPEL: Urheberrecht, 176. 
264 Vgl. hierzu auch HK-UrhG/Dreyer § 12 Rn. 9: „Häufig wird das Veröffentlichungsrecht stillschweigend eingeräumt, 
[…]. Stets ist deshalb zu prüfen, ob schon in der Übermittlung des Werkes an den Dritten, der das Werk (erneut) der 

Öffentlichkeit zugänglich macht, eine Veröffentlichung liegt. So kann die Weitergabe eines Skripts an einen 

Studenten, die Übersendung eines Aufsatzes an einen Dritten oder die Probe eines Musikstücks in einem öffentlich 

zugänglichen Übungsraum schon Veröffentlichung sein.“ Siehe auch BEYER: Fragen, S. 28. 
265 Vgl. ZILLES: Urheberrecht, S. 25 und Anm. 142. 
266 Schricker/Loewenheim/Peukert UrhG (62020) § 12 Rn. 11. 
267 Schricker/Loewenheim/Peukert UrhG (62020) § 12 Rn. 15. 
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3.2 Anerkennung der Urheberschaft (§ 13 UrhG)268 

§ 13 UrhG umfasst das Recht des Urhebers zu bestimmen, ob269 und wie sein Werk mit einer 

Urheberbezeichnung gekennzeichnet werden soll. Eingeschlossen ist außerdem die Möglichkeit, 

sich gegen etwaige Urheberschaftsanmaßungen durch Dritte zu wehren. Unter 

Urheberbezeichnungen sind der bürgerliche Name, der Künstlername, ein Pseudonym oder ein 

sonstiges (Hand-)zeichen zu verstehen. Ebenso unter der Urheberbezeichnung zu subsummieren 

ist die Funktion des Urhebers im Schaffensprozess, also ob es sich beispielsweise um den Maler, 

Entwerfer, Stecher, Drucker, Autor, Komponisten, Fotografen, etc. handelt.270 Zweck der 

Bestimmung ist es, zu gewährleisten, „dass das geistige Band zwischen Werk und Urheber, soweit 

er selbst dies will, öffentlich in Erscheinung tritt, und dass seine Urheberschaft, auch außerhalb des 

engeren Rahmens der Werkverwertung, nicht angefochten werden kann“271. Falls keine 

Vereinbarungen hinsichtlich der gewünschten Urheberbezeichnung vorhanden sind, wovon bei 

einem Großteil der im Archivgut enthaltenen Werke auszugehen sein dürfte, ist anhand der 

„Verkehrssitte (‚Branchenübungen‘) zu beurteilen, ob und wie der Urheber zu nennen ist.“272 Sofern 

der Urheber anonym bleiben möchte, sind zwar seine VertragspartnerInnen und 

RechtsnachfolgerInnen daran gebunden, doch ist eine dennoch erfolgende Offenlegung der 

Urheberschaft nicht als „Angriff auf die Urheberschaft“273 zu werten, da § 13 UrhG kein 

Namensnennungsverbot enthält. Da es zudem „kein droit de non-paternité gibt“, schützt es 

Urheber auch nicht vor der Zuschreibung fremder Werke.274 Bei angestellten Urhebern wiederum, 

was vor allem bezüglich des amtliche Schriftguts relevant ist, wird im Regelfall davonausgegangen, 

dass ein „stillschweigendes Einverständnis mit der Unterlassung der Namensnennung 

anzunehmen“275 sei; das Urheberrecht als solches kann ihnen aber dennoch nicht streitig gemacht 

werden.276 

                                                           

268 Generell vgl. hierzu HERTIN und WAGNER: Urheberrecht, Rn. 207-214; ZILLES: Urheberrecht, S. 25; SCHACHT: 

Urheberpersönlichkeitsrecht, S. 168-170 und S. 174-176. 
269 Der eventuelle Wunsch des Urhebers, anonym zu bleiben, „gilt nur hinsichtlich der Bezeichnung des Urhebers am 

Werk. Außerhalb der Nutzung des Werkes darf jedermann über bestehende oder nicht bestehende Urheberschaften 

berichten“, Dreier/Schulze/Schulze UrhG (62018) § 13 Rn. 33. 
270 Schricker/Loewenheim/Peukert UrhG (62020) § 13 Rn. 22. 
271 Schricker/Loewenheim/Peukert UrhG (62020) § 13 Rn. 1. 
272 Schricker/Loewenheim/Peukert UrhG (62020) § 13 Rn. 28, auch 18. Das Recht auf Namensnennung entsteht aber 

auch, bei „etwaige[n] andersartige[n] Verkehrsgewohnheiten oder Branchenübungen“, also auch dann wenn es in 

der jeweiligen Sparte nicht üblich sein sollte, Werke zu signieren. Siehe hierzu HK-UrhG/Dreyer § 13 Rn. 19. 
273 Schricker/Loewenheim/Peukert UrhG (62020) § 13 Rn. 19. 
274 Dreier/Schulze/Schulze UrhG (62018) § 13 Rn. 16.  
275 Schricker/Loewenheim/Peukert UrhG (62020) § 13 Rn. 32. 
276 Dreier/Schulze/Schulze UrhG (62018) § 13 Rn. 29. 
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Da sich die Bestimmungen von § 13 UrhG sowohl auf das originale Werkstück, als auch 

Vervielfältigungen davon beziehen,277 dürfte der Paragraph im Kontext des beschriebenen 

Nutzungszenarios Anwendung finden und dabei insbesondere hinsichtlich des Sammlungsguts 

einschlägig sein. Das bedeutet folglich, dass den Digitalisaten entsprechende, eindeutige und für 

die NutzerInnen verständliche Informationen278 – im Regelfall in Form von Metadaten –  

mitgegeben werden müssten.279 

 

3.3 Vervielfältigungsrecht (§ 16 UrhG)280 

Da für eine Präsentation von Digitalisaten analogen Archivguts im Lesesaal digitale Kopien des 

Archivguts angefertigt werden müssen, ist hier „nach dem geltenden Recht [ein] zentrale[s] 

Verwertungsrecht betroffen: nämlich das Vervielfältigungsrecht“281. Der Rechtsprechung gemäß 

wird unter Vervielfältigung nach § 16 Abs. 1 UrhG „jede körperliche Festlegung eines Werkes, die 

geeignet ist, das Werk den menschlichen Sinnen auf irgendeine Weise unmittelbar oder mittelbar 

wahrnehmbar zu machen“282 verstanden. Dabei ist es unerheblich, ob die Vervielfältigung 

dauerhaft oder vorübergehend ist und mit welchem Verfahren bzw. welcher Technik die 

Vervielfältigungsstücke hergestellt werden.283 Auch deren Anzahl ist irrelevant.284 Entscheidend 

ist die körperliche Fixierung – hierdurch wird der Unterschied zur unkörperlichen Wiedergabe, z.B. 

im Rahmen eines Vortrags oder einer Aufführung, nach § 15 Abs. 2 UrhG markiert. Als 

Vervielfältigungshandlung gelten demnach beispielsweise die Anfertigungen von Kopien, 

Negativen, Mikrofilmen, Digitalisaten ebenso wie das Speichern „der digitalisierten Fassung eines 

Werks […] auf einem Datenträger“285 (z.B. auf Festplatte, CD und USB-Stick oder im 

Arbeitsspeicher des PCs). Irrelevant ist dabei, ob es sich um eine identische Wiedergabe des 

Werkes handelt oder eine Festlegung in einer anderen Größe oder einem anderen Format. Hierzu 

gehört zum Beispiel auch die zweidimensionale Abbildung eines dreidimensionalen Werkes, d.h. 

                                                           

277 Schricker/Loewenheim/Peukert UrhG (62020) § 13 Rn. 22; HK-UrhG/Dreyer § 13 Rn. 17. 
278 Schricker/Loewenheim/Peukert UrhG (62020) § 13 Rn. 15. Siehe auch HK-UrhG/Dreyer § 13 Rn. 17: „Es reicht also 
nicht aus, wenn der Name des Urhebers auf dem Werk irgendwie Erwähnung findet; vielmehr hat die 

Urheberbenennung so zu erfolgen, dass die Allgemeinheit sie als Hinweis auf den Urheber versteht […].“ 
279 Vgl. hierzu auch Dreier/Schulze/Schulze UrhG (62018) § 13 Rn. 20. 
280 Generell vgl. hierzu HERTIN und WAGNER: Urheberrecht, Rn. 244-253; LUO: Verwertungsrecht, S. 62-73. 
281 MAAS: Kulturelle Werke, S. 211. Siehe auch BRAUN und BRINKHUS: Reformen, S. 4. 
282 Schricker/Loewenheim/Loewenheim UrhG (62020) § 16 Rn. 5. 
283 Schricker/Loewenheim/Loewenheim UrhG (62020) § 16 Rn. 6 und 9. Siehe auch DE LA DURANTAYE: Bildungs- und 

Wissenschaftsschranke, S. 63. 
284 Dreier/Schulze/Schulze UrhG (62018) § 16 Rn. 8. 
285 Schricker/Loewenheim/Loewenheim UrhG (62020) § 16 Rn. 17. Auch Rn. 16 und 20. 
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im Falle einer Skulptur gilt nicht nur ein Abguss als Vervielfältigung, sondern beispielsweise auch 

ein Foto der Skulptur. Gleiches gilt für (Repro-)Fotografien von Gemälden. Auch die Wiedergabe 

auf einem anderen Trägermedium fällt unter § 16 Abs. 1 UrhG.286 Ebenso davon betroffen ist die 

Vervielfältigung von nur einem Teil eines Werkes.287 Das Vervielfältigungsrecht erschöpft sich, 

anders als das Verbreitungsrecht nach § 17 UrhG, nicht.288 

Da auch das Ausdrucken digitalisierter Inhalte auf Papier289 sowie deren Speicherung z.B. auf 

einem USB-Stick als Vervielfältigungshandlung anzusehen sind,290 greift das oben beschriebene 

Nutzungsszenario nicht nur hinsichtlich der Herstellung der dafür notwendigen Scans in das 

Vervielfältigungsecht des Urhebers ein, sondern auch durch eine etwaige Anschlussnutzung. Nicht 

berührt wird das Vervielfältigungsrecht hingegen durch die bloße Anzeige der digitalen Inhalte auf 

einem Bildschirm.291 

Der Zweck der Vervielfältigung wiederum ist für die Beurteilung, ob es sich um einen Verstoß 

gegen § 16 UrhG handelt, zunächst einmal unerheblich. Er kommt erst dann zum Tragen, wenn 

entschieden werden muss, ob eventuelle Schrankenregelungen angewendet werden können. 

 

3.4 Verbreitungsrecht (§ 17 UrhG)292 

Im Zusammenhang mit der im beschriebenen Nutzungsszenario avisierten Anschlussnutzung der 

Digitalisate, nämlich der Möglichkeit für die NutzerInnen, Ausdrucke anzufertigen oder Digitalisate 

auf USB-Stick zu speichern und so auch außerhalb des Lesesaals mit ihnen arbeiten zu können,293 

dürfte außerdem (zumindest bisweilen) das Verbreitungsrecht nach § 17 UrhG berührt werden.294 

Es umfasst das Recht, „das Original oder Vervielfältigungsstücke des Werkes der Öffentlichkeit 

anzubieten oder in Verkehr zu bringen“.295 Es bezieht sich nur auf körperliche Werkstücke, unter 

die jedoch auch Datenträger zu rechnen sind.296 Gesetzessystematisch – die Generalsklausel des 

                                                           

286 Schricker/Loewenheim/Loewenheim UrhG (62020) § 16 Rn. 8 und 9; HK-UrhG/Dreyer § 16 Rn. 16. 
287 Schricker/Loewenheim/Loewenheim UrhG (62020) § 16 Rn. 14; HK-UrhG/Dreyer § 16 Rn. 17. 
288 Dreier/Schulze/Schulze UrhG (62018) § 16 Rn. 4. 
289 Schricker/Loewenheim/Loewenheim UrhG (62020) § 16 Rn. 19. 
290 HK-UrhG/Dreyer § 16 Rn. 28. 
291 Schricker/Loewenheim/Loewenheim UrhG (62020) § 16 Rn. 5. Das wäre nur dann der Fall, „wenn sie als 
öffentliche Wiedergabe iSd §§ 15 Abs. 2 und 3, 19 ff UrhG/Art 3 InfoSocRL erfolgt“, Beispielsweise im Rahmen eines 

öffentlichen Vortrags, etc., HK-UrhG/Dreyer § 16 Rn. 9. 
292 Generell vgl. hierzu HERTIN und WAGNER: Urheberrecht, Rn. 254-261. 
293 Schricker/Loewenheim/Loewenheim UrhG (62020) § 17 Rn. 19, 20 und 69. „Körperliche Vervielfältigungsstücke 
sind auch Ausdrucke, Disketten oä, die von digitalen Werken angefertigt wurden“, HK-UrhG/Dreyer § 17, Rn. 9. 
294 ZILLES: Urheberrecht, S. 32. Siehe auch Schricker/Loewenheim/Loewenheim UrhG (62020) § 17 Rn. 22 
295 § 17 Abs. 1 UrhG. 
296 Schricker/Loewenheim/Loewenheim UrhG (62020) § 17 Rn. 6 und 7. 
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§ 15 UrhG wird durch die nachfolgenden Verwertungsrechte konkretisiert – liegt hier der 

Öffentlichkeitsbegriff aus § 15 Abs. 3 UrhG, also ein weitgefasster Öffentlichkeitsbegriff, zugrunde. 

Das bedeutet, dass Öffentlichkeit in diesem Fall bereits durch „wenige, nicht miteinander 

verbundene Personen“297 hergestellt wird und zudem sukzessive bzw. kumulativ zustande 

kommen kann (vgl. hierzu auch oben unter 3.1). Unter einem Angebot an die Öffentlichkeit ist 

zwar prinzipiell eine „Aufforderung zum Erwerb des Werkstückes“298 zu verstehen, dennoch muss 

das Vervielfältigungsstück nicht notwendigerweise monetär erworben werden,299 um unter § 17 

zu fallen. Stattdessen ist unter Bezug auf die Rechtsprechung des EuGH und des BGH davon 

auszugehen, dass „der Begriff der Verbreitung in § 17 auf Fälle der Eigentumsübertragung 

reduziert wird“300. Eine Eigentumsübertragung einer beweglichen Sache wiederum (im 

vorliegenden Fall eines Papierausdrucks bzw. einer Speicherung auf einem USB-Stick), findet 

gemäß § 929 BGB bereits dann statt, wenn sich beide Seiten „darüber einig [sind], dass das 

Eigentum übergehen soll“. Allerdings bedeutet das nicht, dass es notwendigerweise immer zu 

einer Eigentumsübertragung kommen muss; die Möglichkeit dazu ist ausreichend.301  

 

Mit Bezug auf die Archivbestände wird die Sachlage zusätzlich dadurch verkompliziert, dass das 

Verbreitungsrecht des Urhebers durch den Erschöpfungsgrundsatz begrenzt wird. Das bedeutet, 

dass § 17 Abs. 1 dann nicht mehr greift, wenn „das Werkstück mit Zustimmung des Berechtigten 

im Wege der Veräußerung innerhalb der Europäischen Union oder EWR in den Verkehr gebracht 

wurde, […] seine weitere Verbreitung […] [ist dann] zulässig, das Verbreitungsrecht ist 

erschöpft.“302 Vom Archiv auf dem Kunstmarkt oder von privater Hand käuflich erworbenes 

Sammlungsgut (v.a. bei Gemälde und Graphik, Plakaten und Fotos relevant) dürfte somit in weiten 

                                                           

297 ZILLES: Urheberrecht, S. 24. Siehe auch Schricker/Loewenheim/Loewenheim UrhG (62020) § 17 Rn. 15 und 16; HK-

UrhG/Dreyer § 17 Rn. 22. Siehe hierzu auch Dreier/Schulze/Schulze UrhG (62018) § 17 Rn 7: „Es kommt nicht darauf 
an, ob das Werk gegenüber einer Mehrzahl von Personen verwertet – angeboten – wird, sondern dass der 

Anbietende aus der internen Sphäre in die Öffentlichkeit hinaustritt. Darunter fällt auch die Einzelverbreitung eines 

Werkstückes, […]“. 
298 Schricker/Loewenheim/Loewenheim UrhG (62020) § 17 Rn. 9. 
299 Schricker/Loewenheim/Loewenheim UrhG (62020) § 17 Rn. 16. Auch Dreier/Schulze/Schulze UrhG (62018) § 17 

Rn. 15. 
300 Schricker/Loewenheim/Loewenheim UrhG (52017) § 17 Rn. 18. In der neuesten Ausgabe des Kommentars heißt 

es an gleicher Stelle: „Auf die Vorlagefrage des BGH zur Auslegung des Art. 4 Abs. 1 der InfoSoc-RL entschied der 

EuGH, dass der Verbreitungsbegriff des Art. 4 Abs. 1 nur durch Handlungen erfüllt werde, die mit einer 

Eigentumsübertragung verbunden seien“, Schricker/Loewenheim/Loewenheim UrhG (62020) § 17 Rn. 17. 

Desweiteren in Rn. 18: „Auch wenn man, wie hier, davon ausgeht, dass der Verbreitungsbegriff in Art. 4 Abs. 1 
unzureichend interpretiert wurde, sind doch die Entscheidungen des EuGH und des BGH jedenfalls für die Praxis als 

bindend für die Auslegung des Art. 4 Abs. 1 anzusehen.“ 
301 HK-UrhG/Dreyer § 17 Rn. 12. 
302 Schricker/Loewenheim/Loewenheim UrhG (52017) § 17 Rn. 5. 
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Teilen unter den Erschöpfungsgrundsatz fallen. Da zudem die „Überlassung von Papierunterlagen 

an ein Archiv infolge Erschöpfung (§ 17 II UrhG) ohne Eingriff in das Verbreitungsrecht [erfolgt],“303 

ist anzunehmen, dass § 17 Abs. 1 UrhG nur auf den Teil des Archivguts Anwendung findet, das 

ohne Wissen der RechteinhaberInnen in das Archiv gelangt ist und zuvor nicht auf dem Markt war. 

 

3.5 Recht der öffentlichen Zugänglichmachung (§ 19a UrhG) 

Auf den ersten Blick scheint es so, als würde das beschriebene Nutzungsszenario unter den 

Tatbestand der öffentlichen Zugänglichmachung nach § 19a UrhG fallen. Vielfach wird es auch so 

vertreten, jüngst zum Beispiel im Gutachten des Ausschusses ‚Archiv und Recht‘ der KLA zum 

UrhWissG.304 Schließlich umfasst § 19a UrhG das Recht, „das Werk drahtgebunden oder 

drahtlos305 der Öffentlichkeit in einer Weise zugänglich zu machen, dass es den Mitgliedern der 

Öffentlichkeit von Orten und zu Zeiten ihrer Wahl zugänglich ist.“ Es bezieht sich damit „auf das 

Bereithalten eines Werkes für eine Öffentlichkeit zum individuellen Abruf“306. Das scheint zunächst 

bei der Bereitstellung von Digitalisaten analogen Archivguts im Lesesaal gegeben zu sein. Bezüglich 

Öffentlichkeit richtet sich der Begriff auch hier wieder nach der Legaldefinition in § 15 Abs. 3.307 

Der Paragraph umfasst alle Werkgattungen, daneben auch nur Teile eines Werkes sowie das Werk 

in veränderter Größe oder Format.308 Welche Technik bei der Bereitstellung verwendet wird, ob 

die Bereitstellung im Internet, Intranet oder lokalen Netzwerken erfolgt, ist unerheblich.309 

Allerdings müssen sich die entsprechenden Vervielfältigungen der Werke „in der Zugriffssphäre 

des Bereithaltenden befind[en]“310, was im Falle einer Bereitstellung durch das Archiv an einem 

                                                           

303 BERGER: Urheberrecht, S. 963. 
304 BRAUN und BRINKHUS: Reformen, S. 9. Die Autoren beziehen sich dabei auf die Zugänglichmachung mittels der sog. 

Terminalschranke nach § 60f Abs. 1 iVm § 60e Abs. 4 UrhG). Diese bezieht sich aber explizit auf die 

Zugänglichmachung in den Räumen des jeweiligen Archivs, sprich im Lesesaal.  
305 „Die drahtgebundene Zugänglichmachung ist jede Bereitstellung für eine Übertragung, bei der ein Werk in Form 
von Signalen von einer Sendestelle aus über Drahtleitungen einer Person so zugeleitet wird, dass sie das Werk mittels 

ihrer Empfangsvorrichtung, zB eines Computers, mit ihren menschlichen Sinnen wahrnehmen kann. Drahtlos ist die 

Zugänglichmachung dann, wenn zur Überbrückung des Luftraumes zwischen der übermittelnden und der 

empfangenden Anlage eine solche Drahtleitung nicht erforderlich ist“, HK-UrhG/Dreyer § 19a Rn. 12. Welche Technik 

dabei zum Einsatz kommt ist unerheblich, da § 19a technologieneutral ist. Vgl. hierzu HK-UrhG/Dreyer § 19a Rn. 14. 
306 Schricker/Loewenheim/v. Ungern-Sternberg UrhG (62020) § 19a Rn. 4. Vgl. auch Dreier/Schulze/Dreier UrhG § 

(62018) 19a Rn. 6: Unter Zugänglichmachung wird verstanden, dass „Dritten der Zugriff auf das betreffende 
geschützte Werk […] eröffnet wird“. 
307 Schricker/Loewenheim/v. Ungern-Sternberg UrhG (62020) § 19a Rn. 68. „Es genügt für eine Handlung der 

Wiedergabe iSd Art 3 Abs 1 InfoSocRL, wenn ein Werk der Öffentlichkeit so zugänglich gemacht wird, dass deren 

Mitglieder dazu Zugang haben. Ob diese die Möglichkeit dazu nutzen oder nicht ist ohne Belang.“ HK-UrhG/Dreyer § 

19a Rn 27. Siehe auch Rn. 28. 
308 Schricker/Loewenheim/v. Ungern-Sternberg UrhG (62020) § 19a Rn. 56. 
309 Schricker/Loewenheim/v. Ungern-Sternberg UrhG (62020) § 19a Rn. 66. 
310 Schricker/Loewenheim/v. Ungern-Sternberg UrhG (62020) § 19a Rn. 60. 
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Terminal im Lesesaal gegeben ist. Des Weiteren darf es zum Abruf durch die NutzerInnen keiner 

„Einzelfallentscheidung des Bereithaltenden“ 311 mehr benötigen. Übertragen auf die archivische 

Nutzungspraxis bedeutet das wohl, dass die NutzerInnen selbstständig ohne Bestellvorgang und 

ohne Zutun des Archivpersonals mit den Digitalisaten arbeiten können müssen. Knackpunkt der 

Bestimmung, die daran zweifeln lässt, dass das beschriebene Nutzungsszenario unter § 19a UrhG 

zu fassen ist, ist jedoch die Formulierung „von Orten und Zeiten ihrer Wahl“. Zwar ist es an sich 

ausreichend, wenn eine gewisse Wahlmöglichkeit bezüglich Ort und Zeit gegeben ist. So ist eine 

ganztägige Abrufbarkeit resp. 24/7 beispielsweise nicht erforderlich312 – ein Gebundensein an die 

Öffnungszeiten des Archivs wäre also abgedeckt. Nicht ausreichend ist es allerdings, „wenn ein 

Werk nur an wenigen Plätzen in beieinander liegenden Räumen derselben Einrichtung […] 

zugänglich gemacht wird“313, was in den meisten Archivlesesälen aber der Fall sein dürfte. 

Stattdessen müssen die „Orte der Bereithaltung des Werkes und der Wahrnehmung verschiedene 

sein.“314 Insgesamt betrachtet wird ein „Werk […] [also] nicht iSd. § 19a öffentlich zugänglich 

gemacht, wenn es nur an einem bestimmten Ort Mitgliedern der Öffentlichkeit zugänglich gemacht 

wird. Die Wahlmöglichkeit muss sich auf Zeit und Ort des Abrufs beziehen“315, woraus sich ergibt, 

dass § 19a im vorliegenden Fall keine Anwendung findet. 

Allerdings kann das beschriebene Szenario eventuell als ein Eingriff in ein (unbenanntes) Recht der 

öffentlichen Wiedergabe nach § 15 Abs. 2 UrhG interpretiert werden.316  

 

3.6. Zwischenfazit II 

Insgesamt betrachtet greift das oben beschriebene Nutzungsszenario mutmaßlich in mehrere 

Urheberpersönlichkeitsrechte sowie Verwertungsrechte ein, wobei jedoch insbesondere 

bezüglich des Veröffentlichungsrechts nach § 12 UrhG in Literatur und Rechtsprechung keine 

Einigkeit besteht, wie der Sachverhalt zu interpretieren sei. Es zeigt sich deutlich, dass das 

„Urheberrecht von seiner grundlegenden Intention und seiner ganzen Ausrichtung für Archive und 

                                                           

311 Schricker/Loewenheim/v. Ungern-Sternberg UrhG (62020) § 19a Rn. 61. 
312 Schricker/Loewenheim/v. Ungern-Sternberg UrhG (62020) § 19a Rn. 76 und 77. 
313 Schricker/Loewenheim/v. Ungern-Sternberg UrhG (62020) § 19a Rn. 76. 
314 Wandtke/Bullinger/Bullinger UrhG (52019) § 19a Rn. 8. Siehe auch Malte STIEPER: Anmerkung zu Zulässigkeit von 

elektronischen Leseplätzen in Bibliotheken – Elektronische Leseplätze II, in: GRUR 117 (2015), S. 1106/1107, hier Rn. 

1; HK-UrhR/Dreyer § 19a Rn 3. 
315 Schricker/Loewenheim/v. Ungern-Sternberg UrhG (52017) § 19a Rn. 78. 
316 Siehe hierzu BGH, Urteil vom 16. April 2015 – Az. I ZR 69/11 (LG Frankfurt a.M.) - Zulässigkeit von elektronischen 

Leseplätzen in Bibliotheken – Elektronische Leseplätze II, in: GRUR 117 (2015), S. 1101-1106, hier Rn. 17; STIEPER: 

Anmerkung, Rn. 1. Siehe auch Wandtke/Bullinger/Jani UrhG (52019) § 60e,f Rn. 53. 
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Kulturinstitutionen nicht vorteilhaft [ist].“317 Der Hauptgrund für dieses Manko dürfte in der 

Intention des Gesetzgebers liegen, den der Schutz des Urhebers in den Vordergrund der 

Regelungen zu stellen, was aber häufig in einer Kollisionslage mit der Aufgabe von Archiven und 

anderen Kultureinrichtungen, „das kulturelle Erbe zu bewahren und für die Öffentlichkeit 

zugänglich zu machen“318, resultiert. Da jedoch auch im Zusammenhang mit der Erfüllung dieses 

öffentlichen Auftrags die Vorgaben des Urheberrechts zu beachten sind, ist im Extremfall „für 

jedes Objekt […] gesondert zu prüfen und zu bewerten, ob Urheberrechte betroffen sind.“319 Das 

wiederum stellt die betroffenen Einrichtungen vor eine Aufgabe, die nicht leistbar ist, weder 

hinsichtlich der benötigten personellen Ressourcen noch hinsichtlich des erforderlichen 

juristischen Know-hows. Auch das mögliche Vorhaben, sich für jede betroffene Archivalie die 

Nutzungsrechte übertragen zu lassen, dürfte schon aufgrund der schieren Masse nicht realisierbar 

sein. Ein Ausweg aus dem Dilemma wäre, das betroffene Archivgut erst dann den NutzerInnen zur 

Verfügung zu stellen, wenn es nicht mehr urheberrechtsbewehrt ist. Das hätte allerdings zur Folge, 

dass ein Großteil des Archivguts mindestens der letzten 150, wenn nicht gar 170 Jahre aus 

‚Sicherheitsgründen‘ gesperrt bliebe. Alternativ „lohnt sich [jedoch, A.d.V.] stets die Prüfung, ob 

man mit dem beabsichtigten Nutzungsvorhaben [nicht] von einer Schranke profitieren kann“ 320, 

wie sie vor allem im neuen UrhWissG, aber auch bereits zuvor in Abschnitt 6 des Urheberrechts 

Schranken des Urheberrechst durch gesetzlich erlaubte Nutzungen (§§ 44a ff. UrhG) formuliert sind 

bzw. waren. 

 

 

 

 

 

 

                                                           

317 KRÄMER und ZILLES: Urheberrecht, S. 112. 
318 KRÄMER und ZILLES: Urheberrecht, S. 107. 
319 KRÄMER und ZILLES: Urheberrecht, S. 107. Siehe auch BRAUN und BRINKHUS: Reformen, S. 24: „[…] im Unterschied 

beispielsweise zur archivrechtlichen Schutzfristenlösung kennt das UrhG keine typisierende Betrachtung mit 

abgestuften Rechtsfolgen: bei konsequenter urheberrechtlicher Beurteilung auf einer Onlinestellung [oder ein 

anderes Nutzungsszenario, A.d.V.] entgegenstehende Bedenken bildet jede Archivalie einen Einzelfall, der zu prüfen 

ist auf drei separate Merkmale: Schöpfungshöhe? Schutzdauer? Verfügung über Nutzungsrechte?“ Zum Recherche- 

und Arbeitsaufwand, der in diesem Kontext anfallen kann, vgl. auch exemplarisch GODAU: Hüter, 7-10. 
320 KRÄMER und ZILLES: Urheberrecht, S. 112. 
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4. Schrankenregelungen321 

 

Das Urheberrecht regelt die „Beziehungen zwischen den Rechtsinhabern und Dritten in Bezug auf 

ein bestimmtes Werk oder eine geschützte Leistung.“322 Hierzu gehört auch, eine Balance zu finden 

bzw. einen Ausgleich herzustellen zwischen den bisweilen widerstrebenden Interessen der 

RechteinhaberInnen hinsichtlich der Wahrung ihrer Ausschließlichkeitsrechte sowie den 

NutzerInnen hinsichtlich des Zugangs zu Kulturgütern. Eine Möglichkeit hierzu bieten, die bereits 

erwähnten, sog. Schrankenregelungen (§ 44a ff UrhG). Diese begrenzen die primären, subjektiven 

Ausschließlichkeitsrechte der UrheberInnen. Die in diesem Zusammenhang häufig gewählte 

Formulierung von Schranken als „Ausnahmen“323 oder „Ausnahmetatbestände, die ‚Sonderfälle‘ 

darstellen“324 ist semantisch jedoch leicht irreführend, da sie suggeriert, es bestünde ein 

Wertigkeit oder Rangabfolge zwischen den Ausschließlichkeitsrechten und den 

Schrankenregelungen, wonach die Rechte der UrheberInnen als gewichtiger anzusehen seien, als 

jene der NutzerInnen.325 Tatsächlich ist es aber so, dass sich der konkrete Schutzumfang des 

Urheberrechts „erst aus dem Zusammenspiel zwischen Ausschließlichkeitsrechten und 

Urheberrechtsschranken [ergibt]. Sie stehen in einem komplementären Verhältnis in Bezug auf die 

Erreichung der Zielsetzung [des] Urheberrechts.“326 Die Schrankenregelungen sind somit keine 

Ausnahmen im eigentlichen Sinn des Wortes – es handelt sich nicht um „systemfremde 

Normen“327, sondern vielmehr um ein Mittel zur inhaltlichen Präzisierung des jeweiligen Gesetzes. 

Nichtsdestotrotz unterliegen diese Begrenzungen dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz.  

 

                                                           

321 Generell siehe hierzu: BRÄNDLI: Flexibilität, v.a. S. 9-32; Malte STIEPER: Rechtfertigung, Rechtsnatur und 

Disponibilität der Schranken des Urheberrechts (Jus Privatum. Beiträge zum Privatrecht, Bd. 144), Tübingen 2009, 

v.a. S. 5-97; Peter LUTZ: Schranken des Urheberrechts in: Handbuch Urheberrecht, hrsg. von Marcel BISGES, 

Göttingen 2016, Kapitel 3, Rn. 1-15; DE LA DURANTAYE: Bildungs- und Wissenschaftsschranke, S. 60-73.  
322 REHBINDER und PEUKERT: Urheberrecht, Rn. 8. 
323 So z.B. bei REHBINDER und PEUKERT: Urheberrecht, Rn. 17. 
324 BEGER: Urheberrecht, S. 21.  
325 „Um Ausnahmevorschriften handelte es sich bei den Schranken des Urheberrechts nur, wenn die 
Schrankensystematik Ausdruck eines gesetzgeberischen Willens zugunsten möglichst umfassender 

Verwertungsrechte des Urhebers wäre. […] Das Urheberrecht bezweckt nicht einseitig den Schutz des Urhebers, 
sondern trägt mit den Schranken gerade auch anderen als Urheberinteressen Rechnung. Die Schranken begrenzen 

den Schutzumfang der Verwertungsrechte des Urhebers im Interesse der Allgemeinheit und stehen als 

Inhaltsbestimmung des Urheberrechts auf gleicher Stufe mit den in §§ 16 ff. UrhG enthaltenen Definitionen der 

einzelnen Verwertungsrechte. Sie sind für die Abgrenzung zwischen dem Ausschließlichkeitsrecht des Urhebers und 

der Handlungsfreiheit der Nutzer ebenso bedeutsam wie diese. Es besteht daher kein Rangverhältnis zwischen §§ 15 

ff. UrhG einerseits und §§ 44a ff. UrhG andererseits, […]“, STIEPER: Rechtfertigung, S. 67/68.  
326 BRÄNDLI: Flexibilität, S. 35. 
327 BRÄNDLI: Flexibilität, S. 130. 
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Da Ausschließlichkeitsrechte und Schrankenregelungen zwei Komponenten einer Rechtssetzung 

sind, wurzeln ihre Rechtfertigungen auch in der gleichen philosophischen Grundlage; im 

vorliegenden Fall handelt es sich – wie bei den meisten kontinentaleuropäischen 

Rechtsordnungen – um eine Ableitung aus dem „naturrechtlichen Postulat eines geistigen 

Eigentums des Urhebers an seinem Werk“328, das den Urheber und dessen rechtlichen Schutz in 

den Mittelpunkt stellt (sog. droit d’auteur).329 Geistige (Groß-)Väter dieser Ableitung sind John 

Locke (1632-1704) und Thomas Hobbes (1588-1679)330. Insbesondere John Lockes 

Arbeitstheorie331, wonach das Ergebnis bzw. die Früchte der von einem Menschen geleisteten 

Arbeit Teil seines Eigentums sind, ist als Grundlage zu nennen.332 Allerdings bezog John Locke 

selbst seine Theorie nur auf Sacheigentum, nicht jedoch auf Immaterialgüter.333 Die Idee vom 

geistigen Eigentum, „wonach auch die Geisteskräfte in das Eigentum an der eigenen Person 

einbezogen werden und der Schaffende damit das Eigentum an den Früchten der geistigen Arbeit 

erwirbt“, entwickelte sich erst in der Folgezeit. Ausformuliert wird es z.B. vom Staatsrechtler und 

Göttinger Universitätsprofessor Johann Stephan Pütter (1725-1807). 334 Auch sieht John Lockes 

                                                           

328 STIEPER: Rechtfertigung, S. 14. 
329 Die andere, in den Common-Law-Staaten verwurzelte, sog. Copyright-Rechtstradition des Urheberrechts folgt 

nicht einer naturrechtlichen, sondern einem ethisch begründeten Utilitarismus, der auf Jeremy Bentham (1748-

1832) zurückgeht. Dessen Theorie „beruht auf dem Gedanken, dass menschliches Verhalten durch das Streben 
danach geprägt ist, Lust (pleasure) zu gewinnen und Unlust (pain) zu vermeiden. Als ethisch wertvoll sind danach 

Handlungen anzusehen, die in vernünftiger Weise und im größtem Maß Lust fördern, wobei die Auswirkungen auf die 

einzelnen Individuen aggregiert werden, um den Gesamtnutzen (utility) einer Handlung zu bestimmen“ (STIEPER: 

Rechtfertigung, S. 28/29. Siehe auch BRÄNDLI: Flexibilität, S. 2/3) Hier stehen folglich neben der Förderung von 

Kreativität und Innovation, die wirtschaftliche Relevanz sowie die Interessen der Allgemeinheit im Vordergrund. 

Insgesamt betrachtet verschwimmen die Grenzen zwischen naturrechtlicher und utilitaristischer Begründung aber 

bzw. sind nicht mehr ganz trennscharf. In den meisten Urheberrechten finden sich Elemente beider 

Rechtstraditionen.   
330 Schricker/Loewenheim/Loewenheim UrhG (52017) Einleitung Rn. 8; BRÄNDLI: Flexibilität, S. 24. 
331 Zu John Lockes Arbeitstheorie vgl. Pascal OBERNDÖRFER: Die philosophische Grundlage des Urheberrechts 

(Schriftenreihe des Archivs für Urheber- und Medienrecht, Bd. 228), Baden-Baden 2005, v.a. S. 20-44.  
332 „The Labour of his Body, and the Work of his Hands, we may say, are properly his. What soever then he removes 
out of the State that Nature hath provided, and left it in, he hath mixed his Labour with, and joyned to it something 

that is his own, and thereby makes it his Property. It being removed from the common state Nature placed it in, it 

hath by this labour something annexed to it, that excludes the common right of other Men. For this Labour being the 

unquestionable Property of the Labourer, no Man but he can have a right to what is once joyned to, […]. The labour 
that was mine, removing them out of that common state they were in, hath fixed my Property in them,“ John LOCKE: 

Two Treatises of Government, hrsg. von Peter LASLETT (Cambridge Texts in the History of Political Thought), 

Cambridge 1988, ND Cambridge 2003, Second Treatise, § § 27-28. 
333 „Mit Lockes Arbeitstheorie des Eigentums war (nicht zuletzt wegen ihres ‚körperlichen Charakters‘) auf 
naturrechtlicher Basis nur ein Sach-, nicht dagegen ein Immaterialeigentum zu begründen. Locke hat daher ein 

Eigentum an immateriellen Gütern aufgrund der auf sie verwandten Arbeit auch nicht konzipiert,“ Oberndörfer: 

Grundlage, S. 44. 
334 Z.B. Johann Stephan PÜTTER: Der Büchernachdruck nach ächten Grundsätzen des Rechts, Göttingen 1774, § 20: 

„Ganz eine andere Bewandtniß hat es II) mit solchen Wercken, die ein Gelehrter erst neu ausgearbeitet hat, und die 
jetzt das erstemal in Druck kommen sollen. Diese sind gleich ursprünglich unstreitig ein wahres Eigenthum ihres 

Verfassers, so wie ein jeder das was seiner Geschicklichkeit und seinem Fleisse sein Daseyn zu danken hat, als sein 
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Theorie noch keine Sozialpflichtigkeit des (geistigen) Eigentums vor. Diese nimmt bei der 

Begründung der Schrankenregelungen aber eine zentrale Bedeutung ein. Sozialpflichtig bzw. sozial 

gebunden meint hier, dass das geistige Eigentum ebenso wie das Sacheigentum gem. Art. 14 II GG 

„im Interesse Dritter und der Allgemeinheit umfangmäßig begrenzt ist“335. Es wird davon 

ausgegangen, dass der Urheber sein Werk nicht alleine aus sich heraus, „als von der Gesellschaft 

losgelöstes Subjekt“336 schafft. Im Gegenteil er schafft sein Werk immer eingebunden in einen 

soziokulturellen Kontext unter Bezug und Rückgriff auf die Werke und Leistungen anderer. Somit 

scheint es gerechtfertigt, auch seine Ausschließlichkeitsrechte zugunsten anderer 

Werkschaffender einzuschränken. Daneben ist der Urheber auf die „Rezeption seines Werkes 

durch seine Zeitgenossen angewiesen“337, diese mittels des Urheberrechts von deren Nutzung 

(komplett) auszuschließen wäre somit kontraproduktiv bis unsinnig. Insgesamt betrachtet wird die 

Begrenzung der urheberrechtlichen Schrankenregelungen also durch ein öffentliches Interesse 

bzw. das Interesse eines bestimmten Nutzerkreises gerechtfertigt; häufig schützen „Schranken 

verfassungsrechtlich garantierte Grundrechte“338 (z.B. Meinungs-, Presse-, Kunst- und 

Wissenschaftsfreiheit nach Art. 5 Abs. 1 und Abs. 3 GG sowie Informationsfreiheit nach Art. 5 Abs 

1 S. 1 Hs. 2 GG). Da das Urheberrecht auch eine wirtschaftsrechtliche Komponente hat, werden 

Schrankenregelungen daneben aber auch mit ökonomischen Überlegungen, konkret dem 

Problem des Marktversagens, begründet. Ein Beispiel hierfür wäre die Zitatschranke, mit der eine 

erwünschte Nutzung erlaubt wird, die andernfalls durch prohibitiv hohe Transaktionskosten (der 

Nutzer würde aufgrund zu hoher Kosten von einer Nutzung absehen) verhindert würde. 

 

In toto können die Schrankenregelungen hinsichtlich ihrer räumlichen (z.B. durch das 

Territorialitätsprinzip339), zeitlichen (z.B. Ablauf des Urheberschutzes 70 Jahre nach dem Tod des 

Urhebers340) oder sachlichen bzw. inhaltlichen (z.B. Begrenzungen nur für bestimmte Werkarten) 

Begrenzung eingeteilt werden. Des Weiteren kann nach der Rechtsfolge – ist die durch die 

                                                           

Eigenthum ansehen kann.“ Zur Rezeption von John Lockes Arbeitstheorie in Deutschland siehe OBERNDÖRFER: 

Grundlage, S. 92-119. Des Weiteren vgl. Diethelm KLIPPEL: Die Idee des geistigen Eigentums in Naturrecht und 

Rechtsphilosophie des 19. Jahrhunderts, in: Historische Studien zum Urheberrecht in Europa. Entwicklungslinien 

und Grundfragen, hrsg. von Elmar WADLE (Schriften zur Europäischen Rechts- und Verfassungsgeschichte, Bd. 10), 

Berlin 1993, S. 121-138, v.a. S. 131/132.  
335 REHBINDER und PEUKERT: Urheberrecht, Rn. 11. 
336 STIEPER: Rechtfertigung, S. 23. 
337 STIEPER: Rechtfertigung, S. 28. 
338 BRÄNDLI: Flexibilität, S. 25. 
339 Siehe hierzu REHBINDER und PEUKERT: Urheberrecht, Rn. 13, Rn. 474, Rn. 1205. 
340 Siehe hierzu REHBINDER und PEUKERT: Urheberrecht, Rn. 629-640. 
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Schrankenregelung privilegierte Handlung vergütungspflichtig oder nicht? – sowie nach der 

Bestimmtheit der Schranke unterschieden werden. Allgemein gesprochen ist im letzten Fall 

zwischen kasuistischen, also präzise umschriebenen Tatbeständen, und generalklauselartigen 

Begrenzungen zu unterschieden: „Bei den kasuistischen Urheberrechtsschranken handelt es sich 

um fallspezifische, auf konkrete Handlungen zugeschnittene Schranken. Generalklauselartige 

Urheberschranken statuieren demgegenüber lediglich Zwecksetzungen mit geringem Fokus auf 

eine spezifische Handlungsweise.“341 Das deutsche Schrankensystem ist, wie in den meisten 

Länder des droit d’auteur, detailliert ausgearbeitet und grundsätzlich abschließend. Im Einzelnen 

werden die jeweiligen Schranken bezüglich folgender Tatbestandsmerkmale näher bestimmt: 

Werkart, Nutzerkreis, Nutzungsart bzw. Verwertungsrechte sowie Zwecksetzung. Damit einher 

geht eine höhere Rechtssicherheit als bei einer Generalklausellösung, aber auch eine geringere 

Flexibilität342, um auf neue Entwicklungen reagieren zu können, sowie eine höhere Komplexität 

der Normen.343 Hinsichtlich der Auslegung der Schrankenregelung, durch die, in Abhängigkeit von 

der Enge oder Weite des Auslegungsspielraums, „letztlich die Grenze zwischen dem 

Ausschließlichkeitsrecht des Urhebers und der Handlungsfreiheit des Nutzers verschoben“344 wird, 

stehen sich in der deutschen Rechtsprechung sowie der Literatur zwei Varianten gegenüber: Die 

herrschende Meinung in der Rechtsprechung ist, dass „alle auf der Sozialbindung des geistigen 

Eigentums beruhenden Schrankenbestimmungen der §§ 45 ff. UrhG grundsätzlich eng auszulegen 

und einer analogen Anwendung nur in seltenen Ausnahmefällen zugänglich sind“345. In der 

Literatur hingegen wird häufiger argumentiert, dass unter Berufung auf die 

Informationsfreiheitsgesetze eine weite Auslegung angezeigt scheint.346  

 

 

 

                                                           

341 BRÄNDLI: Flexibilität, S. 15. 
342 BRÄNDLI: Flexibilität, S. 2. 
343 BRÄNDLI: Flexibilität, S. 179 und S. 329; KUHLEN: Bildungs- und Wissenschaftsschranke (2015), S. 100. 
344 STIEPER: Rechtfertigung, S. 63. 
345 BGH, Urteil vom 4. Mai 2000 – Az. I ZR 256/97 – Parfumflakon, S. 6, https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-

bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=5fb4eb2882ab86f94a61fe6cf450f10f&nr=24108&pos=

2&anz=12 [zuletzt aufgerufen am 20. Oktober 2020]. Siehe hierzu auch Schricker/Loewenheim/Melichar/Stieper 

UrhG (52017) Vor §§ 44a ff. Rn. 36; LUTZ: Schranken, Kap. 3, Rn. 11, Anm. 19, dort auch Verweise auf weitere Urteile 

von BVerfG, BGH und EuGH.  
346 Statt anderer vgl. hierzu HK-UrhR/Dreyer Vor §§ 44a ff., Rn. 22. 

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=5fb4eb2882ab86f94a61fe6cf450f10f&nr=24108&pos=2&anz=12
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=5fb4eb2882ab86f94a61fe6cf450f10f&nr=24108&pos=2&anz=12
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=5fb4eb2882ab86f94a61fe6cf450f10f&nr=24108&pos=2&anz=12
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4.1 Bisherige Schrankenregelungen, v.a. sog. Terminalschranke nach § 52b UrhG a.F.347  

Seit der Urheberrechtsnovellierung von 2008 (Zweiter Korb) stützte sich die Privilegierung 

einzelner archivischer Nutzungsszenarien in erster Linie auf die in §§ 52a (Öffentliche 

Zugänglichmachung für Unterricht und Forschung)348, 52b (Wiedergabe von Werken an 

elektronischen Leseplätzen in öffentlichen Bibliotheken, Museen und Archiven) 349 und 53 

(Vervielfältigungen zum privaten und sonstigen eigenen Gebrauch)350 UrhG a.F. genannten 

Schrankenregelungen. § 52a war bereits Teil des Ersten Korbes von 2003 und schränkte, ebenso 

wie § 52b, der 2008 hinzukam, das Recht des Urhebers auf öffentliche Zugänglichmachung nach 

§ 19a ein.351 § 52a, der zunächst bis zum 31. Dezember 2006 befristet war, in der Folge mehrfach 

verlängert und 2014 schließlich entfristet wurde,352 ist ebenso wie § 52b mit dem Inkrafttreten 

des UrhWissG zum 1. März 2018 wieder entfallen. § 53 wiederum hat seit 1965 zahlreiche 

Änderungen und Ergänzungen erfahren; zuletzt mit dem Zweiten Korb, in dem das 

Vergütungssystem neu geregelt wurde. Der Paragraph ist nach wie vor in Kraft, er begrenzt das 

Vervielfältigungsrecht nach § 16. 

 

Im Zusammenhang mit der Frage nach den Möglichkeiten der Präsentation und Nutzung von 

Digitalisaten analoger Archivalien im Lesesaal sind insbesondere die Regelungen von § 52b UrhG 

a.F. von Interesse, die quasi den Status quo vor Inkrafttreten des UrhWissG markieren. Demnach 

war es öffentlichen Archiven, wenn sie „keinen unmittelbar oder mittelbar wirtschaftlichen oder 

Erwerbszweck verfolgen“, erlaubt, ohne Zustimmung der Rechteinhaber, Werke aus ihren eigenen 

Beständen an „eigens dafür eingerichteten elektronischen Leseplätzen“ ihren NutzerInnen 

zugänglich zu machen.  

 

                                                           

347 Zum bisherigen Tatbestand der Schranken für Wissenschaft und Bildung siehe die tabellarische Übersicht bei DE 

LA DURANTAYE: Bildungs- und Wissenschaftsschranke, S. 265-273. Siehe hierzu auch BEYER: Fragen, S. 37/38. 
348 Siehe hierzu auch DE LA DURANTAYE: Bildungs- und Wissenschaftsschranke, S. 102-110. 
349 Siehe hierzu auch DE LA DURANTAYE: Bildungs- und Wissenschaftsschranke, S. 110-115; Till KREUTZER: Vom 

Zettelkasten zum Archivserver. Digitale Nutzungsmöglichkeiten von Bibliotheken, Museen und Archiven nach 

geltendem Urheberrecht, in: Der Vergangenheit eine Zukunft. Kulturelles Erbe in der digitalen Welt, hrsg. von Paul 

KLIMPEL und Ellen EULER, Berlin 2015, S. 210-221, S. 213-215. 
350 Siehe hierzu auch DE LA DURANTAYE: Bildungs- und Wissenschaftsschranke, S. 80-101; KREUTZER: Zettelkasten, S. 

215-217. 
351 Schricker/Loewenheim/Loewenheim UrhG (52017) § 52b Rn. 1. Siehe auch Schricker/Loewenheim/v. Ungern-

Sternberg UrhG (52017) § 19a Rn. 54: „Das ausschließliche Recht des Urhebers aus § 19a gehört nach § 15 Abs. 2 
zum Recht der öffentlichen Wiedergabe des Werkes in unkörperlicher Form (§ 15 Abs. 2 Nr. 2). Dies entspricht Art. 3 

Abs. 1 InfoSocRL. Das Verwertungsrecht bezieht sich auf die Bereithaltung des Werkes zum Abruf durch Mitglieder 

der Öffentlichkeit zu Orten und Zeiten ihrer Wahl.“  
352 Schricker/Loewenheim/Loewenheim UrhG (52017) § 52a Rn. 2. 
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Auf den ersten Blick scheint es so, als seien mit dieser sog. Terminalschranke Archive dahingehend 

privilegiert worden, Digitalisate ihres analogen Archivguts in gleicher Weise zur Verfügung zu 

stellen und nutzen zu lassen, wie sie es gemäß ihren Fachaufgaben mit analogem Archivgut tun. 

Dies legt auch die Gesetzesbegründung nahe: „Durch § 52b werden Artikel 5 Abs. 3 Buchstabe n 

der Richtlinie in nationales Recht umgesetzt und eine neue Schrankenregelung in das 

Urheberrechtsgesetz eingefügt. Dadurch wird gewährleistet, dass Benutzer von öffentlichen 

Bibliotheken, Museen oder nichtkommerziellen Archiven deren Sammlungen an eigens dafür 

eingerichteten elektronischen Leseplätzen in gleicher Weise wie in analoger Form nutzen 

können.“353 

 

Faktisch war dem aber nicht so. Bei genauerer Betrachtung ergaben sich folgende Probleme: 

Zunächst einmal beschränkte sich die Privilegierung auf bereits veröffentlichte Werke - „zulässig 

ist, veröffentlichte Werke aus dem Bestand“ auf die oben genannte Weise zugänglich zu machen. 

Für Bibliotheken, die im Regelfall ja Verlagsprodukte zur Verfügung stellen, mag das weitgehend 

funktionieren,354 für Archive wurde der Paragraph dadurch aber in der Praxis nur sehr begrenzt 

anwendbar, da es sich bei einem Großteil der archivischen Bestände um unveröffentlichtes 

Material handelt.355 Weiter eingeschränkt wurde die Menge der auf diese Weise nutzbaren 

Archivalien durch den Vorrang vertraglicher Regelungen. Auch diese Bestimmung wurde in erster 

Linie mit Blick auf die Verlage eingeführt.356 Für die Archive bedeutet dies aber, dass – 

insbesondere im nichtamtlichen Bereich – Deponenten die Möglichkeit hatten, die von ihnen an 

das Archiv abgegebenen Unterlagen von dieser Art der Nutzung auszuschließen. 

 

Auch bei der Regelung hinsichtlich der Bestandsakzessorität scheint der Gesetzgeber in erster 

Linie Bibliotheken vor Augen gehabt zu haben.357 Bestandsakzessorität bedeutet, dass eine 

                                                           

353 Bundestagsdrucksache 16/1828 vom 15. Juni 2006, Gesetzesentwurf der Bundesregierung, Entwurf eines 

Zweiten Gesetzes zur Regelung des Urheberrechts in der Informationsgesellschaft, S. 25/26 

http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/16/018/1601828.pdf [zuletzt aufgerufen am 21. August 2020]. 
354 Aber auch im Bibliotheksbereich dürfte damit ein Teil des Bestandes, z.B. unveröffentlichte Abschlussarbeiten in 

Universitätsbibliotheken oder handschriftliche Manuskripte, von der Nutzung ausgeschlossen sein. 
355 Vgl. auch Loewenheim/Loewenheim UrhG (52017) § 52b Rn. 5. Zum Problem des unveröffentlichten Archivguts 

siehe auch oben unter 3.1. 
356 „Gemeint sind vertragliche Regelungen, die die Rechtsinhaber, in der Regel also die Verlage, über die elektronische 
Nutzung der Werke getroffen haben,“ Schricker/Loewenheim/Loewenheim UrhG (52017) § 52b Rn. 10. 
357 Siehe hierzu „Mit dieser Voraussetzung soll im Interesse der Verlagswirtschaft verhindert werden, dass die 

Bibliotheken ihr Anschaffungsverhalten ändern, indem sie ein Werk nur in einem oder wenigen Exemplaren 

anschaffen und diese gleichwohl in digitalisierter Form an beliebig vielen Plätzen zugänglich machen“, 

Schricker/Loewenheim/Loewenheim UrhG (52017) § 52b Rn. 7. Nicht einbezogen in die Überlegungen des 

http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/16/018/1601828.pdf
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Einrichtung die digitalisierten Bestände nur an so vielen Leseplätzen gleichzeitig zur Verfügung 

stellen darf, wie sie Exemplare in ihrem Bestand hat. Bei dem im Regelfall unikalen Archivgut 

bedeutete das für Archive, dass sie entweder nur einen Leseplatz anbieten durften oder technisch 

sichergestellt werden musste, dass nicht mehrere NutzerInnen zur selben Zeit das gleiche 

Archivale einsehen konnten. Ein Gewinn ist unter diesen Voraussetzungen eine Digitalisierung der 

Bestände folglich nur aus konservatorischen Gründen, nicht jedoch bezüglich einer zügigeren 

Bedienung der NutzerInnen, insbesondere bei häufig nachgefragten Beständen (z.B. 

Kirchenbücher, Personenstandsunterlagen, Bauakten); eine gleichzeitige Zugänglichmachung für 

mehrere NutzerInnen (dann aber auch nur an maximal vier Leseplätzen) war nur als Ausnahme 

bei Belastungsspitzen vorgesehen.358 

 

Interessanterweise schwieg sich § 52b, anders als § 52a Abs. 3359, darüber aus, ob die für eine 

Präsentation an elektronischen Leseplätzen ja notwendige, vorausgehende Digitalisierung der 

analogen Bestände der privilegierten Einrichtung überhaupt zulässig war. Um die Bestimmung 

nicht ad absurdum zu führen, müssten aber auch mit Bezug auf § 52b sog. Annexvervielfältigungen 

zulässig gewesen sein. Der EuGH hat 2014 in diesem Sinn entschieden, der BGH sich im April 2015 

dem Urteil angeschlossen.360 Eingeschränkt wurde diese Regelung jedoch wieder durch den 

Zusatz, – beruhend auf § 52 a Abs. 1 Nr. 1 („kleine Teile eines Werkes, Werke geringen Umfangs“) 

– dass nicht der komplette Bestand digitalisiert werden durfte.361 Des Weiteren, da sich der 

                                                           

Gesetzgebers wurde offenbar, dass auch für die Digitalisierung der Werke prinzipiell ein Budget vorhanden sein 

muss, eine Digitalisierung aus Sicht der Bibliothek daher möglicherweise gar nicht wirklich kostensparender ist als 

die Anschaffung mehrerer Exemplare.  
358 „Der jetzt eingefügte Satz 2 sieht vor, dass grundsätzlich nur so viele Exemplare eines Werkes gleichzeitig an 
elektronischen Leseplätzen zugänglich gemacht werden dürfen, wie der Bestand der Einrichtung umfasst. […]. 
Andererseits erlaubt die Formulierung die Berücksichtigung wissenschaftlicher und hochschulischer Belange wie 

beispielsweise Belastungsspitzen in der Nutzung eines bestimmten Werkes. In diesen Situationen dürfen mehr 

Exemplare gleichzeitig an den Leseplätzen zugänglich gemacht werden, als der Bestand der jeweiligen Einrichtung 

umfasst. Die Ausnahmefälle sollen allerdings – soweit dies möglich ist – zeitlich und ferner auch quantitativ begrenzt 

bleiben; sie dürfen die gleichzeitige Nutzung eines Exemplars aus dem Bestand der Einrichtung an vier elektronischen 

Leseplätzen nicht überschreiten,“ Bundestagsdrucksache 16/5939 vom 7. Juli 2007, Beschlussempfehlung und 

Bericht, Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Regelung des Urheberrechts in der Informationsgesellschaft, S. 44. 

http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/16/059/1605939.pdf [zuletzt aufgerufen am 21. August 2020]. 
359 „Zulässig sind in den Fällen des Absatzes 1 auch die zur öffentlichen Zugänglichmachung erforderlichen 
Vervielfältigungen“. Siehe hierzu auch Schricker/Loewenheim/Loewenheim UrhG (52017) § 52a Rn. 21; 

Wandtke/Bullinger/Jani UrhG (42014) § 52b Rn. 19 interpretiert das Fehlen einer entsprechenden Bestimmung als 

„redaktionelles Versehen des Gesetzgebers“. 
360 Vgl. hierzu Schricker/Loewenheim/Loewenheim UrhG (52017) § 52b Rn. 13. Siehe auch EuGH, Grenzen der 

Nutzung elektronischer Leseplätze – TU Darmstadt/Ulmer [Elektronische Leseplätze], in: GRUR 116 (2014), S. 1078-

1081; BGH, Urteil vom 16. April 2015 – Az. I ZR 69/11. 
361 Schricker/Loewenheim/Loewenheim UrhG (52017) § 52a Rn. 4. 

http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/16/059/1605939.pdf
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Paragraph auf veröffentlichte Werke bezog, stellte sich auch hier wieder die ungeklärte Frage, 

wann Archivgut als veröffentlicht zu betrachten sei. 

 

Weiter verkompliziert wurde die Sachlage zudem dadurch, dass über den Umfang, der mit § 52b 

einhergehenden Nutzung keine Einigkeit bestand. Klar war, dass die Regelung ein Leserecht 

umfasst. Inwieweit aber weitere Nutzungshandlungen bzw. Anschlussnutzungen, wie das 

Ausdrucken auf Papier oder das Abspeichern auf einem Datenträger zulässig seien, war 

umstritten. Hier hat der EuGH ebenfalls erst 2014 entschieden, dass es sich dabei nicht um 

„Handlungen der Wiedergabe, sondern der Vervielfältigung handle, [...] [die] zur Nutzung der 

elektronischen Leseplätze nicht erforderlich [und somit nicht erlaubt, A.d.V.] seien“.362 Demnach 

bestand auch hier ein Unterschied zur Nutzung des analogen Archivmaterials. Denn von diesem 

(auch von unveröffentlichten Unterlagen!)363 ist, unter Berufung auf § 53, eine Vervielfältigung für 

den eigenen wissenschaftlichen oder sonstigen eigenen Gebrauch der NutzerInnen möglich. Da 

der EuGH in seiner Entscheidung aber insofern ein ‚Schlupfloch‘ gelassen hat, dass er darauf 

hingewiesen hat, dass die nationalen Gesetzgeber unter Berufung auf Art. 5 Abs. 2 a oder b der 

InfoSocRL dennoch eine analoge oder digitale Vervielfältigung zulassen könnten, hat der BGH sich 

dahingehend entschieden, dass §§ 52b und 53 unabhängig voneinander seien und deshalb auch 

nebeneinander bzw. nacheinander angewendet werden könnten. Ausdrucken oder Speichern 

wäre demnach möglich gewesen.364  

                                                           

362 Schricker/Loewenheim/Loewenheim UrhG (52017) § 52b Rn. 11. 
363 Schricker/Loewenheim/Loewenheim UrhG (52017) § 53 Rn. 14. 
364Siehe hierzu EuGH C-117/13, Technische Universität Darmstadt gegen Eugen Ulmer KG vom 11. November 2014, 

http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=157511&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&

dir=&occ=first&part=1&cid=4390258 [zuletzt aufgerufen am 24. September 2020]; BGH, Urteil vom 16. April 2015 –  

Az. I ZR 69/11 v.a. Rn. 41. Auch Schricker/Loewenheim/Loewenheim UrhG (52017) § 52b Rn. 12. Hier wird daraufhin 

gewiesen, dass „in Hinblick auf die ratio legis des § 52b deutliche Bedenken“ gegen die Entscheidung des BGH 

bestehen. Ausführlicher hier Ulrich LOEWENHEIM: Grenzen der Nutzung elektronischer Leseplätze, in: GRUR 116 

(2014), S. 1057-1060. Ebenfalls kritisch gesehen wird die Entscheidung von DREIER: Leseplätze, S. 1905-1909; STIEPER: 

Anmerkungen, S. 1106/1107; Artur-Axel WANDTKE: Anmerkung zu BGH, Urteil vom 16. April 2015 – Az. I ZR 69/11 – 

Elektronische Lesesaalplätze II, in: ZUM 59 (2015), S. 890-893, „Hier befindet sich der BGH rechtspolitisch und 
dogmatisch auf dünnem Eis. […] Es ist nicht die Frage, ob unberechtigte Vervielfältigungen dieser Werke tatsächlich 

erfolgten, sondern § 52 b UrhG sieht Vervielfältigungshandlungen der Nutzer schlichtweg nicht vor. […] § 53 UrhG 
hebelt im Grunde die Zweckrichtung des § 52 b UrhG aus.“ (S. 891/892); Bernhard VON BECKER: Elektronische 

Leseplätze II, in: GRUR-Prax 7 (2015), S. 438: „Der BGH hat eine in der Literatur hoch umstrittene und zu Recht 
infrage gestellte Schrankenkette (§ UrhG § 52 b iVm § UrhG § 53 UrhG) konstruiert, […]“; Gegen die Entscheidung 

des BGH wurde Verfassungsbeschwerde eingelegt, die jedoch vom BVerfG nicht zur Entscheidung angenommen 

wurde. Vgl. BVerfG, Beschluss der 2. Kammer des Ersten Senats vom 27. Mai 2020, 1 BvR 273/16, Rn. 1-8, 

http://www.bverfg.de/e/rk20200527_1bvr027316.html [zuletzt aufgerufen am 3. September 2020]. Insgesamt fällt 

auf, dass auch hier von Seiten der Bedenkenträger sehr stark mit Blick auf Verlagswerke argumentiert wird. Zur 

Problematik der Schrankenketten, die insbesondere in rechtsdogmatischer Hinsicht umstritten sind vgl. auch Artur-

Axel WANDTKE: Reform der urheberrechtlichen Schrankenbestimmungen zugunsten von Bildung und Wissenschaft, 

http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=157511&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=4390258
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=157511&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=4390258
http://www.bverfg.de/e/rk20200527_1bvr027316.html
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Ein weiterer Unterschied zur Einsicht in analoge Archivbestände bestand (auf den ersten Blick) 

schließlich in der Pflicht zur Vergütung. Diese ergab bzw. ergibt sich sowohl gemäß § 52b Abs. 2 

(4) aus der Einschränkung des Rechts auf öffentliche Zugänglichmachung, als auch nach § 54 Abs. 

1 für Vervielfältigungen entsprechend § 53 Abs. 1 bis 3. Geltend gemacht werden kann bzw. 

konnte der Anspruch jeweils nur durch eine Verwertungsgesellschaft.365 Anspruchsschuldner 

ist/war, neben dem Hersteller oder Importeur der Geräte (sog. Geräteabgabe, § 54b) auch 

derjenige, der das Gerät betreibt (sog. Betreiberabgabe, § 54c), und somit auch Bildungs- und 

Forschungseinrichtungen sowie Bibliotheken.366 Da jedoch u.a. Behörden von der 

Vergütungspflicht ausgenommen sind,367 ist davon auszugehen, dass dies auch für die Archive des 

Bundes, der Länder und Kommunen gilt, die Behördenstatus haben.368 Demnach wären 

öffentliche Archive zumindest hinsichtlich der für die digitalen Bereitstellung nach § 52b 

notwendigen Annexvervielfältigung also nicht vergütungspflichtig gewesen. Anders gelagert 

dürfte der Fall bei Anschlussnutzungen durch die NutzerInnen gewesen sein, hier dürfte wieder 

die Betreiberabgabe gegriffen haben. 

 

Insgesamt betrachtet war der eher kurzlebige § 52b UrhG a.F sehr auf bibliothekarische 

Benutzungsszenarien zugeschnitten, was ihn für Archive nur eingeschränkt brauchbar machte. Mit 

Blick auf diese konnte der Gesetzgeber seinen Anspruch, mit den elektronischen Leseplätzen eine 

Nutzung von Digitalisaten in gleicher Weise, wie bei analogem Archivgut zu ermöglichen, folglich 

nicht umsetzten.369 

 

                                                           

in: ZUM 58 (2014), S. 921-930, hier S. 926-928. WANDTKE geht hier auch auf den oben angesprochenen konkreten 

Fall ein. 
365 Schricker/Loewenheim/Loewenheim UrhG (52017) § 52b Rn. 14 und 15. 
366 Wandtke/Bullinger/Lüft UrhG (42014) § 54 Rn. 5. Siehe auch Bundestagsdrucksache 10/3360 vom 17. Mai 1985, 

Beschlussempfehlung und Bericht des Rechtsausschusses zu dem von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 

eines Gesetzes zur Änderung von Vorschriften auf dem Gebiet des Urheberrechts, S. 20 

http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/10/033/1003360.pdf [zuletzt aufgerufen am 26. August 2020]. 
367 „Der Rechtsausschuß ist nach intensiven Beratungen mit gewissen Bedenken dem Anliegen des Bundesrates 
gefolgt, Behörden hierbei nicht zu erfassen“, Bundestagsdrucksache 10/3360, S. 20. Siehe hierzu auch Wilhelm 

NORDEMANN: Die Urheberrechtsreform 1985, in: GRUR 87 (1985), S. 837-843, hier S. 841. 
368 Vgl. hierzu „Der Bund unterhält ein Bundesarchiv als selbstständige Bundesoberbehörde, die der Dienst- und 

Fachaufsicht der für Kultur und Medien zuständigen obersten Bundesbehörde untersteht“, § 2 BArchG sowie 

beispielhaft für die Landesarchivgesetzgebung § 1 (1) LArchG BW: „Zuständige Fachbehörde für alle Aufgaben des 
staatlichen Archivwesens […] ist das Landesarchiv […].“  Siehe auch Rainer POLLEY: Aspekte, S. 382. 
369 Für eine knappe Bewertung von § 52b aus archivischer Sicht vgl. Peter SANDNER: Von der Findmitteldatei zum 

virtuellen Lesesaal im Netz. Rechtliche Fragen bei der Umgestaltung des Archivinformationssystems HADIS, in: 

Heiner SCHMITT (Red.), Alles was Recht ist. Archivische Fragen – juristische Antworten. 81. Deutscher Archivtag in 

Bremen (Tagungsdokumentationen zum Deutschen Archivtag, Bd. 16), Neustadt an der Aisch 2012, S. 135-145, hier 

S. 145.  

http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/10/033/1003360.pdf
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EXKURS – sog. Archivschranke laut § 53 Abs. 2 S. 1 Nr. 2370 

Aus archivischer Perspektive als etwas irreführend gelten darf die sog. Archivschranke371 in § 53 

Abs. 2 S. 1 Nr. 2 (Aufnahme in ein eigenes Archiv). Denn anders als vermutet werden könnte, 

handelt es sich dabei nicht um eine Schrankenregelung, die explizit die Arbeit von und in 

öffentlichen Archiven privilegiert, sondern die Regelung „erlaubt die Herstellung von einzelnen 

Vervielfältigungsstücken eines Werkes zur Aufnahme in ein eigenes Archiv, soweit […] ein eigenes, 

im Eigentum des Archivbetreibers stehendes Werkstück als Vorlage verwendet wird.“372 

(Historische) Archive373 in der Form, wie der Begriff als Terminus technicus in der 

Archivwissenschaft verstanden wird,374 sind hier nicht bzw. nur am Rande der Adressat. Als ein 

‚eigenes‘ Archiv definiert wird stattdessen der situative Zusammenhang, „wenn das Archiv 

persönlich oder betriebsintern ist, außen stehenden Dritten also nicht zur Benutzung offensteht“375. 

Das wiederum läuft einer der Fachaufgaben der Archive, nämlich die Nutzung von Archivgut für 

alle Interessierten möglich zu machen, zuwider. Ursprünglich gedacht war die Regelung vom 

Gesetzgeber für Fälle, „in denen z.B. eine Bibliothek ihre Bestände auf Mikrofilm aufnimmt, um 

entweder Raum zu sparen oder um die Filme an einem vor Katastrophen sicheren Ort 

unterzubringen.“376 Konkret bedeutet dies, dass Gedächtnisinstitutionen unabhängig davon, ob es 

sich dabei um Archive im Sinn der Archivwissenschaft handelt, unter der Voraussetzung, dass sie 

öffentlich sind und keine kommerziellen Zwecke verfolgen, zur Bestandssicherung eine (!) – für 

                                                           

370 Siehe hierzu Wandtke/Bullinger/Lüft UrhG (42014) § 53 Rn. 29-31; DE LA DURANTAYE: Bildungs- und 

Wissenschaftsschranke, S. 84/85; KREUTZER: Zettelkasten, S. 217. Auch nach der Urheberrechtsnovellierung von 2018 

ist § 53 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 unverändert (neben § 60f) erhalten geblieben, HK-UrhR/Dreyer § 53 Rn. 9. Siehe dort 

außerdem Rn. 68-80. 
371 Den Begriff „Archivschranke“ verwendet z.B. DE LA DURANTAYE: Bildungs- und Wissenschaftsschranke, S. 85 oder 

Paul KLIMPEL und John H. WEITZMANN: Handreichung. Rechtliche Rahmenbedingungen für Digitalisierungsprojekte von 

Gedächtnisinstitutionen, Berlin 32016, S. 13 [DOI: http://dx.doi.org/10.12752/2.0.002.2, zuletzt aufgerufen am 27. 

August 2020]. 
372 Wandtke/Bullinger/Lüft UrhG (42014) § 53 Rn. 29. 
373 „Ein Archiv im Sinne der Vorschrift ist eine unter sachlichen Gesichtspunkten geordnete Sammlung vorhandener 

Werke aller Art zum internen Gebrauch“, Wandtke/Bullinger/Lüft UrhG (42014) § 53 Rn. 30. Aus Sicht der Archivistik 

siehe hierzu z.B. „Das Wort Archiv ist weit verbreitet. Es ist kein geschütztes Markenzeichen, sondern ein 

umgangssprachlicher Ausdruck. […] Er droht ungenau zu werden, der Sprachgebrauch lappt aus“, Dietmar SCHENK: 

Kleine Theorie des Archivs, Stuttgart 2008, S. 61. 
374 Zum Archivbegriff aus archivischer Sicht sowie zur Weite des semantischen Feldes vgl. z.B. SCHENK: Theorie, S. 60-

64; DERS.: „Aufheben, was nicht vergessen werden darf“. Archive vom alten Europa bis zur digitalen Welt, Stuttgart 

2013, S. 38-52 und S. 209-219; Christian KEITEL: Zwölf Wege ins Archiv. Umrisse einer offenen und praktischen 

Archivwissenschaft, Stuttgart 2018, S. 25-76, zur Definition des Begriffs „Archiv“ siehe insbesondere S. 71. Siehe 

außerdem Angelika MENNE-HARITZ: Schlüsselbegriffe der Archivterminologie. Lehrmaterialien für das Fach 

Archivwissenschaft (Veröffentlichungen der Archivschule Marburg, Nr. 20), Gießen 21999, S. 42. 
375 DE LA DURANTAYE: Bildungs- und Wissenschaftsschranke, S. 84. 
376 Bundestagsdrucksache IV/270, S. 73. 

http://dx.doi.org/10.12752/2.0.002.2
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weitere Kopien müssten weitere Exemplare vorhanden sein377 – analoge oder digitale378 Kopie 

ihrer Bestände herstellen (lassen) dürfen. Eine Einlagerung dieser Sicherungskopie z.B. im 

Barbarastollen379, dem zentralen Bergungsort der Bundesrepublik Deutschland, wäre im Anschluss 

zulässig, ebenso die interne Nutzung durch die eigenen MitarbeiterInnen, mehr aber auch nicht. 

Externen NutzerInnen dürfte die Kopie in keiner Form zugänglich gemacht werden. Hierfür müsste 

wiederum auf § 52b UrhG zurückgegriffen werden.380 Ohne die Konstruktion einer Schrankenkette 

bestehend aus §§ 53 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 und 52b würde die Bestimmung aus bestandserhalterischer 

Sicht insofern wieder ad absurdum geführt, da den NutzerInnen nach wie vor das möglicherweise 

fragile Original vorgelegt werden müsste. Auch eine sachgerechte Langzeitarchivierung ist unter 

diesen Vorzeichen nicht möglich, da im Verlauf des Prozesses der digitalen Langzeitarchivierung 

immer die Herstellung mehrerer und redundanter Kopien nötig ist.381 Archive im Sinne der 

Archivwissenschaft könnten daher unter Berufung nur auf diese sog. Archivschranke lediglich ein 

kaum praxistaugliches und außer zur Bestandssicherung nicht nutzbares ‚Schattenarchiv‘ anlegen. 

 

 

4.2 UrhWissG382(§§ 60a bis 60h UrhG) 

Dass Archive, eigentlich „die Gedächtnisinstitutionen schlechthin“ 383, vom Gesetzgeber weiterhin 

zusammen mit anderen Gedächtnisinstitutionen, insbesondere Bibliotheken, gedacht werden384 

                                                           

377 „Für jede Archivierung eines Dokumentes, auch wenn diese nur unter einem anderen Stichwort erfolgt, ist jeweils 

ein eigenes Werkstück erforderlich“, Wandtke/Bullinger/Lüft UrhG (42014) § 53 Rn. 29. 
378 Die Möglichkeit auch digitale Kopien zu erstellen stützt sich auf § 53 Abs. 2 S. 2 Nr. 3, der zum 1. März 2018 

entfallen ist bzw. in veränderter Form in § 60f integriert wurde. HK-UrhR/Dreyer § 53 Rn. 80.  
379 Zum zentralen Bergungsort der Bundesrepublik in Oberried bei Freiburg im Breisgau vgl. die vom Bundesamt für 

Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe bereitgestellten Informationen 

https://www.bbk.bund.de/DE/AufgabenundAusstattung/Kulturgutschutz/ZentralerBergungsort/zentralerbergungsor

t_node.html [zuletzt aufgerufen am 26. August 2020]. 
380 Eric W. STEINHAUER: Wissen ohne Zukunft? Der Rechtsrahmen der digitalen Langezeitarchivierung von 

Netzpublikationen, in: Der Vergangenheit eine Zukunft. Kulturelles Erbe in der digitalen Welt, hrsg. von Paul KLIMPEL 

und Ellen EULER, Berlin 2015, S. 142-164, hier S. 156; KREUTZER: Zettelkasten, S. 217. 
381 Vgl. hierzu die Stellungnahme von nestor zum „Dritten Korb“: https://files.dnb.de/nestor/berichte/nestor-

Stellungnahme_AG-Recht.pdf, v.a. S. 3/4 [zuletzt aufgerufen am 28. August 2020]. Siehe auch STEINHAUER: Wissen, S. 

145-149. 
382 Generell: BEGER: Urheberrecht, S. 1-8; Steinhauer: Urheberrechts-Wissensgesellschafts-Gesetz, S. 225-236; 

Christian BERGER: Urheberrecht in der Wissensgesellschaft, in: GRUR 119 (2017), S. 953-964; Katharina DE LA 

DURANTAYE: Neues Urheberrecht für Wissenschaft und Bildung – eine kritische Würdigung des Gesetzentwurfs, in: 

GRUR 119 (2017), S. 558-567; KLIMPEL, RASCH und WEITZMANN: Handreichung, S. 15-28; Katharina DE LA DURANTAYE: Das 

kulturelle Gedächtnis als Kollateralschaden der „Copyright Wars“, in: Mit gutem Recht erinnern. Gedanken zur 
Änderung der rechtlichen Rahmenbedingungen des kulturellen Erbes in der digitalen Welt, hrsg. von Paul KLIMPEL, 

Hamburg 2018, S. 137-142. 
383 KUHLEN: Bildungs- und Wissenschaftsschranke, S. 90. 
384 Das zeigt sich z.B. auch im Grünbuch der EU-Kommission KOM(2008) 466, v.a. S. 12 oder beispielsweise im 

Gutachten, das Katharina de la Durantaye im Auftrag des Bundesjustizministeriums verfasst hat, wobei sie immerhin 

https://www.bbk.bund.de/DE/AufgabenundAusstattung/Kulturgutschutz/ZentralerBergungsort/zentralerbergungsort_node.html
https://www.bbk.bund.de/DE/AufgabenundAusstattung/Kulturgutschutz/ZentralerBergungsort/zentralerbergungsort_node.html
https://files.dnb.de/nestor/berichte/nestor-Stellungnahme_AG-Recht.pdf
https://files.dnb.de/nestor/berichte/nestor-Stellungnahme_AG-Recht.pdf
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und dadurch ihre Besonderheiten und Bedürfnisse häufig kaum oder gar keine Berücksichtigung 

finden, zeigt sich auch an den neuen Schrankenregelungen des Urheberrechts-Wissenschafts-

Gesetzes (UrhWissG). Zwar sind Archive seit der neuesten Gesetzesnovellierung auch explizit „als 

schrankenbegünstigte Institution im Gesetz normiert […], während im überkommenen Recht 

lediglich einzelne, in Archiven vorkommende Anwendungsszenarien berücksichtigt wurden,“385 die 

quasi-Gleichsetzung mit den Institutionen vom Typ Bibliothek erweist sich dennoch als 

problematisch und insbesondere bei der konkreten Umsetzung als schwierig. 

 

Das Gesetz zur Angleichung des Urheberrechts an die aktuellen Erfordernisse der 

Wissensgesellschaft vom 1. September 2017 ist seit 1. März 2018 in Kraft. Es ist zunächst auf fünf 

Jahre, bis zum 28. Februar 2023, befristet. Eine Evaluierung und damit verbunden eine 

Entscheidung über den etwaigen Fortbestand soll ein Jahr vor Fristende erfolgen. Im Falle, dass 

diese negativ sein sollte, fallen am 1. März 2023 alle darin enthaltenen Schranken ersatzlos weg.386 

Unklar ist, ob dann die bis zum 28. Februar 2018 geltenden Schrankenregelungen wieder 

anzuwenden sind.387 

 

Das UrhWissG ist das Resultat der seit Jahren geforderten Anpassung des Urheberrechts an die 

Erfordernisse der Wissensgesellschaft.388 In Ergänzung der bis dato verstreut vorliegenden und 

auslegungsbedürftigen Bestimmungen soll der nun in Unterabschnitt 4 Gesetzliche erlaubte 

Nutzungen für Unterricht, Wissenschaft und Institutionen neu hinzugekommene Schrankenkatalog 

(§§ 60a bis 60h UrhG) „die Nutzungsbefugnisse für Unterricht, Forschung und Wissensinstitutionen 

möglichst konkret [regeln]“ 
.
389 Damit soll Rechtssicherheit für die NutzerInnen geschaffen 

werden.390 Mit der Intention, das Gesetz für juristische Laien handhabbarer zu machen, wurde 

außerdem versucht, weitgehend auf unbestimmte Rechtsbegriffe zu verzichten sowie „eine 

                                                           

darauf hinweist, dass Archive „anders als Bibliotheken […] insbesondere auch unveröffentlichte Dokumente 
bewahren,“ DE LA DURANTAYE: Bildungs- und Wissenschaftsschranke, S. 19. 
385 STEINHAUER: Urheberrechts-Wissensgesellschafts-Gesetz, S. 227. 
386 § 142 UrhG. 
387 BEGER: Urheberrecht, S. 8. 
388 „Dabei hatte der Gesetzgeber den Anspruch, den vielfältigen Herausforderungen durch die Digitalisierung sowie 

den Bedürfnissen der Praxis angemessen Rechnung zu tragen“, STEINHAUER: Urheberrechts-Wissensgesellschafts-

Gesetz, S. 221. 
389 Artikel des Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz vom 1. März 2018 zum 

Gesetzgebungsverfahren, https://www.bmjv.de/SharedDocs/Artikel/DE/2018/030118_Urheberrecht.html [zuletzt 

aufgerufen am 28. August 2020]. 
390 Vgl. hierzu auch Bundestagsdrucksache 18/13014, S. 1/2. 

https://www.bmjv.de/SharedDocs/Artikel/DE/2018/030118_Urheberrecht.html
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plausible Binnenstruktur in den hochkomplexen Abschnitt […] [eingefügt]“391. Dennoch wird in der 

Literatur dem Gesetzgeber attestiert, sein selbstgestecktes Ziel nicht erreicht zu haben: Dieser 

habe „mit Wirkung v. 1.3.2018 nicht weniger als sechs Unterabschnitte eingeführt, die dem 

Rechtsanwender jedoch unverändert kaum Orientierung bieten“392.  

 

Zugleich mit der Einführung dieser neuen Schrankenregelungen entfallen sind §§ 52a (Öffentliche 

Zugänglichmachung für Unterricht und Forschung), 52b (Wiedergabe von Werken an 

elektronischen Leseplätzen in öffentlichen Bibliotheken, Museen und Archiven), 53a 

(Kopienversand auf Bestellung) und 58 Abs. 2 (Katalogprivileg) UrhG a.F. Alle weiteren 

urheberrechtlichen Schrankenregelungen bleiben hingegen anwendbar, „wenn deren 

Voraussetzungen tatbestandlich erfüllt sind.“393 Gemäß der Gesetzesbegründung gelten die neuen 

Bestimmungen auch für alle verwandten Schutzrechte.394 Für Archive besonders relevant sind in 

diesem Kontext § 72 Abs. 1 (Lichtbilder), § 85 Abs. 4 (Hersteller von Tonträgern), § 87 Abs. 4 

(Sendeunternehmen), § 87g Abs. 4 S. 2 (Presseverleger), § 94 Abs. 4 (Filmhersteller) und § 95 

(Laufbilder). Weitgehend vernachlässigbar dürfte hingegen § 70 Abs. 1 (Wissenschaftliche 

Ausgaben), § 71 Abs. 1 Satz 3 (Nachgelassene Werke) sowie § 83 (Rechte der ausübenden 

Künstler) sein. Die Schrankenregelungen in §§ 60b, 60e und 60f begrenzen die urheberrechtlichen 

Ausschließlichkeitsrechte hinsichtlich Vervielfältigung, Verbreitung und öffentlicher 

Zugänglichmachung.395  

 

Insgesamt betrachtet sorgt das UrhWissG aus archivischer Perspektive nur bedingt für Klarheit, da 

das role model, an dessen Material- und Nutzungspezifika sich die einzelnen Bestimmungen über 

weite Strecken orientieren, Bibliotheken und die in ihnen stattfindende (wissenschaftliche) 

Literaturauswertung sind. So sollen für öffentlich zugängliche Archive, die „keine unmittelbaren 

                                                           

391 Artikel des Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz vom 1. März 2018 zum 

Gesetzgebungsverfahren. 
392 REHBINDER und PEUKERT: Urheberrecht, Rn. 484. Siehe hierzu auch Dreier/Schulze/Dreier UrhG (62018) § 60f Rn 2: 

„Das UrhWissG hat zwar die Befugnisse auch der Archive, Einrichtungen im Bereich des Film- oder Tonerbes sowie 

öffentlich zugänglichen Museen und Bildungseinrichtungen in § 60f zu vereinen und zu konsolidieren gesucht. Das ist 

für diese Institutionen jedoch nur zum Teil gelungen.“ 
393 STEINHAUER: Urheberrechts-Wissensgesellschafts-Gesetz, S. 232. 
394 Bundestagsdrucksache 18/12329 vom 15. Mai 2017, Gesetzentwurf der Bundesregierung, Entwurf eines 

Gesetzes zur Angleichung des Urheberrechts an die aktuellen Erfordernisse der Wissensgesellschaft, Urheberrechts-

Wissensgesellschafts-Gesetz – UrhWissG, S. 35, https://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/123/1812329.pdf [zuletzt 

aufgerufen am 28. August 2020]. 
395 REHBINDER und PEUKERT: Urheberrecht, Rn. 543; HK-UrhR/Hentsch § 60f Rn. 6. 

https://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/123/1812329.pdf
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oder mittelbaren kommerziellen Zwecke verfolgen“, die in § 60e UrhG für Bibliotheken getroffenen 

Bestimmungen analog gelten. Laut Literatur bedeutet dies, dass dadurch „für die Mehrzahl der 

erlaubten Nutzungen eine Abgrenzung zwischen Bibliotheken einerseits sowie den in § 60f 

geregelten Institutionen andererseits entbehrlich“396 sei, was aus Sicht der Archive jedoch zu 

bezweifeln ist.397 Ausgenommen von der Parallelsetzung ist lediglich § 60e Abs. 5, der die 

Übermittlung von Vervielfältigungen an die NutzerInnen regelt und an Stelle von § 53a a.F. 

getreten ist. Er ist nur für Bibliotheken anwendbar. § 60f Abs. 2 hingegen ist nur auf Archive 

anwendbar. 

 

Anders als Bibliotheken398 verwahren Archive im Regelfall keine Verlagsprodukte399, sondern 

(meist) unikales Material unterschiedlicher Werkarten, das vor der Aufnahme in die 

Archivbestände nicht notwendigerweise vom Urheber oder dessen ErbenInnen veröffentlicht 

worden sein muss. Bei Archivgut besteht daher „typischerweise keine Konkurrenz zu verlegerischen 

Angeboten“400. Dieser Umstand macht insbesondere die Bestimmungen zur Beschränkung der 

Anschlusskopien sowie der Berechnung der Vergütung nur schwer anwendbar. Des Weiteren 

ergeben sich in der archivischen Praxis normalerweise andere, meist komplexere 

Nutzungsszenarien, als die in §§ 60e und 60f UrhG benannten. 

 

                                                           

396 HK-UrhR/Hentsch § 60f Rn. 2. Siehe hierzu auch Schricker/Loewenheim/Stieper UrhG (62020) § 60f Rn. 1. Hier 

wird angenommen, dass mit der Gleichsetzung „eine Abgrenzung zwischen Bibliotheken einerseits und den in § 60f 

aufgezählten Institutionen andererseits vermieden werden [sollte]“. Aufgrund der unterschiedlichen Ausrichtungen 

und Aufgabenbereiche wäre das aber möglicherweise sinnvoller gewesen. 
397 Siehe hierzu auch die Stellungnahme der KLA zum Referentenentwurf (1. Februar 2017) des UrhWissG vom 27. 

Februar 2017, 

https://www.bmjv.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/Stellungnahmen/2017/Downloads/02222017_Stellung

nahme_KLA_RefE_UrhWissG.pdf?__blob=publicationFile&v=2 [zuletzt aufgerufen am 24. September 2020]. Die KLA 

spricht hier beispielsweise von einem „undifferenzierte[n] Gleichsetzten von Bibliotheken und Archiven“. 
398 Nicht berücksichtigt werden im vorliegenden Fall die Bestände in etwaigen bibliothekarischen Autographen- oder 

Handschriftensammlungen.  
399 Ausnahme bilden die an die Lesesäle angegliederten Archivbibliotheken, die hier aber ausgeklammert bleiben 

sollen. 
400 STEINHAUER: Urheberrechts-Wissensgesellschafts-Gesetz, S. 232. Siehe hierzu auch S. 226: „Dabei standen weniger 
Archive und deren Bedürfnisse im Vordergrund, sondern Nutzungen an den Hochschulen und ihr Verhältnis zu 

digitalen Angeboten von Verlagen. Im Kern ging es um die Wahrung überkommener Geschäfts- und Erlösmodell der 

Wissenschafts- und Schulbuchverlage im digitalen Medienwandel. Gestritten wurde dabei insbesondere um einen 

generellen Vorrang verlegerischer Angebote vor gesetzlichen Schrankennutzungen sowie um eine möglichst 

nutzungsbezogene Vergütung bei den Urheberrechtsschranken.“ Siehe auch DERS.: Angemessene Schranken für 

Bildung und Wissenschaft – Praktische Probleme und Bedürfnisse für die wissenschaftliche Informationsversorgung 

sowie das digitale Gedächtnis, in: ZUM 60 (2016), S. 489-495, hier S. 493-495. 

https://www.bmjv.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/Stellungnahmen/2017/Downloads/02222017_Stellungnahme_KLA_RefE_UrhWissG.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bmjv.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/Stellungnahmen/2017/Downloads/02222017_Stellungnahme_KLA_RefE_UrhWissG.pdf?__blob=publicationFile&v=2
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In Summe greift § 60f iVm § 60e UrhG eine Vielzahl der alten Schrankenbestimmungen wieder 

auf. Strukturell orientiert sich der Paragraph an den privilegierten Nutzungshandlungen: 

Vervielfältigungen (Abs. 1), Verbreitungen (Abs. 2) und Zugänglichmachung (Abs. 3). Die Norm 

regelt die Schranken abschließend.401 Sie gelten grundsätzlich für alle Werkarten, nicht jedoch für 

Computerprogramme, Computerspiele und Datenbanken.402 Interessanterweise werden 

„Archive“ (und „Museen“), anders als „Bibliotheken“403 und „Bildungseinrichtungen“404 im 

Gesetzestext nicht legaldefiniert. In den Erläuterungen der Kommentarliteratur zum 

Institutionstyp Archiv setzt sich dies fort. Es wird dort nur auf einzelne Facetten des Archivwesens 

abgehoben. Die zentrale Aufgabe der Archive, das Archivgut bereitzustellen und nutzbar zu 

machen, wird hingegen in gewisser Weise ‚unterschlagen‘, wenn Archive lediglich als „nach 

sachlichen Gesichtspunkten geordnete Sammel- und Aufbewahrungsstellen für Geistesgut jeglicher 

Art“ beschrieben werden. Bezüglich der dann folgenden Aufzählung des „Geistesguts jeglicher Art“ 

findet zudem Schriftgut keinerlei Erwähnung.405 

 

Gemäß § 60f Abs. 1 iVm § 60e Abs. 1 dürfen Archive für eine Reihe von Fachaufgaben, 

insbesondere der Erschließung („Indexierung, Katalogisierung“) sowie der Bestandserhaltung 

(„Erhaltung und Restaurierung“) und der digitalen Langzeitarchivierung („mehrfache und 

formatwandelnde Vervielfältigungen“406 sind nun erlaubt!) Werke aus dem eigenen Bestand 

vervielfältigen. Auch das Vervielfältigen durch einen Dritten, z.B. einen Dienstleister ist zulässig.407 

Vervielfältigungen zu den oben genannten Zwecken sind nach § 60h Abs. 2 Nr. 2 vergütungsfrei.408 

Begründet wird dies damit, dass „der Rechteinhaber ein Interesse daran haben wird, da nur so die 

Auffindbarkeit und die dauerhafte Verfügbarkeit […] [seines Werks, A.d.V.] gewährleistet ist.“409 

                                                           

401 HK-UrhR/Hentsch § 60e Rn. 6. 
402 HK-UrhR/Hentsch § 60e Rn. 3. 
403 § 60e Abs. 1 UrhG; HK-UrhR/Hentsch § 60e Rn. 5. 
404 § 60a Abs. 4 UrhG; HK-UrhR/Hentsch § 60a Rn. 31.  
405 Schricker/Loewenheim/Stieper UrhG (62020) § 60f Rn. 4. 
406 HK-UrhR/Hentsch § 60e Rn. 10. Auch Schricker/Loewenheim/Stieper UrhG (62020) § 60f Rn. 7. 
407 Katharina DE LA DURANTAYE geht in ihren Ausführungen zum Gesetzesentwurf noch davon aus, dass das nicht 

zulässig ist. Das liegt daran, dass dieser Punkt erst im Laufe des parlamentarischen Verfahrens geklärt wurde. Vgl. 

hierzu DE LA DURANTAYE: Neues Urheberrecht, S. 559; HK-UrhR/Hentsch § 60e Rn. 7; Schricker/Loewenheim/Stieper 

UrhG (62020) § 60e Rn. 8. 
408 HK-UrhR/Hentsch § 60e Rn. 7-9; Schricker/Loewenheim/Stieper UrhG (62020) § 60f Rn. 8.BRINKHUS: Probleme, S. 

52. Siehe hierzu auch BERGER: Urheberrecht, S. 961: „Bereits die Vorannahme der Vervielfältigungshandlung muss 
von diesem Zweck getragen sein. Dafür spricht, dass anderenfalls nicht entschieden werden könnte, ob die 

Vervielfältigung vergütungspflichtig der Zugänglichmachung dient oder ob eine Vergütung nach § 60h II Nr. 2 UrhG-

2018 bei den dort aufgeführten Vervielfältigungszwecken entfällt. Eine Bibliothek [ebenso wie ein Archiv, A.d.V.] 

kann daher nicht gleichsam ‚auf Vorrat‘ ihren gesamten Bestand digitalisieren.“ 
409 Schricker/Loewenheim/Stieper UrhG (62020) § 60e Rn. 15. 
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Das UrhWissG kennt, ebenso wie die alten Schrankenregelungen, ein Katalogprivileg (§ 60f Abs. 1 

iVm § 60e Abs. 3), dass es erlaubt, geschützte Werke zur Dokumentation des eigenen Bestands, 

z.B. in Form eines Findbuchs zu präsentieren. Dieses darf jedoch nicht in das Internet ausgespielt 

werden.410 Ebenfalls gestattet ist die Abbildung im Zusammenhang mit Ausstellungen, also in 

einem Ausstellungskatalog. Dabei ist es unerheblich, ob es sich um eine Dauerausstellung oder 

nur eine temporäre Schau handelt.411 Es ist anzunehmen, dass sich dies nicht nur auf 

Ausstellungsprojekte des eigenen Hauses erstreckt, sondern auch für an andere Institutionen zu 

Ausstellungszwecken verliehene Stücke gilt. 

 

Des Weiteren enthält § 60f Abs. 1 iVm § 60e Abs. 4 ebenfalls eine sog. Terminalschranke, die es 

ermöglicht, Benutzungsdigitalisate anzufertigen und diese den NutzerInnen zu 

Forschungszwecken oder für private Studien an elektronischen Leseplätzen zugänglich zu machen. 

Dabei ist zu beachten, dass sich die Regelung tatsächlich nur auf vom Archiv bereit gestellte 

Leseplätze bezieht, die Nutzung mittels Laptop, Smartphone oder Tablet der NutzerInnen in den 

Räumen des Archivs („Bring your own device“) ist nicht vorgesehen.412 Unklar ist jedoch, ob es sich 

bei den Terminals, wie zuvor bei der Nutzung nach § 52b UrhG a.F., um eigens für diesen Zweck 

eingerichtete Terminals handeln muss oder ob an diesen auch andere Recherchetätigkeiten, z.B. 

in Findbüchern, Bibliothekskatalogen oder dem Internet möglich sein können.413 Ebenfalls nicht 

ganz eindeutig ist, ob die Norm nur veröffentlichte oder auch unveröffentlichte Werke umfasst. 

Die einschlägige Kommentarliteratur ist bei dieser Frage nur wenig hilfreich, da sie sich im Regelfall 

nur auf Bibliotheken und deren Bestände bezieht. So weist Malte STIEPER zwar daraufhin, dass 

„anders als nach § 52b aF eine Beschränkung auf veröffentlichte Werke iSv § 6 Abs. 1 nicht mehr 

vorgesehen [ist]“, schränkt die Anwendbarkeit der Aussage auf Archivbestände dann aber dadurch 

ein, dass er ergänzt, „bei Werken in öffentlichen Bibliotheken und Museen [handle es sich] in aller 

Regel um veröffentlichte Werke.“414 Ole JANI macht ebenfalls darauf aufmerksam, dass es nun 

„keine (ausdrückliche) Beschränkung auf veröffentlichte Werke“ mehr gebe. Betont aber 

                                                           

410 „Diese Kataloge können nur verbreitet werden, also nicht im Internet öffentlich zugänglich gemacht werden,“ 

BEGER: Urheberrecht, S. 6. 
411 HK-UrhR/Hentsch § 60e Rn. 13. 
412 BERGER: Urheberrecht, S. 962. 
413 Dreier/Schulze/Dreier UrhG (62018) § 60e Rn. 17, weist darauf hin, dass diese explizite Einschränkung im 

Wortlaut des Gesetzes nicht mehr enthalten ist, nimmt aber an, dass „§ 60e Abs. 4 nach wie vor in diesem Sinne 
einschränkend [ausgelegt werden müsse], da Art. 5 Abs. 3 lit. N InfoSoc-RL eine Ausnahme nur an ‚eigens hierfür 
eingerichteten Terminals‘ zulässt“. Ähnlich auch bei Schricker/Loewenheim/Stieper UrhG (62020) § 60e Rn. 28. 

Anders jedoch bei Wandtke/Bullinger/Jani UrhG (52019) § 60e,f Rn. 51. 
414 Schricker/Loewenheim/Stieper UrhG (62020) § 60e Rn. 26. Ähnlich auch bei HK-UrhR/Hentsch § 60e Rn. 4. 
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gleichzeitig, dass es dennoch nicht zu einer unberechtigten Veröffentlichung kommen dürfe. Er 

weist außerdem darauf hin, dass diese Frage insbesondere für Archive von Bedeutung sei. Der 

dann folgende Hinweis – „Sofern der Nachlass dem Archiv jedoch nur zur Verwahrung übergeben 

worden ist, kann nicht ohne Weiteres daraus geschlossen werden, dass der Urheber mit Übergabe 

auch das Veröffentlichungsrecht ausgeübt hat.“415 – verkennt jedoch die archivische Praxis. Sollte 

ein Nachlassgeber verfügen, dass sein Nachlass für einen bestimmten Zeitraum nicht in die 

Nutzung gehen soll, würde dieser mit einer Sperrfrist belegt und weder im Lesesaal vorgelegt noch 

an einem Terminal gezeigt werden dürfen. Cindy BRAUN und Jörn BRINKHUS schließlich gehen unter 

Rückgriff auf die Novellierungsbegründung und die Wissenschaftsschranke in § 60c UrhG davon 

aus, dass die Regelung nicht auf veröffentlichte Werke begrenzt ist.416  

Anders als bei den alten Regelungen ist nun zum einen die Bestandsakzessorität entfallen, d.h. es 

dürfen auch an mehreren Terminals gleichzeitig die gleichen Archivalien genutzt werden,417 selbst 

wenn davon auszugehen ist, dass das jeweilige Stück aufgrund des unikalen Charakters von 

Archivgut nur einmal vorhanden ist. Zum anderen ist nun geklärt, dass zu nicht-kommerziellen 

Zwecken sog. Anschlusskopien, sowohl in analoger als auch digitaler Form gestattet sind. Die 

NutzerInnen dürfen sich somit entweder Ausdrucke der von ihnen eingesehenen 

Nutzungsdigitalisate machen oder sie sich auf USB-Stick u.ä. abspeichern.418 Der nach wie vor 

geltende Vorrang vertraglicher Regelungen wiederum, also dass Material nur dann an den 

Nutzerterminals zugänglich gemacht werden darf, wenn vertraglich nichts Gegenteiliges bestimmt 

wurde,419 dürfte für Archivgut indes irrelevant sein. Denn auch diese Bestimmung ist mit Blick auf 

Verlagswerke entstanden, um bereits geschlossene Lizenzvereinbarungen nicht auszuhebeln420. 

Eventuell in Schenkungs- und Archivierungsverträgen getroffenen Vereinbarungen zu längeren 

Sperrfristen sind hier nicht gemeint und insofern zu vernachlässigen, da ohnehin nur Archivgut, 

das keinen Sperrfristen mehr unterliegt, im Lesesaal und an Terminals vorgelegt werden darf. 

Die im Gesetzestext genannte Umfangbegrenzung für die Anschlusskopien ist ebenfalls stark auf 

Verlagswerke zugeschnitten und verwendet unbestimmte Rechtsbegriffe, weshalb die konkrete 

                                                           

415 Wandtke/Bullinger/Jani UrhG (52019) § 60e,f Rn.43. 
416 BRAUN und BRINKHUS: Reformen, S. 7. Siehe auch BRINKHUS: Probleme, S. 53/54: „Die Erlaubnisse der 
Wissenschaftsschranke wiederum erstrecken sich explizit auch auf noch nicht veröffentlichte Werke, dies ergibt sich 

aus dem Wortlaut, und so lautet darüber hinaus der in der Novellierungsbegründung niedergelegte Wille des 

Gesetzgebers. Ebenso lässt sich für die Terminalschranke sowie die übrigen Privilegierungen der öffentlichen Archive 

mit guten Argumenten begründen, dass diese auch bei noch nicht veröffentlichten Werken greifen.“ 
417 HK-UrhR/Hentsch § 60e Rn. 14; BRAUN und BRINKHUS: Reformen, S. 8/9. 
418 HK-UrhR/Hentsch § 60e Rn. 14. 
419 § 60g Abs. 2 UrhG. 
420 HK-UrhR/Hentsch § 60g Rn. 1 und 4; Wandtke/Bullinger/Jani UrhG (52019) § 60g Rn. 6. 
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Anwendung auf Archivgut, in einigen Fällen schwierig umzusetzen sein dürfte: „Sie dürfen den 

Nutzern je Sitzung Vervielfältigungen an den Terminals von bis zu 10 Prozent eines Werkes sowie 

von einzelnen Abbildungen, Beiträgen aus derselben Fachzeitschrift oder wissenschaftlichen 

Zeitschrift, sonstigen Werken geringen Umfangs und vergriffenen Werken […] ermöglichen.“421 

Zunächst einmal bereitet die Formulierung „je Sitzung“ Schwierigkeiten. Es ist unklar, was genau 

damit gemeint ist422 – pro Archivbesuch oder bei jedem Aufsuchen des Terminals während eines 

Archivbesuchs? Des Weiteren ist nicht eindeutig, was „sonstige Werke geringen Umfangs“ 

tatsächlich bedeutet. Es wäre nun anzunehmen, dass von dieser Regelung die Anschlusskopie von 

einzelnen Werken, mit denen das Schriftgut meist durchsetzt ist, gedeckt ist. Ebenso sollte der 

Ausdruck/das Abspeichern eines Plakats, Fotos, einer Graphik und eines Gemäldes, einer Skizze 

sowie einer Karte oder eines Plans („einzelne Abbildungen“) und des Weiteren von Schriftstücken 

wie einem Brief oder einem Gedicht möglich sein. Konkreter wird der Sachverhalt, wenn die 

Gesetzesbegründung mitherangezogen wird. In ihr wird deutlich gemacht, dass unter einem Werk 

geringen Umfangs ein Druckwerk bis 25 Seiten, Noten bis 6 Seiten sowie Filme und Tonaufnahmen 

bis 5 Minuten Laufzeit zu verstehen sind.423 Bei allem, was hinsichtlich des Umfangs darüber liegt, 

dürfte wohl die 10%-Regel greifen. Unklar bleibt indes, wie es sich im Falle von handschriftlichen 

oder maschinenschriftlichen Werken verhält, ob diese z.B. analog zu Druckwerken zu behandeln 

sind. Des Weiteren stellt sich die Frage, inwieweit § 60c UrhG (Wissenschaftliche Forschung) 

miteinbezogen werden kann, also erneut eine Schrankenkette zur Anwendung gebracht werden 

kann. Auf die Befugnisse dieser Norm „darf sich [laut Gesetzesbegründung, A.d.V.] jedermann 

berufen. Sie gilt beispielsweise für unabhängige Forscher und solche an Forschungsinstituten, für 

Universitätsprofessoren und wissenschaftliche Mitarbeiter im Rahmen ihrer Forschung sowie 

Studenten bei ihrer wissenschaftlichen Arbeit, aber auch für Privatgelehrte.“424 Damit wäre die 

Norm auf ArchivnutzerInnen anwendbar. Es könnten dann, gemäß § 60c Abs. 2 höhere 

Prozentsätze, nämlich bis zu 75% eines Werkes bei den Anschlusskopien in Anschlag gebracht 

werden. Voraussetzung wäre allerdings, dass es sich um eigene wissenschaftliche Forschungen 

der betreffenden Person handelt, sie die „Vervielfältigungen [also, A.d.V.] nicht mit 

                                                           

421 § 60e Abs. 4, S. 2. 
422 Vgl. hierzu auch BERGER: Urheberrecht, S. 963. 
423 Bundesratsdrucksache 312/17 vom 20. April 2017, Gesetzentwurf der Bundesregierung, Entwurf eines Gesetzes 

zur Angleichung des Urheberrechts an die aktuellen Erfordernisse der Wissensgesellschaft – Urheberrechts-

Wissensgesellschafts-Gesetz, UrhWissG, S. 33, https://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2017/0301-

0400/312-17.pdf?__blob=publicationFile&v=1 [zuletzt aufgerufen am 6. September 2020]. 
424 Bundesratsdrucksache 312/17, S. 38. 

https://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2017/0301-0400/312-17.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2017/0301-0400/312-17.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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Forscherkollegen [teilt]“425, anderen Falls dürfte nach § 60c Abs. 1 Nr. 1 und 2 nur 15 % 

vervielfältigt werden. Ein weiterer Vorteil von einer Anwendung von § 60c läge aus archivischer 

Sicht außerdem darin, dass die Bestimmung nicht nur alle Werkgattungen426, sondern explizit auch 

unveröffentlichte Werke umfasst, um die „Erforschung z.B. von Nachlässen [zu erleichtern].“427  

 

Eine erhebliche Arbeitserleichterung geht vom UrhWiss allerdings dadurch aus, dass es das 

„Problem des Nacherwerbs von Rechten für unbekannte Nutzungsarten“ löst und die digitale 

Nutzung von Altbeständen ermöglicht; ein „Rückgriff auf § 137l ist [nun] weder erforderlich noch 

möglich.“428 Da außerdem vergriffene Werke von der Beschränkung ausgenommen sind und vor 

allem bei Presseerzeugnissen, die ja schon sehr bald nach ihrem Erscheinen nicht mehr lieferbar 

sind, von einem Vergriffensein ausgegangen werden kann […,] läuft der Ausschluss der 

Vervielfältigung von Presseerzeugnis am elektronischen Leseplatz im Ergebnis weitgehend leer.“429 

Die noch kurz vor Ende des Gesetzgebungsverfahren hinzugekommene Ausnahme von 

Zeitschriften und Zeitungen hinsichtlich der Anschlusskopien dürfte folglich für Archive irrelevant 

sein. Insbesondere da sich tagesaktuelle Zeitschriften und Zeitschriften im Regelfall (noch) nicht 

im Archivgut befinden. 

 

Alle nicht in § 60f Abs. 1 iVm § 60e Abs. 1 genannten Nutzungen sind vergütungspflichtig.430 

Vergütungsschuldner für die Vervielfältigung zum Zweck der Zugänglichmachung an einem 

Terminal sind nicht die einzelnen NutzerInnen, sondern die jeweilige Einrichtung, also das Archiv. 

Die Vergütung „erfolgt über die Geräte- und Speichermedien und kann […] pauschal oder 

stichprobenbasiert errechnet werden.“431 Der Anspruch kann nur über eine 

Verwertungsgesellschaft geltend gemacht werden. Allerdings gibt das Gesetz keine Auskunft zur 

Höhe der zu zahlenden Vergütung und/oder den Bemessungsfaktoren, da § 60h den 

Vergütungsanspruch nur dem Grunde nach regelt.432 Die Regelung ist „auf die Aufstellung von 

                                                           

425 HK-UrhR/Hentsch § 60c Rn. 21. 
426 HK-UrhR/Hentsch § 60c Rn. 3. 
427 Bundesratsdrucksache 312/17, S. 38. 
428 Wandtke/Bullinger/Jani UrhG (52019) § 60e,f Rn. 22. 
429 STEINHAUER: Urheberrechts-Wissensgesellschafts-Gesetz, S. 229. 
430 Siehe hierzu auch KLIMPEL, RASCH und WEITZMANN: Handreichung, S. 43. 
431 HK-UrhR/Hentsch § § 60e Rn. 16 und 60f Rn. 7. 
432 „Die gesetzliche Vergütung nach § 60h UrhG-2018 soll die mit §§ 60a bis 60f UrhG-2018 gestatten Nutzungen 

finanziell ausgleichen. Verfassungsrechtlich ist eine wirtschaftliche Kompensation unter dem Gesichtspunkt einer 

‚ausgleichspflichtigen Inhalts- und Schrankenbestimmung‘ des Urheberrechts geboten. […] Allerdings wird die 

gesetzliche Ausgestaltung der Ausgleichspflicht diesen Vorgaben nicht gerecht“, BERGER: Urheberrecht, S. 956.   
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Tarifen433 und Gesamtverträgen ausgerichtet. […] mit § 60h III 1 UrhG-2018 [soll] zum Ausdruck 

gebracht werden, dass die Verwertungsgesellschaften keine Einzelerfassung von Nutzungen 

verlangen können.“434 Dem entsprechenden Rahmenvertrag zwischen Bund und Ländern sowie 

den Verwertungsgesellschaften VG Wort und VG Bild-Kunst435 können die jeweiligen 

Gedächtnisinstitutionen zu einem beliebigen Zeitpunkt während der Laufzeit436 – schriftlich über 

die VG Wort – beitreten. Die Abrechnung der Vergütung erfolgt jährlich. Inwieweit der Tarif der 

VG Wort, der sich am Nettoladenpreis orientiert,437 den es aber für Archivgut nicht gibt, auf 

Archivgut anzuwenden ist, ist jedoch unklar. Ebenfalls unsicher ist, ob das aus Sicht der 

Verwertungsgesellschaft überhaupt wünschenswert ist, da es möglicherweise ökonomisch nicht 

lohnend ist.438 Die Vergütung für die von den NutzerInnen angefertigten Anschlusskopien 

hingegen richtet sich nach der Betreiberabgabe in § 54c UrhG. Der Ausdruck auf Papier fällt 

demnach unter den Betrieb von Ablichtungsgeräten. Keine entsprechende Regelung gibt es bisher 

jedoch für das Abspeichern auf einem USB-Stick u.ä.439 

 

§ 60f Abs. 2 regelt schließlich wie bei der Übergabe von urheberrechtlich relevanten 

elektronischen Unterlagen (z.B. im Rahmen der E-Akte) zu verfahren ist.440 Anders als bei der 

Übernahme von papierenen Unterlagen setzt die Übernahme digitaler Unterlagen Kopiervorgänge 

voraus, wodurch in das urheberrechtliche Vervielfältigungsrecht eingegriffen wird. Um die 

Übernahme dennoch möglich zu machen, erlaubt die Norm „Archiven, die auch im öffentlichen 

                                                           

433 Die es so für Archivgut (noch) nicht gibt. Siehe hierzu BRINKHUS: Probleme, S. 54: „Für Archive fehlt zur wichtigen 
Fallgruppe, dass urheberrechtlich geschützte Werke, häufig nur der ‚kleinen Münze‘, in verschiedenem Archivgut 
verstreut sind, bisher eine wirtschaftliche Abgeltungsregelung. Allerdings verhindert die Nichtaufstellung eines Tarifs, 

der die entsprechende Fallkonstellation berücksichtigt, nicht die Erhebung einer angemessenen Vergütung“. Wenn es 

keinen passenden Tarif gibt, dann muss laut BGH Urteil aus dem Oktober 2011, derjenige angewendet werden, der 

der Nutzung am nächsten kommt. Vgl. hierzu BGH, Urteil vom 27. Oktober 2011 – Az. I ZR 175/10 – Bochumer 

Weihnachtsmarkt, https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-

bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=f72716d2953a9f9f99acb1a7c5d29c89&nr=60150&pos

=10&anz=31 [zuletzt aufgerufen am 12. Oktober 2020]. 
434 BERGER: Urheberrecht, S. 957/958. 
435 Zum Vertragstext siehe BEGER: Urheberrecht, S. 177-192. Siehe hierzu außerdem S. 7/8, S. 45/46 und S. 98/99. 
436 Aktuell endet der Rahmenvertrag am 31. Dezember 2021. Danach verlängert er sich, so er von keinem der 

beiden Vertragspartner gekündigt wird, um ein Jahr. Sollte das UrhWissG zum 1. März 2023 außer Kraft treten, so 

endet auch der Rahmenvertrag. Vgl. hierzu § 8 Rahmenvertrag zur Vergütung von Ansprüchen nach § 60e Abs. 4 

i.V.m. § 60h Abs. 1 UrhG (Zugänglichmachung an Terminals), in: BEGER: Urheberrecht, S. 181. Für die jeweils gültige 

Vertragsfassung siehe den vom Bibliotheksverband bereitgestellten Scan 

https://www.bibliotheksverband.de/fileadmin/user_upload/DBV/vereinbarungen/Rahmenvertrag_60e_Abs_4_Urh

G_Terminals_unterzeichnet.pdf [zuletzt aufgerufen am 21. September 2020]. Siehe auch BRINKHUS: Probleme, S. 54. 
437 Schricker/Loewenheim/Stieper UrhG (62020) § 60e Rn. 33. 
438 Details: BRINKHUS: Probleme, S. 54. Vgl. auch Dreier/Schulze/Schulze UrhG (62018) VGG § 41 Rn. 13. 
439 Schricker/Loewenheim/Stieper UrhG (62020) § 60e Rn. 33. 
440 Siehe hierzu HK-UrhR/Hentsch § 60f Rn. 6. 

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=f72716d2953a9f9f99acb1a7c5d29c89&nr=60150&pos=10&anz=31
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=f72716d2953a9f9f99acb1a7c5d29c89&nr=60150&pos=10&anz=31
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=f72716d2953a9f9f99acb1a7c5d29c89&nr=60150&pos=10&anz=31
https://www.bibliotheksverband.de/fileadmin/user_upload/DBV/vereinbarungen/Rahmenvertrag_60e_Abs_4_UrhG_Terminals_unterzeichnet.pdf
https://www.bibliotheksverband.de/fileadmin/user_upload/DBV/vereinbarungen/Rahmenvertrag_60e_Abs_4_UrhG_Terminals_unterzeichnet.pdf
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Interesse tätig sind“ (und nur diesen), urheberrechtlich geschützte Unterlagen im 

Übernahmeprozess zu kopieren. Bei der abgebenden Stelle sind sie daraufhin zu löschen. 

Inwiefern die Bestimmung, zum „unverzüglichen“ Löschen eine gewisse Karenzzeit vorsieht, die 

eine Überprüfung der Vollständigkeit und Richtigkeit des Kopiervorgangs ermöglicht, ist jedoch 

(noch) unklar. Ferner ist in diesem Zusammenhang zu bedenken, dass auch Unterlagen 

archivwürdig sein können, „die einer laufenden Aktualisierung unterliegen und möglicherweise 

urheberrechtlich geschützte Werke enthalten […]. Diese werden in bestimmten zeitlichen 

Abständen zu einem bestimmten Stand übernommen. Anschließend können die Unterlagen bei der 

anbietungspflichtigen Stelle nicht gelöscht werden, da sie weiterhin zur Aufgabenerfüllung benötigt 

werden.“441 

 

 

5. Fazit 

 

Es ist deutlich geworden, dass Archivgut mit einer Vielzahl von urheberrechtsbewehrten 

Einzelstücken durchsetzt ist. Der mengenmäßig größere Teil dürfte sich zwar in nichtamtlichen 

Beständen und im Sammlungsgut befinden, aber auch amtliche Bestände können Werke 

unterschiedlichster Gattungen – angefangen von Sprachwerken, über Lichtbildwerke und Skizzen, 

bis hin zu Karten und Pläne, etc. – enthalten. Unter konservatorischen, arbeitsökonomischen und 

betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten, aber auch zur Erhöhung des NutzerInnenkomforts, 

erscheint es sinnvoll, das Archivgut, das keinen Schutzfristen mehr unterliegt, zu digitalisieren und 

den NutzerInnen an Terminals im Lesesaal zur Verfügung zu stellen. Aus Sicht des Urheberrechts 

berührt dieses Nutzungsszenario jedoch das Urheberpersönlichkeitsrecht, § 12 UrhG 

(Veröffentlichungsrecht) und § 13 UrhG (Anerkennung der Urheberschaft), und greift in eine Reihe 

von dessen Verwertungsrechten, vor allem § 16 UrhG (Vervielfältigungsrecht) und § 17 UrhG 

(Verbreitungsrecht) ein. Alle RechteinhaberInnen zu ermitteln sowie für alle betroffenen Stücke 

Nutzungsrechte einzuwerben, ist aufgrund der schieren Menge an Objekten sowie des hohen 

Rechercheaufwands von Seiten der Archive nicht zu leisten. Auch ist für einen Laien nicht immer 

klar zu erkennen, wo bei den einzelnen Stücken die Grenze zwischen schutzwürdig und nicht 

schutzwürdig zu ziehen ist. Es würde folglich immer „eine Teilmenge an Werken bleiben, deren 

rechtliche Situation unklar bleibt. Wollte man jedes Risiko vermeiden hieße dies, v.a. die Nutzung 

                                                           

441 Stellungnahme der KLA zum Referentenentwurf des UrhWissG vom 27. Februar 2017. 
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und Zugänglichmachung des kulturellen Erbes massiv einzuschränken. Dies läuft allerding dem 

gesetzlichen und gesellschaftlichen Auftrag von Archiven und Museen entgegen.“442 

 

Einen Ausweg aus dieser Kollisionslage zwischen den Belangen der UrhberInnen und den 

Aufgaben der Archive bieten sog. Schrankenregelungen. Mit §§ 60e und f UrhG enthält das am 1. 

März 2018 in Kraft getretenen Urheber-Wissensgesellschafts-Gesetz (UrhWissG) eine 

Schrankenregelung explizit für Bibliotheken (§ 60e) sowie für Archive, Museen und 

Bildungseinrichtungen (§ 60f). Mit Hilfe der neueingeführten Paragraphen soll das Urheberrecht 

für das Informationszeitalter ‚fit gemacht‘ werden und insbesondere für Gedächtnisinstitutionen 

einfachere und günstigere Bedingungen geschaffen werden, ihre Aufgaben auch in einem 

digitalen Umfeld adäquat wahrnehmen zu können. 

 

Für das oben beschriebene Nutzungsszenario ist die in § 60f Abs. 1 iVm § 60e Abs. 4 aufgeführte 

sog. Terminalschranke einschlägig: „Im geschützten internen Lesesaal, also bei einer Benutzung in 

den Räumen des Archivs, greift die Terminalschranke und ermöglicht eine Benutzung von Archivgut 

mit Werkcharakter an einem elektronischen Leseplatz.“ 443 Zunächst einmal stellt die 

Terminalschranke eine beträchtliche Erleichterung für die Archive dar: Sie bezieht sich auf alle 

Werkgattungen, löst das Problem der unbekannten Nutzungsarten für Altverträge und umfasst 

zudem verwaiste Werke. Weil außerdem „eine solche Benutzung [begründeterweise] 

[wahrscheinlich, A.d.V.] keine Veröffentlichung dar[stellt], […] erstreckt sich die Privilegierung 

durch die Terminalschranke [mutmaßlich] auch auf unveröffentlichtes Archivgut mit 

Werkcharakter.“ 444 Da Letzteres zwar anzunehmen, aber noch nicht eindeutig geklärt ist, muss 

das einzelne Archiv hier möglicherweise trotz allem eine Risikoabschätzung vornehmen. Diese 

sollte vor allem das Verfolgungsinteresse etwaiger RechteinhaberInnen (in den meisten Fällen 

eher als gering einzuschätzen) sowie den potentiell entstehenden finanziellen Schaden 

einkalkulieren, der im Falle, dass berechtigte Ansprüche geltend gemacht würden, entstünde. 445 

Schließlich ist es durch den Wegfall der Bestandsakzessorität außerdem möglich, ein und dasselbe 

Archivale an mehreren Terminals gleichzeitig anzuzeigen. 

 

                                                           

442 KRÄMER und ZILLES: Urheberrecht, S. 118. 
443 BRAUN und BRINKHUS: Reformen, S. 19. 
444 BRAUN und BRINKHUS: Reformen, S. 19. 
445 Siehe hierzu auch KLIMPEL, RACK und WEITZMANN: Handreichung, S 11. 
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Schwierig wird die Situation jedoch bei der konkreten Umsetzung der Terminalschranke: Nicht 

eindeutig ist erstens, ob die Terminals – als Insellösungen – nur für die Einsicht in digitalisiertes 

Archivgut genutzt werden dürfen oder ob den NutzerInnen am gleichen Gerät auch andere 

Recherchen (z.B. Findbücher, Bibliothekskataloge, Internet) erlaubt sind. Zweitens ist der 

Nutzungszweck begrenzt. Erlaubt ist die Nutzung der Terminals (und damit auch das Anfertigen 

von Anschlusskopien) für „Forschung oder private Studien“446, wobei private Studien solche sind, 

„die in dem Gewinn von Erkenntnissen zur Befriedigung rein persönlicher Bedürfnisse dienen“447. 

Eine Nutzung für kommerzielle Zwecke ist hingegen ausgeschlossen. Eine effektive Überprüfung, 

wie die NutzerInnen an den Terminals arbeiten, ist indes kaum realisierbar. Möglich ist allenfalls 

ein entsprechender Hinweis in der Benutzungsordnung sowie evtl. eine entsprechende 

Selbstverpflichtung der NutzerInnen im Rahmen des Benutzungsantrags. Problematisch ist 

drittens die Umfangbegrenzung hinsichtlich der Anschlusskopien.448 Eine entsprechende 

technische Konfiguration, dass von einem Werk nicht mehr, als der erlaubte Prozentsatz 

ausgedruckt bzw. abgespeichert wird,449 ist vielleicht bei Verlagswerken möglich, nicht jedoch bei 

mit einzelnen Werken durchsetztem Archivgut. Nach der Auffassung von Malte STIEPER dürfte 

jedoch an „Terminals, bei denen eine quantitative Beschränkung des Kopierumfangs technisch 

nicht möglich ist, keine Möglichkeit zur Vervielfältigung gegeben werden, es darf also insbesondere 

keine Drucker- oder USB-Schnittstelle vorhanden sein.“450 Der NutzerInnenkomfort wäre dadurch 

wieder eingeschränkt und auch die Arbeitserleichterung für das Lesesaalpersonal durch das 

Wegfallen von Kopieraufträgen perdu. 

Schließlich fehlt viertens noch ein adäquates Regelwerk für die Ermittlung der fälligen Vergütung 

für die Zugänglichmachung der Archivalien an den Terminals sowie für die Anschlusskopien. 

 

Ebenso wie die Beschränkung des Umfangs der Anschlusskopien resultiert hinsichtlich der 

Vergütung die Schwierigkeit aus der Parallelsetzung von Archiven mit Bibliotheken durch den 

Gesetzgeber. Infolgedessen wurden die Bedürfnisse der Archive kaum berücksichtigt und die 

Regelungen des UrhWissG gehen in großen Teilen an der archivischen Realität vorbei. Insgesamt 

kann daher durchaus in Frage gestellt werden, „ob das Gesetz seinen hohen Ansprüchen, nämlich 

                                                           

446 § 60 Abs. 4 UrhG. 
447 Schricker/Loewenheim/Stieper UrhG (62020) § 60e Rn. 29. 
448 Vgl. zu dieser Problematik auch HÄNGER: Urheberrecht, S. 32/33. 
449 Siehe hierzu z.B. Dreier/Schulze/Dreier UrhG (62018) § 60e Rn. 23; Schricker/Loewenheim/Stieper UrhG (62020) § 

60e Rn. 31. 
450 Schricker/Loewenheim/Stieper UrhG (62020) § 60e Rn. 32. 
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ein praxistaugliches und in der Praxis auch verständliches sowie übersichtliches Urheberrecht für 

Bildung, Wissenschaft und Institutionen zu schaffen, auch für den Archivbereich gerecht geworden 

ist.“451 

Da die Gültigkeit des UrhWissG zunächst auf fünf Jahre begrenzt ist und ein Jahr vor Ablauf 

evaluiert werden soll, sollten Archive die verbleibenden Monate nutzen, um mehr Lobbyarbeit (als 

Vorbild können Verlage und Bibliotheken dienen) zu machen, über die eigene Arbeit zu 

informieren und ihre Bedürfnisse deutlich zu artikulieren, um im Falle einer erneuten 

Gesetzesnovellierung tatsächlich berücksichtigt zu werden. Denn mutmaßlich ist ein Teil des 

aktuellen, nur bedingt vorteilhaften Gesetzes auch auf Unkenntnis bei den entscheidenden Stellen 

zurückzuführen: „[…] due to knowledge problems, copyright and patent law has not and indeed 

cannot strike a delicate balance between public and private interests. Due to public choice 

problems, lawmakers can at best achieve only a rather indelicate imbalance between various 

private interests – namely, those private interest with sufficient clout to sway legislative 

deliberations. […] Does this sound discouraging? It gets worse. Public choice theory teaches that 

even if lawmakers could obtain the data necessary for delicate balancing all the public and private 

interests affected by copyright and patent law, it wouldn't matter. Lawmakers would not use those 

data – or, more precisely, those data would not control the laws they make. Instead, lobbying by 

special interests would invariably ensure that copyright and patent law favors private interests over 

public ones.“452 

  

                                                           

451 STEINHAUER: Urheberrechts-Wissensgesellschafts-Gesetz, S. 234. 
452 Tom W. BELL: Indelicate Imbalancing in Copyright and Patent Law, in: Copy fights. The future of intelllectual 

property in the information age, hrsg. von Adam THIERER und Wayne CREWS, Washington D.C. 2002, S. 1-16, hier S. 2 

und 7. 
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